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Gleich sechsmal kamen im Jahr 2023 die Staats- und Regierungschefs der 27 EU-Mitgliedstaaten mit der Präsidentin der 
EU-Kommission und dem Präsidenten des Europäischen Rats zusammen (einmal davon per Videokonferenz), um Europa in 
herausfordernden Zeiten gemeinsam in die richtige Richtung zu steuern. Es galt, europäische Antworten zu finden auf den an-
dauernden völkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg gegen die Ukraine, auf die Spannungen zwischen Serbien und dem 
Kosovo, den Konflikt zwischen Aserbaidschan und Armenien sowie auf die brutalen Terrorattacken der Hamas auf israelische 
Zivilisten und die sich anschließende Krise im Nahen Osten. Die Herausforderung der nicht nachlassenden Migration nach 
Europa war ebenso Thema bei den „Chefs“ wie die Wettbewerbsfähigkeit Europas und die fortdauernde Klimakrise – 2023 war 
das bisher heißeste Jahr in der Geschichte, und bei Überschwemmungen in Slowenien und Griechenland, aber auch in Kärn-
ten und der Steiermark zeigte sich, dass der Klimawandel mittlerweile in unserem Alltag spürbare Konsequenzen hat. Gleich 
zweimal – einmal in Moldawien und einmal im spanischen Granada – tagte 2023 die Europäische Politische Gemeinschaft. 
Dabei tauschten sich die Spitzen der EU mit den Staats- und Regierungschefs aller europäischen Staaten aus, die sich zu 
einer gemeinsamen und demokratischen Friedens- und Sicherheitsordnung bekennen – das sind mittlerweile 47 europäische 
Staaten, alle mit Ausnahme von Russland und Belarus. Außerdem trafen sich die 27 noch mit den Westbalkan-Staaten und 
der politischen Führung der lateinamerikanischen und karibischen Staaten.

„Gipfel“ werden diese politischen Treffen auf höchstem Ni-
veau genannt. Aus der Ferne mögen solche Gipfeltreffen oft 
abstrakt erscheinen, und Beobachter haben gelegentlich den 
Eindruck, es ginge dabei nicht viel voran. Gipfeltreffen sind 
allerdings in der Praxis außerordentlich wichtig für die euro-
päische und internationale Zusammenarbeit. Denn manchmal 
lässt sich eben nur auf oberster Ebene feststellen, ob man 
Interessen zusammenführen, Meinungsverschiedenheiten 
überwinden und am Ende im Verhandlungsweg gemeinsame 
Lösungen finden kann. Österreich spielt bei diesen Gipfeltref-
fen in der EU übrigens eine ganz maßgebliche Rolle. Denn 
in der EU gilt der Grundsatz, dass bei den großen Entschei-
dungen die „Chefs“ aller 27 Mitgliedstaaten gleichberechtigt 
mitentscheiden. Österreich hat so die gesetzliche Pflicht der 
EU zur Klimaneutralität bis spätestens 2050 ebenso mitbe-
schlossen wie die strategische Förderung der europäischen 
Halbleiterindustrie. Die gemeinsame Beschaffung von Impf-
stoffen in der Covid-Pandemie wurde von Österreich eben-
so mitgetragen wie der gemeinsame Einkauf von Gas in der 
durch den russischen Angriffskrieg ausgelösten Energiekrise. 
Und auch die einschneidenden Wirtschaftssanktionen gegen 
Russland hat Österreich genauso mitbeschlossen wie den 
Kandidatenstatus für die Ukraine und Bosnien und Herze-
gowina. Wie alle EU-Mitgliedstaaten bringt Österreich dabei 
stets seine eigenen Interessen ein und verhandelt hart. Am 
Ende ist aber Österreich genauso kompromissbereit und so-
lidarisch wie alle anderen Staaten der Europäischen Union. 
Denn wir Europäer wissen aus Erfahrung: Nur gemeinsam 
sind wir stark, gerade in den aktuell herausfordernden Zeiten.

Das Team der Vertretung der Europäischen Kommission in 
Österreich hat es sich zur Aufgabe gemacht, europäische 
Themen und die gemeinsamen Beschlüsse, die auf Gipfel-
treffen getroffen werden, den Österreicherinnen und Öster-
reichern sowie allen Menschen, die in Österreich leben, näher 
zu bringen. Dazu haben wir 2023 gemeinsam mit unseren 
Europe-Direct-Zentren und der Österreichischen Gesellschaft 
für Europapolitik „EU-Gipfeltouren“ in allen neun Bundeslän-
dern organisiert. Dabei luden wir Schülerinnen und Schüler, 
Lehrlinge, Studierende, Bürgermeister und Gemeinderäte und 
interessierte Bürgerinnen und Bürger aus der Region dazu 
ein, bei einer thematischen Bergwanderung gemeinsam ak-
tuelle Fragen der EU-Politik zu diskutieren. Expertinnen und 
Experten lieferten jeweils in kurzen Impulsreferaten Zahlen 
und Fakten als Grundlage für die Diskussion, die meist auf 
einer Alm bei Abschlussgesprächen mit Brettljause ihren  

Höhepunkt fand. Mein Team und ich haben uns sehr gefreut, 
dass insgesamt mehr als 500 interessierte Personen mitge-
wandert sind und mitdiskutiert haben. Eine besonders große 
Freude war die engagierte Mitwirkung der Europaabgeord-
neten Barbara Thaler (gleich zweimal!), des Wiener Bürger-
meisters Michael Ludwig, des Vizepräsidenten des Europäi-
schen Parlaments Othmar Karas, des früheren Salzburger 
Landeshauptmanns Franz Schausberger, des Präsidenten des 
Kärntner Landtags Reinhart Rohr, der Vorarlberger Landtags-
abgeordneten Andrea Schwarzmann, des burgenländischen 
Landeshauptmanns Hans Peter Doskozil, des EU-Haushalts-
kommissars Johannes Hahn, von Lara Leik von den „Scien-
tists for Future“ sowie von Vasyl Khymynets, Botschafter der 
Ukraine, und Cristina Fraile Jiménez de Muñana, Botschafte-
rin Spaniens in Österreich. Ob bei Sonne oder Regen, bei Wind 
und Wetter, wir haben einander viel zugehört, am Berg viel 
voneinander und übereinander gelernt, verschiedene Meinun-
gen respektiert, Kompromisse erarbeitet – und so hoffentlich 
einen kleinen Beitrag dazu geleistet, dass Europa in Öster-
reich vor Ort verständlicher wird.

2024 ist weltweit ein Superwahljahr – von Indien und Pa-
kistan über die USA und Namibia bis nach Rumänien und 
Österreich werden demokratische Wahlen stattfinden. Auch 
die Abgeordneten des Europäischen Parlaments – 20 davon 
aus Österreich – werden vom 6. bis 9. Juni 2024 in freien, 
direkten und demokratischen Wahlen neu gewählt werden. 
Wahlen sind der Höhepunkt der Demokratie. Wenn Wahlent-
scheidungen auf ehrlicher Information, gut recherchierten 
Fakten und pluralistischem Diskurs beruhen, dann werden sie 
unser Gemeinwesen, ob auf lokaler, regionaler oder europäi-
scher Ebene, am Ende stärker und bürgernäher machen. In 
diesem Sinne: Beteiligen Sie sich an der politischen Debatte 
über Europa, über seine Fehler und Unzulänglichkeiten eben-
so wie über seine Leistungen und Erfolge, gerade in Krisen-
zeiten. Und vor allem: Gehen Sie am 9. Juni zur Europawahl. 
Und gestalten Sie so das Europa von morgen mit.

Martin Selmayr,  
Leiter der Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich
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 Es geht um unsere Demokratie  
 Martin Selmayr 



Das Jahr 2023 war auf europäischer Ebene von großen Wei-
chenstellungen geprägt. Die EU-Erweiterung ist zurück auf 
der Agenda. Das kann in seiner Bedeutung nicht überschätzt 
werden: Der Westbalkan, die Ukraine und die Republik Mol-
dau gehören zur europäischen Familie. Zudem hat die Euro-
päische Union 2023 zukunftsweisende Beschlüsse gefasst, 
vom Gesetz zur Wiederherstellung der Natur über das Ge-
setz zu kritischen Rohstoffen bis zur Einigung der EU-Staa-
ten auf eine gemeinsame Linie beim Asyl- und Migrations-
paket – um nur einige zu nennen. Gleichzeitig haben sich die 
geopolitischen Herausforderungen infolge des Terrorangriffs 
der Hamas auf Israel und des fortgesetzten russischen An-
griffskrieges gegen die Ukraine noch verschärft. Vor diesem 
Hintergrund brauchen wir mehr denn je ein starkes, hand-
lungsfähiges Europa.

Als EU-Kommissar für Haushalt und Verwaltung trage ich 
dafür Sorge, dass die Union finanziell in der Lage ist, ihren 
Anforderungen gerecht zu werden. Diese sind aufgrund der 
globalen Entwicklungen und neuer Handlungsaufträge der 
Mitgliedstaaten in den vergangenen Monaten stark gestie-
gen. Die dringend notwendige weitere Unterstützung der 
Ukraine, die Erhöhung der humanitären Hilfe für den Gaza-
streifen und andere Regionen der Welt, die Verstärkung des 
Außengrenzschutzes und neue Maßnahmen für mehr Wett-
bewerbsfähigkeit kosten Geld. Eine Aufstockung des aktuel-
len Finanzrahmens bis 2027 ist unerlässlich, damit die Euro-
päische Union ihre Aufgaben erfüllen kann. Anders formuliert: 
Wenn ich eine Person beauftrage, den Großglockner zu be-
steigen, dann muss ich ihr auch Bergschuhe und Steigeisen 
zugestehen. Nur mit Turnschuhen stehen die Chancen, heil 
oben anzukommen, schlecht. 

Wir brauchen Realismus in Europa. Vor allem auch, was unser 
Selbstbild anbelangt. Aktuell haben wir einen ungesunden 
Drang zur Selbstverzwergung. Wir sind Weltmeister darin, 
Europa – also uns – schlechtzureden. Dabei haben wir so viel 
zu bieten. Mit der Datenschutzgrundverordnung und den Ge-
setzen über digitale Dienste und digitale Märkte setzen wir 
weltweit Standards. Wir sind der größte Geldgeber für Ent-
wicklungszusammenarbeit. Auch bei Forschung und Entwick-
lung gehört Europa zur Weltklasse. Die Liste ließe sich noch 
lange fortsetzen.

Ich will nicht verschweigen, dass mir insbesondere die relativ 
hohe EU-Skepsis in Österreich Sorge bereitet. Laut einer im 
Sommer 2023 veröffentlichten Eurobarometer-Umfrage hat 
fast ein Drittel der Bevölkerung ein negatives Bild von der 
EU. Ich frage mich oft, welches Bild die Menschen vor Augen 
haben. Sehen sie auch die Arbeitsplätze, die der Binnenmarkt 
sichert, und EU-geförderte Bahnprojekte wie den Ausbau der 
Koralmbahn und den Brenner-Basistunnel? Oder verstellen 
imaginäre Aktenberge als Symbol einer vermeintlichen Über-
regulierung den Blick auf gemeinsame Errungenschaften? 

Fest steht: Das Bild der EU ist nicht in Stein gemeißelt. Jede 
und jeder von uns ist aufgefordert, es mitzugestalten. 2024 
gleich zwei Mal: Im Juni gilt es, bei der Europawahl die Ab-
geordneten des Europäischen Parlaments zu bestimmen. Und 
auch die österreichische Nationalratswahl hat einen großen 
Einfluss auf die Europapolitik, schließlich sind die Regie-
rungsmitglieder am Beschluss neuer EU-Gesetze maßgeblich 
beteiligt.

Die Europäische Union ist natürlich nicht perfekt. Wie ich 
auch bei meiner Rede zum Europatag im Österreichischen 
Parlament betont habe: Niemand verlangt, dass wir alle beim 
Aufstehen die Europahymne summen. Aber wir sollten uns 
doch hin und wieder bewusst werden, welches Glück wir in 
der Europäischen Union haben. Viele Menschen in der Welt 
würden jederzeit mit uns tauschen, um in den Genuss unserer 
Lebensart zu kommen. Eine Lebensart, die Freiheit garantiert, 
unsere Rechte als Konsumenten schützt, unsere Umwelt be-
wahrt, Arbeitsplätze der Zukunft sichert und Chancen für je-
den Einzelnen bietet.

Wir brauchen einen offenen, fairen und faktenbasierten Aus-
tausch über Europa. Die Vertretung der Europäischen Kom-
mission hat diesbezüglich 2023 wieder viel bewegt, nicht 
nur durch ihre EU-Gipfeltour. Ich danke dem gesamten Team 
herzlich für seinen unermüdlichen und stets kreativen Einsatz 
beim Erklären europäischer Themen und Zusammenhänge 
in Österreich. Europa kann man am besten vor Ort vermit-
teln, und ich freue mich, dass das Team unserer Vertretung  
dazu in allen neun Bundesländern und in den Medien sehr 
präsent ist. 

Die Autobiographie des überzeugten Europäers Hugo Portisch 
trägt den Titel „Aufregend war es immer“. Im Hinblick auf die 
Europäische Union ließe sich ableiten „Herausfordernd war es 
immer“. Die Kompromissfindung zwischen den EU-Mitglied-
staaten ist nicht immer einfach. Aber sie hat sich immer ge-
lohnt. Mehr als 70 Jahre Frieden zwischen den EU-Mitglied-
staaten beweisen das eindrucksvoll. Die Europäische Union 
war und ist unser bestes Zukunftsversprechen für Frieden 
und Wohlstand. Damit dieses Versprechen hält, müssen wir 
Vertrauen in das gemeinsame Europa haben. Und Europa 
muss auf uns vertrauen können.

Alles Gute – und bleiben Sie gesund.

Johannes Hahn, Mitglied der Europäischen Kommission,  
zuständig für Haushalt und Verwaltung
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 Europa lohnt sich 
 Johannes Hahn 



Liebe Europäerinnen und Europäer, 

die Verantwortung für die Gestaltung eines vereinten Europas tragen wir alle. Die heutige Welt ist von 
konstanten Veränderungen und Herausforderungen auf allen Ebenen geprägt. Um dies zu meistern, 
braucht es eine aktive Stärkung der Demokratie, politischer Bildung und die aktive Einbindung junger 
Menschen in den politischen Prozess. Als engagierte Jugendvertreterinnen in Österreich möchten wir 
hier unsere Gedanken zur Bedeutung dieser Werte mit Ihnen teilen und einen gemeinsamen Weg in die 
Zukunft zeichnen. 

Vor mehr als 70 Jahren wurden die Grundsteine für ein Europa des Friedens und der Sicherheit gelegt. 
Doch heute, in Zeiten, in denen die Welt von Konflikten und Krisen erschüttert wird, wird uns schmerz-
haft bewusst, dass Frieden und Stabilität keine Selbstverständlichkeit sind. Gerade die jüngsten Er-
eignisse im Nahen Osten und der Ukraine sowie anderen Teilen der Welt mahnen uns eindringlich: Die 
Welt befindet sich im Wandel, und es liegt an uns, zu entscheiden, wie unsere Zukunft aussehen soll. 
Wir können uns entmutigen lassen und in der Dunkelheit der Unsicherheit verharren oder unsere Kräfte 
bündeln und gemeinsam für eine Zukunft kämpfen, die von Frieden, Sicherheit und Prosperität geprägt 
ist. Unser heutiges Handeln wird nicht nur unsere Gegenwart, sondern auch die zukünftiger Genera-
tionen maßgeblich beeinflussen. Gerade weil junge Menschen am längsten mit den heute getroffenen 
Entscheidungen leben müssen, sollten wir schon jetzt eingebunden und gehört werden.

Unsere Mission ist es, einen offenen Dialog über die Bedeutung von Beteiligung und Demokratie in 
Europa zu initiieren. Wir sind davon überzeugt, dass es speziell in den Händen der Jugend liegt, die 
Zukunft unserer Gesellschaft mitzugestalten. Gemeinsam möchten wir Sie in diesem Vorwort dazu an-
regen, über die Relevanz Ihres politischen Engagements, aber auch über das der Jugend und ihrer Rolle 
in unserer europäischen Gemeinschaft nachzudenken. 

Doch um hier eine Veränderung zu bewirken und eine aktive Beteiligung zu ermöglichen, müssen wir 
die Weichen richtig stellen. Politik sollte nämlich keine abstrakte Angelegenheit sein, sondern ein gene-
rationenübergreifendes Projekt, in dem die wertvollen Ideen und das tiefgreifende Wissen von Alt und 
Jung gleichermaßen geschätzt werden. Denn die Jugend von heute ist engagiert und voller Energie und 
Visionen für eine bessere Welt. Daher ist es von großer Bedeutung, den Ansichten junger Menschen 
ausreichend Raum zu geben und sie zu ermutigen, sich weiterhin aktiv zu engagieren. Dies trifft ins-
besondere auf Themen zu, die für die Gestaltung ihrer Zukunft von großer Relevanz sind, wie beispiels-
weise die Klimakrise.

Besonders bedeutend ist außerdem eine umfassende und anregende politische Bildung. Es bedarf einer 
Vermittlung von qualitativ hochwertigen Informationen über die EU, die leicht zugänglich und auf die 
jeweilige Zielgruppe zugeschnitten präsentiert werden. Die Förderung von Medienkompetenz ist ebenso 
unerlässlich, insbesondere im Umgang mit Sozialen Medien als bedeutende Informationsquellen für 
Jung und Alt. Speziell in Ländern wie Österreich, wo junge Menschen bereits ab 16 Jahren wählen gehen 
können, muss dies ermutigt und informativ unterstützt werden. Nur wenn die EU die nächste Genera-
tion in das Geschehen von heute einbindet, wird sie ihr volles Potential entfalten können. Umfassende 
politische Bildung und die öffentliche sowie die finanzielle Förderung eigenständiger, politisch neutraler 
Jugendinitiativen zu diesem Zweck sind deshalb unerlässlich. 

Jede und jeder Einzelne kann einen Unterschied machen, sei es im Kampf gegen die Klimakrise, für die 
Rechte von Menschen, die einer kulturellen, religiösen oder anderweitigen Minderheit angehören, oder 
für die Unterstützung derjenigen, die in Zeiten wirtschaftlicher Herausforderungen am meisten leiden.

Gerade wir, die Generation von heute, dürfen nicht darauf warten, dass andere die Dinge für uns in die 
Hand nehmen. Wir müssen selbst aktiv werden und unseren Beitrag leisten, um eine starke und gesunde 
Demokratie zu erhalten. Schließlich liegt es am Ende des Tages an uns, Europa zu einem Ort zu machen, 
an dem wir alle noch für lange Zeit friedlich zusammenleben können. In diesem Sinne rufen wir auch die 
politischen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger dazu auf, junge Menschen zu ermutigen 
und ihre Ideen und Visionen aktiv in die Gestaltung unserer gemeinsamen Zukunft einzubeziehen. Denn 
in der Beteiligung der Jugend liegt die Kraft für ein gestärktes Europa.

Demokratie ist nicht nur ein System, sondern eine Verantwortung, die wir alle teilen. Lassen Sie uns die-
se Verantwortung gemeinsam tragen und eine lebendige und demokratische Zukunft für alle gestalten.

Emily Usner, Vertreterin des Europäischen Jugendparlaments Österreich 
& Fariha Khan, Europäische Jugenddelegierte der Bundesjugendvertretung 

Emily Usner und Fariha Khan haben am 4. Mai 2023  
bei unserem Festakt zum Europatag eine Rede im  
Österreichischen Parlament gehalten.

Gemeinsam stark: Der EU-Baumkreis im Sigmund-Freud-Park wurde erweitert; © EK/APA-Fotoservice/Rasteger
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 Es liegt an uns 
 Emily Usner & Fariha Khan 



8. März 
RAX, Niederösterreich

6. Juli 
DOBRATSCH, Kärnten

20. April
KRIMMLER WASSERFÄLLE, 
Salzburg

29. August
BISCHOFER KÄSALM, 
Tirol17. Juli

GLATTMAR,
Vorarlberg

20. Juni
FEUERKOGEL,
Oberösterreich

13. Oktober
GESCHRIEBENSTEIN,
Burgenland

30. Mai
SCHÖCKL,
Steiermark

20. September
COBENZL, Wien
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Die Gestaltung unseres gemeinsamen Europas ist 
sprichwörtlich kein Spaziergang und sie ist auch kein 
Sprint, den man in Windeseile absolviert hat. Sie gleicht 
vielmehr einer Bergtour, bei der man in kleinen Schrit-
ten vorwärtskommt und auch akzeptieren muss, dass 
man auf dem Weg nach oben dann und wann ein paar 
Höhenmeter verliert.

 EU-Gipfeltour 2023 

In diesem Geiste haben die Vertretung der Europäi-
schen Kommission und die Österreichische Gesell-
schaft für Europapolitik bei Gipfeltouren 2023 in al-
len österreichischen Bundesländern den Austausch zu 
Europa gesucht. Vom Geschriebenstein im Burgenland 
bis zum Glattmar in Vorarlberg waren wir mit Europa-
abgeordneten, Landeshauptleuten, Nationalrats- und 
Landtagsabgeordneten, EU-Gemeinderäten, Wissen-
schaftern, Wirtschaftstreibenden, Klimaschützern, So-
zialpartnern, Medienvertretern, Schülern, Lehrern und 
anderen interessierten Bürgerinnen und Bürgern unter-
wegs, um über zentrale EU-Politiken zu diskutieren. Die 
beiden Initiatoren der EU-Gipfeltour, EU-Botschafter 
Martin Selmayr und Paul Schmidt, Generalsekretär der 
Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik, waren 
freilich bei allen neun Etappen Fixstarter.

Und wie im Großen, so auch im Kleinen: Hin und wieder 
haben die Rahmenbedingungen – in erster Line schlech-
tes Wetter – die Umsetzung unseres Plans A vereitelt 
und wir mussten im letzten Moment einen Plan B wäh-
len. Aber dank der großartigen Unterstützung unserer 
Europe-Direct-Zentren vor Ort war jede Tour äußerst 
gelungen – und hat neue Informationen und spannende 
Perspektiven auf die Herausforderungen geboten, die 
wir Europäerinnen und Europäer in unterschiedlichen 
Bereichen zu meistern haben. Und gleichzeitig wurde 
einmal mehr klar, welche immensen Chancen das ge-
meinsame Europa uns allen bietet. 



Die Premiere der EU-Gipfeltour am 8. März fand noch im Schnee statt und stand im 
Zeichen der EU-Erweiterungspolitik. Insbesondere die Frage, ob eine Vergrößerung und 
eine Vertiefung der EU parallel möglich sind, beschäftigte die Teilnehmenden, darunter 
Tobias Spöri von der Universität Wien und EU-Gemeinderätin Friederike Przibil.

Nächste Schritte
Am 8. November 2023 hat die Europäische Kom-
mission das Erweiterungspaket 2023 präsentiert 
und die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit 
der Ukraine, der Republik Moldau und – sobald be-
stimmte Kriterien erfüllt sind – mit Bosnien und 
Herzegowina empfohlen. Georgien soll den EU-
Kandidatenstatus erhalten, sofern es eine Reihe 
von Maßnahmen ergreift. Nun ist es an den 27 
EU-Mitgliedstaaten, über das weitere Tempo des 
Erweiterungsprozesses zu entscheiden.

Schritt für Schritt vorwärts, nie zurück: Das Motto, 
das auch in der Europapolitik gilt, war die Hand-
lungsanweisung beim Auftakt der EU-Gipfeltour: Im 
Zuge einer Schneeschuh-Wanderung am Rax-Pla-
teau gingen bzw. stapften EU-Botschafter Martin 
Selmayr und Paul Schmidt, Generalsekretär der 
Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik, ge-
meinsam mit Tobias Spöri von der Universität Wien, 
EU-Gemeinderätin Friederike Przibil sowie weiteren 
EU-Gemeinderäten, Studierenden und Journalisten 
der Frage nach, was eine künftige EU-Erweiterung 
für die Effizienz der Gemeinschaft bedeutet. Martin 
Selmayr betonte, dass geopolitische Überlegungen 
seit jeher eine starke Rolle bei EU-Erweiterungen 
gespielt haben:

„Und gerade jetzt wiegt die Geopolitik schwer, 
ebenso wie die Sicherheitspolitik.“ 

Wladimir Putins brutaler Angriffskrieg gegen die 
Ukraine hat den EU-Erweiterungsprozess wieder in 
den Fokus gerückt. Paul Schmidt ergänzte, dass es 
keine Abkürzung in die EU geben darf und etwaige 
EU-Beitritte richtig vorbereitet sein müssen. „Dann 
könnte die Europäische Union schrittweise nicht nur 
größer, sondern auch stärker werden.“

 EU-Erweiterungspolitik: 
 Auf dem Weg zu einer  
 stärkeren Union  

Mehr zur EU- 
Erweiterungspolitik
Mehr als zehn Jahre ist es her, dass zuletzt ein Staat der EU beigetreten 
ist: Kroatien am 1. Juli 2013. Seitdem gab es zwar Verhandlungen mit 
Beitrittswerbern, aber der Weg war ein steiniger. Nun hat Wladimir Putins 
brutaler Angriffskrieg gegen die Ukraine ungewollt eine neue Dynamik in 
den EU-Erweiterungsprozess gebracht. Die Ukraine kämpft mit unglaub-
lichem Mut gegen Putins Aggression und für europäische Werte. Das Land 
hat im Juni 2022 den Kandidatenstatus erhalten – ebenso wie die Repu-
blik Moldau und, im Dezember 2022, Bosnien und Herzegowina. Auch die 
EU-Beitrittsperspektive für Georgien und die ab 2024 geltende Visalibe-
ralisierung mit dem Kosovo sind im Lichte der neuen Dynamik zu sehen. 
Diese hat auch Auswirkungen auf die langjährigen EU-Kandidatenländer 
am Westbalkan – Albanien, Montenegro, Nordmazedonien und Serbien.

Das spiegelte sich auch in der Rede zur Lage der Union von EU-Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen im September 2023 wider. Sie rief 
dazu auf, die „alten Schwarz-Weiß-Diskussionen“ über die Erweiterung zu 
überwinden. 

„Es geht hier nicht darum, ob wir entweder die Integration vertiefen oder 
die Union erweitern. Wir können und müssen beides tun“, 

sagte die Präsidentin. 

„Wir haben bewiesen, dass wir eine geopolitische Union sein können und 
gezeigt, dass wir schnell vorankommen, wenn wir an einem Strang ziehen. 
Und ich glaube, dass Europa auch mit mehr als 30 Staaten funktioniert.“ 

Um die Volkswirtschaften des Westbalkans zu stärken, hat Ursula von der 
Leyen im Herbst 2023 einen sechs Milliarden Euro schweren Wachstums-
plan für die Region präsentiert:

„Das Potenzial dieses Wachstumsplans ist außerordentlich groß. Er könn-
te in den nächsten zehn Jahren dazu führen, dass die Wirtschaft am 
Westbalkan auf das Doppelte anwächst.“ 
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Wie können wir Emissionen drastisch reduzieren und zugleich Wirtschaftswachstum 
ermöglichen? Diese Frage diskutierten wir am 25. April 2023 auf der EU-Gipfeltour 
in Salzburg. Antworten und Rückfragen kamen unter anderem vom früheren Landes-
hauptmann Franz Schausberger und der „Scientists for Future“-Beauftragten Lara Leik.

Klima-Sozialfonds
Klar ist, dass wir den grünen Übergang nur schaffen werden, wenn er fair 
und gerecht abläuft. Für Bürgerinnen und Bürger ebenso wie für die In-
dustrie und die Landwirtschaft. Die Europäische Union hat 2023 eine Rei-
he von Unterstützungsmaßnahmen ergriffen. Ein neuer Klima-Sozialfonds 
wird rund 87 Milliarden Euro für die am stärksten gefährdeten Haushal-
te und Kleinunternehmen bereitstellen. Insgesamt dient ein Drittel des 
siebenjährigen EU-Budgets, das inklusive des EU-Aufbauinstruments  
NextGenerationEU rund 2 Billionen Euro umfasst, der Umsetzung des 
europäischen Grünen Deals. 

Dieser entstand aus der Notwendigkeit, Mensch und Erde zu schützen. 
Aber er ist auch unsere Wirtschaftsstrategie. In eine Transformation un-
serer Wirtschaft zu investieren, heißt sowohl Emissionen zu senken, wie 
auch Jobs zu sichern und Innovation zu stärken. Im Februar 2023 hat 
die Kommission mit dem grünen Industrieplan einen wichtigen Schritt ge-
setzt, um Europas CO2-neutrale Industrie wettbewerbsfähiger zu machen 
und die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts zu sichern. Die im März 
2023 vorgelegte Netto-Null-Industrie-Verordnung zielt darauf ab, die Pro-
duktion sauberer Technologien in Europa auszuweiten. Bis 2030 soll die 
EU mindestens 40 % ihres jährlichen Bedarfs an sauberen Technologien 
selbst decken können.

Die Umsetzung unserer gemeinsamen Klimazie-
le ist kein Spaziergang, soviel war von Anfang an 
klar. Fast schon symptomatisch war auch das reg-
nerische Wetter zu Beginn unserer Gipfeltour, von 
dem sich die Teilnehmenden aber nicht abschre-
cken ließen. Mit EU-Botschafter Martin Selmayr und 
Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik, wanderten u. a. der 
Krimmler Bürgermeister Erich Czerny, der frühere 
Landeshauptmann Franz Schausberger und „Scien-
tists for Future“-Beauftragte Lara Leik. Auf dem 
Weg zu den Krimmler Wasserfällen diskutierten sie, 
wie der europäische Grüne Deal Schritt für Schritt 
umgesetzt werden kann – und welche Herausforde-
rungen und Chancen es dabei gibt. 

„Klimaschutz und Wirtschaftswachstum sind kein 
Gegensatzpaar. Sie sind Partner, wenn man es rich-
tig macht“, 

betonte Martin Selmayr. Paul Schmidt unterstrich, 
dass der Grüne Deal eine gesellschaftliche Kraft-
anstrengung sei – und eine Frage des Geldes und 
des sozialen Ausgleichs. „Klimaschutzmaßnahmen 
müssen leistbar sein.“ Einigkeit herrschte bei der 
EU-Gipfeltour darüber, dass der europäische Grüne 
Deal nur gelingen kann, wenn alle dazu beitragen.

Schutz vor unfairem Wettbewerb
Zu fairen Wettbewerbsbedingungen für europäische Unternehmen trägt der im Oktober 2023 gestartete CO2-Grenzausgleichs-
mechanismus bei. Eine Abgabe auf bestimmte Importgüter soll verhindern, dass die Klimaschutz-Anstrengungen der EU kon-
terkariert werden, indem Produktion in Drittstaaten verlegt wird oder vermehrt CO2-intensive Produkte eingeführt werden. Wir 
nutzen also die Kraft unseres Binnenmarktes, um den Klimaschutz weltweit voranzutreiben. Um es mit den Worten von EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen zu sagen: „Der europäische Grüne Deal stärkt auch die globale Führungsrolle 
und Verantwortung Europas bei einem Thema, dessen Auswirkungen die gesamte Menschheit betreffen.“ 

Kraftwerksbesuch & Klimadebatte
Die Energiewende trägt entscheidend zum Klimaschutz bei. Am Rande der EU-
Gipfeltour konnten sich Martin Selmayr und Paul Schmidt aus nächster Nähe ein 
Bild von erneuerbarer Energie machen: Verbund Hydro Power-Geschäftsführer 
Michael Amerer führte die beiden durch das in Bau befindliche Pumpspeicher-

kraftwerk Limberg 3 in Kaprun. „Man sieht hier: Pumpspeicherkraftwerke 
haben Zukunft und Potenzial“, sagte der EU-Botschafter. Um Zukunft und 
Potenzial ging es auch bei einer Diskussionsveranstaltung, allerdings um 
jene des Wintertourismus vor dem Hintergrund der Klimakrise. Auf Initiati-
ve von Gritlind Kettl von Europe Direct Land Salzburg diskutierten die EU-
Wanderer mit Wirtschaftstreibenden und Touristikern. Die Lokalität war 
perfekt gewählt, verriet ihr Name doch schon, was es braucht: Weitblick.

 EU-Klimapolitik: 
 Schritt für Schritt zum  
 klimaneutralen Kontinent 

Mehr zur EU-Klimapolitik
Die EU hat bei der Umsetzung des europäischen Grünen Deals 2023 große Fortschritte gemacht. Im Oktober haben die EU-
Mitgliedstaaten die letzten Elemente des Gesetzespakets „Fit für 55“ beschlossen. Es stellt in zentralen Wirtschaftsbereichen 
die Weichen dafür, dass die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 55 % sinken, und beinhaltet u. a. überarbeitete Richtlinien 
für erneuerbare Energien und Energieeffizienz, die Ausweitung des Emissionshandels und strenge CO2-Normen für Autos. Zur 
Erinnerung: Auf Initiative der Europäischen Kommission haben sich die 27 Mitgliedstaaten und das Europäische Parlament 
verpflichtet, Europa bis spätestens 2050 zum klimaneutralen Kontinent zu machen. Die Klimaziele und Zwischenschritte sind 
im Europäischen Klimagesetz rechtlich verankert.  

SALZBURG
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Die Frage, wie offen unsere Grenzen sein sollen bzw. müssen, stand im Zentrum der 
steirischen EU-Gipfeltour am 30. Mai 2023. Wolfgang Benedek von der Universität 
Graz brachte seine Expertise ein. Wichtige Fortschritte gab es 2023 beim EU-Asyl- und 
Migrationspaket, das die Europäische Kommission 2020 vorgeschlagen hatte.

Mehr Sicherheit durch Schengen-Erweiterung
Auch der – aus Sicht der Europäischen Kommission längst überfällige – Schengen-Beitritt von 
Rumänien und Bulgarien würde unsere Sicherheit weiter erhöhen. Denn die Außengrenze dieser 
Länder wäre eine gemeinsame EU-Grenze und würde entsprechend geschützt. Ein praktisches 
Beispiel: Als Kroatien Teil des Schengen-Raums wurde, konnten 700 slowenische Grenzschützer, 
die zuvor an der Grenze zu Kroatien tätig waren, an die neue Außengrenze entsandt werden. 

In die Bergwelt des Schöckl ging es für die Teilnehmenden 
der steirischen EU-Gipfeltour. Das Thema war die euro-
päische Migrationspolitik. Experten wie Wolfgang Bene-
dek, Professor am Institut für Völkerrecht und Internatio-
nale Beziehungen der Universität Graz, und Harald Hanik, 
Referatsleiter im Amt der Steirischen Landesregierung, 
waren mit dabei und diskutierten mit EU-Botschafter 
Martin Selmayr, Paul Schmidt, Generalsekretär der Ös-
terreichischen Gesellschaft für Europapolitik, Anna Kol-
ler vom Erasmus-Student-Network der Universität Graz, 
Jurate Kudarauskaite vom LOGO-Jugendmanagement, 
Schülern, Studierenden, Lehrern und EU-Gemeinderäten. 

Einigkeit bestand darin, dass Migration ein Dauerthema 
bleiben wird und ein geeintes Vorgehen in der europäi-
schen Migrationspolitik notwendig ist. Martin Selmayr 
plädierte für weniger emotional aufgeheizte Debatten 
und mehr Mut zu konkreten Initiativen in einem gesamt-
europäischen Rahmen. Dabei dürfe nicht vergessen wer-
den, dass eine wirksame europäische Migrationspolitik 
nicht erst an unseren Grenzen, sondern in der Nachbar-
schaft der Europäischen Union beginnt: mit humanitärer 
Hilfe und einer verantwortungsvollen, auf Stabilisierung 
ausgerichteten Außenpolitik.

 EU-Migrationspolitik: 
 Es geht um eine  
 zentrale Zukunftsfrage 

Die ersten Vorschläge für eine Verbesserung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems hat die Europäische Kommission 
schon im Jahr 2016 vorgelegt. Allerdings fanden einige nicht die Zustimmung der EU-Mitgliedstaaten beziehungsweise wur-
den nicht überall vor Ort wirksam umgesetzt. 2020 präsentierte die Kommission ein umfassendes Paket für Migrations- und 
Asylmanagement, das mehrere Legislativvorschläge enthält. Dabei geht es um beschleunigte Asylverfahren, die Rückführung 
illegal aufhältiger Migranten und die Steuerung legaler Migrationsbewegungen. Die geplanten Vorschriften werden ein ge-
rechteres, effizienteres und nachhaltigeres System für das Asyl- und Migrationsmanagement ermöglichen und ein Gleichge-
wicht zwischen Solidarität und Verantwortung unter den Mitgliedstaaten gewährleisten. Missbrauch soll verringert und die am 
stärksten betroffenen Mitgliedstaaten sollen besser unterstützt werden. Ein wichtiger Schritt zur Umsetzung des Pakets war 
die Einigung der EU-Mitgliedstaaten im Oktober 2023. Sie machte den Weg frei für abschließende Verhandlungen zwischen 
dem EU-Ratsvorsitz und dem Europäischen Parlament. 

Auch beim Management der Außengrenzen tut sich viel: Das Ziel ist ein koordinierter Rahmen für die nationalen Grenzbe-
hörden sowie für mehr als 120.000 Bedienstete der nationalen Grenzbehörden und Frontex. Schon jetzt sorgt das erweiterte 
Schengener Informationssystem für eine enge Vernetzung der Grenz-, Einwanderungs-, Polizei-, Zoll- und Justizbehörden in 
der EU und den assoziierten Schengen-Ländern wie der Schweiz.

Zu mehr Sicherheit an unseren Grenzen trägt ab 2025 auch das Europäische Reiseinformations- und Reisegenehmigungs-
system ETIAS bei. Es wird Vorabinformationen über Reisende liefern, bevor diese die EU-Grenzen erreichen. Egal ob aus Costa 
Rica, Japan oder Argentinien: Wer visumfrei in die EU möchte, muss im Vorfeld ein elektronisches Formular ausfüllen – ähn-
lich wie es für die USA üblich ist. Auch wir wissen dann genau, wer sich zu welchem Zweck und wie lange in Europa aufhält.

Mehr zur EU-Migrationspolitik
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Bei der EU-Gipfeltour auf den Kärntner Dobratsch am 6. Juni 2023 gingen die Teil-
nehmenden – unter ihnen Landtagspräsident Reinhart Rohr – der Frage nach, wieviel 
Öko es in der Landwirtschaft braucht. Am Weg nach oben wurde das Thema aus unter-
schiedlichen Blickwinkeln beleuchtet. 

EU-Kommissionspräsidentin dankt den Landwirten
EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen würdigte die Rolle der Landwirte in ihrer Rede zur 
Lage der Union im September 2023: „Ich möchte unseren Landwirten meine Anerkennung aussprechen 
und ihnen dafür danken, dass sie uns Tag für Tag mit Lebensmitteln versorgen“, sagte sie und kündigte 
einen strategischen Dialog zur Zukunft der Landwirtschaft in der EU an: „Ich bin und bleibe davon über-
zeugt, dass Landwirtschaft und Naturschutz zusammengehen. Wir brauchen beides.“

EU-Botschafter Martin Selmayr und Paul Schmidt, 
Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft 
für Europapolitik, konnten bei der EU-Gipfeltour auf 
den Dobratsch unter anderem Landtagspräsident 
Reinhart Rohr, Hans Mikl von der Landwirtschafts-
kammer, Christian Waldmann von der Landarbei-
terkammer für Kärnten und Bernhard Rebernig vom 
Ökosozialen Forum begrüßen – ebenso wie Schüle-
rinnen und Schüler der Höheren Bundeslehranstalt 
für Landwirtschaft und Ernährung Pitzelstätten, 
die mit ihrer Professorin Sabine Bünz-Mellitzer ge-
kommen waren. Auf dem Weg zum Gipfel des Vil-
lacher Hausberges kam der Einfluss des Landwirt-
schaftssektors auf die Erreichung der EU-Klimaziele 
ebenso ausführlich zur Sprache wie die aktuellen 
Herausforderungen, die Arbeitsbedingungen der Be-
schäftigten und der wichtige Beitrag, den Agrarbe-
triebe für Land und Leute leisten. 

„50 % der Fläche der EU werden land- und forst-
wirtschaftlich genutzt, in Österreich sind es 87 %. 
Es ist ein großer Schatz, den wir da haben",

betonte Martin Selmayr. 

 EU-Landwirtschaftspolitik: 
 Weichenstellung  
 für die Zukunft 1962 wurde die gemeinsame Agrarpolitik – auch unter dem Kürzel GAP bekannt – als Partnerschaft zwischen der Landwirt-

schaft und der Gesellschaft ins Leben gerufen. Sie steigert die Produktivität der europäischen Landwirtschaft, gewährleistet 
Versorgungssicherheit und stabile Agrarmärkte und sorgt für ein angemessenes Einkommen für Landwirtinnen und Landwirte. 
Mehrmals reformiert, ist die EU-Agrarpolitik zunehmend dem Kampf gegen den Klimawandel, der ökologischen Produktion 
sowie der besonderen Unterstützung kleinerer Betriebe verpflichtet. Aktuell fließt fast ein Drittel des EU-Haushaltes in die 
gemeinsame Agrarpolitik. In Österreich profitieren 110.000 landwirtschaftlichen Betriebe von dieser Unterstützung.

Mit dem europäischen Grünen Deal will die Europäische Union bis 2050 klimaneutral werden. Auf die Erreichung dieses Ziels 
hat die europäische Landwirtschaft maßgeblichen Einfluss, denn sie ist für rund 10 % der Treibhausgasemissionen der EU 
verantwortlich. Vor diesem Hintergrund hat die Europäische Kommission im Rahmen der Strategie „Vom Hof auf den Tisch“ 
richtungsweisende Initiativen vorgeschlagen, die unter anderem darauf abzielen, die Qualität der Böden zu verbessern, die 
Artenvielfalt zu schützen, Innovation zu fördern und Lebensmittelverschwendung einzudämmen. Zudem soll der ökologische 
Landbau EU-weit bis 2030 auf mindestens 25 % der landwirtschaftlichen Flächen ausgeweitet werden. Hier steht die heimi-
sche Landwirtschaft Modell: Österreich ist EU-Spitzenreiter, hierzulande wird bereits jetzt mehr als ein Viertel der agrarischen 
Fläche biologisch bewirtschaftet.

Die EU-Vorschriften für den Agrarsektor sind hochkomplex und die EU-Kommission ist gefordert, sie anzupassen, wenn es zu 
unerwünschten Nebenwirkungen kommt. Das hat sie im April 2023 getan und die Vermarktungsnormen aktualisiert, damit 
Eier auch dann als Freilandeier gelten, wenn Solarpaneele auf der Hühnerwiese stehen. Das hat die Debatte über die EU-Ag-
rarpolitik in Österreich um ein vermeintliches faules Ei ärmer gemacht. Gleichzeitig hat die Kommission ein großflächiges 
Comeback der Marmelade in die Wege geleitet: Nun darf auch Gelee, das aus Marillen, Erdbeeren oder anderen Früchten be-
steht, als Marmelade bezeichnet werden. In der Vergangenheit musste Marmelade auf Drängen des Vereinigten Königreichs 
auf Zitrusfrüchten basieren.

Mehr zur EU-Landwirtschaftspolitik

MEHR 
INFOS

KÄRNTEN
Fotos: © EK/APA-Fotoservice/Fessl

16 17



Um die unterschiedlichen Anforderungen an die EU-Energiepolitik drehte sich am  
20. Juni 2023 die EU-Gipfeltour in Oberösterreich, an der auch Marie-Theres Holzleitner von 
der Johannes Kepler Universität und die Ebenseer Bürgermeisterin Sabine Promberger teil-
nahmen. Klar ist: Es braucht mehr Unabhängigkeit von Drittstaaten und mehr Klimaschutz. 
Und es hat sich schon viel getan.

Rückenwind von der EU
Vor großen Herausforderungen steht die Wind-
energie. Eine unsichere Nachfrage, langsame 
und komplexe Genehmigungsverfahren, man-
gelnder Zugang zu Rohstoffen und Arbeits-
kräfteknappheit sind nur einige der Hürden. 
Immerhin: 2022 wurde eine Rekordzahl von 
Windkraftanlagen mit einer Kapazität von ins-
gesamt 16 Gigawatt errichtet, ein Plus von 47 %  
gegenüber 2021. Allerdings liegt dies noch 
deutlich unter den 37 Gigawatt pro Jahr, die 
erforderlich sind, um die EU-Zielvorgabe für 
erneuerbare Energie für 2030 zu erreichen. 
Deshalb hat die Europäische Kommission im 
Oktober 2023 Sofortmaßnahmen für den Wind-
kraftsektor präsentiert. 

Eine wichtige Baustelle der Energiewende sind 
die 1,4 Millionen Gas- und Ölheizungen in  
Österreichs Haushalten. Diese stoßen mehr als 
6,5 Millionen Tonnen CO2 aus. Damit Österreich 
seine Klima- und Energieziele erreichen kann, 
müssen diese Heizsysteme durch saubere er-
setzt oder an Fernwärme angeschlossen wer-
den. Für die Finanzierung stehen Förderungen 
aus nationalen und EU-Mitteln bereit. Mithilfe 
des EU-Aufbauplans wird der Austausch von 
rund 31.800 Öl- und Gasheizungen finanziert. 

Bei aller Dringlichkeit und Ambition steht uns 
noch ein weiter Weg bevor, bis wir die Energie-
wende geschafft haben. Hier ist es wie bei einer 
Bergwanderung: Das Ziel erreicht man mit Kon-
sequenz und Ausdauer.

Das Europakreuz auf dem Feuerkogel war Ziel 
unserer Gipfeltour zum Thema EU-Energiepolitik. 
EU-Botschafter Martin Selmayr und Paul Schmidt, 
Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft 
für Europapolitik, konnten u. a. Marie-Theres Holz-
leitner vom Energieinstitut der Johannes Kepler 
Universität, die Ebenseer Bürgermeisterin Sabine 
Promberger und Christian Hummelbrunner von der 
Klima- und Energiemodellregion Traunstein begrü-
ßen. Sie diskutierten mit Bürgerinnen und Bürgern 
darüber, welche Hebel in Bewegung gesetzt werden 
müssen, damit Europa die Energiewende meistert. 

„Wir wollen uns von der Abhängigkeit von Öl und 
Gas befreien. Der Schlüssel dazu sind mehr Wind-
räder und mehr Solaranlagen“, 

hob Martin Selmayr hervor.

 EU-Energiepolitik: 
 Es ist noch viel zu tun 

Mehr zur EU-Energiepolitik
Die starke und koordinierte Antwort der EU auf die Energiekrise, welche Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine ausgelöst 
hat, zeigt Wirkung. EU-weit ist die Abhängigkeit von russischem Gas deutlich gesunken. Geholfen hat auch das Energiespa-
ren: Die EU-Länder hatten vereinbart, ihren Gasverbrauch um mindestens 15 % zu senken. Erreicht wurden schließlich minus  
18 %. Das zeigt, was bei Anstrengung und gutem Willen möglich ist. Mit der gemeinsamen Einkaufsplattform für Gas nutzen 
wir seit April 2023 das Gewicht des EU-Binnenmarkts, um bessere Bedingungen für die Konsumenten herauszuholen. Für den 
Winter 2023/24 sind die Gasspeicher in der EU zu 98 % gefüllt.

Anders als in den 1970er-Jahren haben wir diese Energiekrise aber auch dazu genutzt, massiv in Energieeffizienz und erneu-
erbare Energien zu investieren. Die EU hat sich verpflichtet, bis 2030 den Anteil der Erneuerbaren am Energieverbrauch auf 
42,5 % zu steigern. 2022 wurde EU-weit erstmals mehr Strom aus Wind- und Sonnenkraft als aus Gas erzeugt. Österreich ist 
führend bei Strom aus erneuerbaren Energien in Europa. Das liegt in erster Linie an der starken Nutzung der Wasserkraft, aber 
auch der Zuwachs an Photovoltaikanlagen ist rasant, und in den nächsten Jahren unterstützt die EU den weiteren Ausbau mit 
140 Millionen Euro aus dem EU-Aufbauplan. 
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Hightech und Höhenluft standen am 17. Juli 2023 bei der EU-Gipfeltour im Großen  
Walsertal auf dem Programm. EU-Abgeordnete Barbara Thaler, Landtagsabgeordnete  
Andrea Schwarzmann und Vizerektorin Irene Häntschel-Erhart brachten ihre Sicht zum Thema  
Digitalisierung ein.  

Chip-Gesetz in Kraft
Einen Meilenstein hat die EU 2023 im Hinblick auf die Halbleitertechno-
logie erreicht: Das europäische Chip-Gesetz ist am 21. September in Kraft 
getreten. Es soll die Fertigung in der Union stärken, das europäische De-
sign-Ökosystem fördern und die Expansion und Innovation in der gesam-
ten Wertschöpfungskette vorantreiben. Zudem will die Europäische Union 
ihren derzeitigen weltweiten Anteil am Chipmarkt bis 2030 auf 20 % ver-
doppeln. Einer der europäischen Chip-Hot-Spots ist Villach, wo Infineon 
erst kürzlich 1,6 Milliarden Euro in eine neue Chip-Fabrik investiert hat. 
Das Projekt ist von der Europäischen Kommission zu einem strategischen 
Vorhaben von gemeinsamem europäischen Interesse erklärt und deshalb 
gezielt gefördert worden.

Es tut sich also einiges. Gleichzeitig müssen wir am Ball bleiben, um die 
digitale Wende zu meistern. Aber Europa ist keineswegs abgehängt und 
auf dem Weg zum flächendeckenden Freilichtmuseum, so wie es man-
cherorts gerne behauptet wird. Im Gegenteil: Auf vielen Ebenen leisten eu-
ropäische Forscher und Unternehmen Pionierarbeit – oftmals mit Unter-
stützung der öffentlichen Hand. Gemeinsam können wir die Digitalisierung 
und die Technologisierung gestalten und für uns nützen. 

Europas Weg zum digitalen Kontinent war das The-
ma der EU-Gipfeltour auf den Glattmar im Großen 
Walsertal. EU-Botschafter Martin Selmayr und Paul 
Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik, diskutierten mit 
zahlreichen „Bergkameraden“ über die Herausfor-
derungen im Zeitalter von Globalisierung und Di-
gitalisierung. Mit dabei waren die EU-Abgeordnete 
Barbara Thaler, die Landtagsabgeordnete und Ob-
frau der REGIO Großes Walsertal Andrea Schwarz-
mann, die Vizerektorin der Universität Innsbruck 
Irene Häntschel-Erhart, Mathias Bertsch von der 
Wirtschafts-Standort Vorarlberg GmbH und Stefan 
Stutz, Breitbandkoordinator des Landes Vorarlberg. 
Bei Käsknöpfle kam zur Sprache, dass Europa trotz 
Aufholbedarfs in gewissen Bereichen wieder einmal 
besser ist als sein Ruf:

 „Wir Europäer sind Meister in der Selbstkritik. Wir 
müssen aber auch sehen, dass wir eine Grundinf-
rastruktur haben, die weltweit ihresgleichen sucht. 
Auf unserem Kontinent haben mehr Menschen 
Netzzugang als sonst wo“, 

sagte Martin Selmayr. Barbara Thaler unterstrich, 
dass Europa als erster Kontinent rechtliche Rah-
menbedingungen für Künstliche Intelligenz schafft. 
„Wir setzen somit weltweit Standards.“ 

 EU-Technologiepolitik: 
 Europa erzeugt weltweit Echo 

Mehr zur EU- 
Technologiepolitik
Die Digitalisierung und die Technologisierung eröffnen neue Welten und 
revolutionieren unser Berufsleben ebenso wie unseren Alltag. Das schafft 
immense Chancen, birgt aber auch Risiken. Es braucht neue Spielregeln. 
Europa nimmt im Hinblick auf die Gesetzgebung eine Vorreiterrolle ein, 
zum Beispiel mit den Gesetzen über digitale Dienste und digitale Märkte, 
die einen sicheren Online-Raum schaffen. Wie wichtig die neuen Regeln 
sind, zeigte sich zum Beispiel an der massiven Verbreitung von illegalen 
Inhalten und Desinformation infolge der Terrorattacke der Hamas gegen 
Israel. Die Europäische Kommission hat in diesem Zusammenhang im Ok-
tober 2023 förmliche Auskunftsersuchen an große Plattformen gerichtet, 
darunter X (ehemals Twitter), Meta und TikTok. 

Fortschritte gibt es bei der weltweit ersten Verordnung für künstliche In-
telligenz, welche die Europäische Kommission im April 2021 vorgeschla-
gen hatte. Im Juni 2023 hat das Europäische Parlament seine Position 
für die Verhandlungen mit den Mitgliedstaaten festgezurrt. „Wir müssen 
nun zusehen, dass wir die Vorschriften möglichst rasch verabschieden und 
umsetzen“, sagte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in ih-
rer Rede zur Lage der Union im September 2023. Ziel der Regeln ist es, die 
Position Europas als globales Zentrum für Exzellenz in der KI vom Labor 
bis zum Markt zu stärken. Gleichzeitig sollen sie dafür sorgen, dass die KI 
europäische Werte und Regeln wahrt. „Unsere oberste Priorität ist es, si-
cherzustellen, dass sich die KI auf eine menschenzentrierte, transparente 
und verantwortungsvolle Weise entwickelt“, betonte Ursula von der Leyen.
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Die EU-Gipfeltour in Alpbach am 29. August 2023 war der EU-Außenpolitik gewidmet. 
Mit dabei waren der Erste Vizepräsident des Europäischen Parlaments Othmar Karas, 
der ukrainische Botschafter Vasyl Khymynets, EU-Abgeordnete Barbara Thaler und Völ-
kerrechtsexperte Ralph Janik.

Aufbau nachhaltiger Infrastruktur
Um die Bande zu Drittstaaten zu stärken, insbesondere auch auf dem 
afrikanischen Kontinent, hat die EU 2021 die Initiative Global Gateway 
gestartet. Dabei handelt es sich um ein 300-Milliarden-Euro-Programm 
zur Finanzierung nachhaltiger Infrastruktur rund um den Erdball. „Das 
Schicksal heutiger und künftiger Generationen hängt mehr denn je von 
der Qualität und Quantität der Infrastruktur ab, die uns alle miteinander 
verbindet“, sagte die EU-Kommissionspräsidentin beim Global-Gateway-
Forum im Oktober 2023 in Brüssel. 

Bei der EU-Gipfeltour in Alpbach wurde die EU-
Außenpolitik aus unterschiedlichsten Blickwinkeln 
betrachtet: Europaabgeordnete Barbara Thaler, der 
Botschafter der Ukraine in Österreich Vasyl Khy-
mynets, der Völkerrechtsexperte Ralph Janik und 
Europarechtsprofessor Walter Obwexer brachten 
ihre Expertise ein. Auch der Erste Vizepräsident 
des Europäischen Parlaments, Othmar Karas, war 
in der Früh zum Ausgangsort, dem Kongresszent-
rum gekommen, um den Teilnehmenden, darunter 
EU-Gemeinderätin Ingrid Schwarzenberger, und den 
Initiatoren EU-Botschafter Martin Selmayr und Paul 
Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen Ge-
sellschaft für Europapolitik, eine gute Wanderung 
zu wünschen. Wetterbedingt führte die Tour nicht 
wie ursprünglich geplant bis auf die Gratlspitze, 
sondern endete für die meisten bei der Bischofer 
Käsalm. Dort wurde über die Rolle der österreichi-
schen Neutralität ebenso diskutiert wie über Euro-
pas Positionierung in der Welt. 

„Will Europa verhindern, dass autoritäre Mächte 
die globale Bühne dominieren und das Recht des 
Stärkeren regiert, muss es die Samthandschuhe 
ablegen und sein Modell, das auf der Stärke des 
Rechts basiert, verteidigen. Dabei gilt es, keine Zeit 
zu verlieren“, 

unterstrich Martin Selmayr.

 EU-Außenpolitik: 
 Anspruchsvoller Weg  
 zum Global Player 

Mehr zur  
EU-Außenpolitik
Auch 2023 war die Europäische Union außenpolitisch im höchsten Maß 
gefordert: Der Schwerpunkt lag auf der umfassenden Unterstützung der 
Ukraine, die sich gegen den ungerechtfertigten und unprovozierten An-
griffskrieg Russlands verteidigen muss. Die Europäische Union hat mittler-
weile ein Dutzend Sanktionspakete einstimmig auf den Weg gebracht. Sie 
beinhalten unter anderem neue Import- und Exportverbote, Restriktionen 
gegen weitere Einzelpersonen sowie Maßnahmen, um die Umgehung von 
Sanktionen zu verhindern. Die EU setzte auch die finanzielle und humanitäre 
Hilfe verstärkt fort: Im Zuge der Makrofinanzhilfe hat die EU 2023 monat-
lich 1,5 Milliarden Euro an die Ukraine ausgezahlt. Die Mittel erleichtern es 
der Ukraine, ihren unmittelbaren Finanzierungsbedarf zu decken, und tra-
gen dazu bei, dass z. B. Spitäler und Schulen weiter betrieben werden kön-
nen. Insgesamt hat die EU die Ukraine bis Ende November 2023 mit rund  
85 Milliarden Euro unterstützt. Zudem hat die Europäische Kommision im 
Juni eine Fazilität von 50 Milliarden Euro (2024-2027) vorgeschlagen.

Im Oktober 2023 erschütterte der Terrorangriff der Hamas auf Israel die 
europäischen Partner. Der Europäische Rat hat Ende Oktober 2023 über 
die Situation im Nahen Osten beraten und die Hamas und ihre bruta-
len und willkürlichen Angriffe auf das Schärfste verurteilt. Israel habe 
das Recht, sich im Einklang mit dem Völkerrecht und dem humanitären 
Völkerrecht zu verteidigen, hielt der Europäische Rat in den Schlussfol-
gerungen fest. Gleichzeitig brachte er seine tiefste Besorgnis über die 
sich verschlechternde humanitäre Lage im Gazastreifen zum Ausdruck 
und fordert einen kontinuierlichen, raschen, sicheren und ungehinderten 
Zugang für humanitäre Hilfe. Um die Zivilbevölkerung zu unterstützen, 
hat die Europäische Union die humanitäre Hilfe für 2023 auf mehr als  
100 Millionen Euro vervierfacht (Stand Mitte November 2023). Gleich-
zeitig hat die Europäische Kommission eine Luftbrücke organisiert, damit 
dringend benötigte Hilfsmittel in den Gazastreifen gelangen können.

Gerade in geopolitisch schwierigen Zeiten ist es für Europa unerlässlich, 
Partnerschaften zu pflegen und zu intensivieren. Gelegenheiten dazu bo-
ten unter anderem die Gipfeltreffen mit den Vereinigten Staaten, Japan, 
Korea und Kanada. Auch das Treffen zwischen der EU und der Gemein-
schaft der Lateinamerikanischen und der Karibischen Staaten im Juli 2023 
war ein wichtiger Moment. „Gleichgesinnte Freunde wie wir müssen zu-
sammenstehen“, sagte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen.
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Die Frage, was Europa gegen soziale Spaltung tut, war am 20. September 2023 Thema der 
EU-Gipfeltour auf den Cobenzl. Bei der abschließenden Diskussion erhielten die Teilnehmen-
den, darunter Spaniens Botschafterin Cristina Fraile Jiménez de Muñana, von höchster Ebe-
ne Informationen zu den sozialen Initiativen der Stadt Wien: Bürgermeister Michael Ludwig 
stand Rede und Antwort. 

Regeln für Lohntransparenz
Ein zentraler Aspekt der EU-Politik ist die Gleichstellung von Mann und Frau. Das Prinzip „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ ist sogar Primärrecht, sprich im Vertrag über die Arbeitsweise der Europäi-
schen Union verankert. Dennoch verdienen Frauen im EU-Durchschnitt um 13 % weniger als Männer, 
in Österreich ist das Gefälle sogar noch größer. Neue EU-Vorschriften über Lohntransparenz, die im 
Juni 2023 in Kraft getreten sind, sollen dazu beitragen, die Kluft zu verringern. 

All das zeigt: Wer die Europäische Union als reine Wirtschaftsunion begreift, verkennt ihr Wesen. Sie 
war von Anfang an auch eine Sozialunion, und die soziale Dimension ist im Laufe des europäischen 
Integrationsprozesses stetig gewachsen. 

Die EU-Gipfeltour auf den Wiener Cobenzl wid-
mete sich dem sozialen Europa und der Rolle der 
Sozialpartner in der EU bei der Bewältigung der 
vielfältigen Herausforderungen in einer sich rasant 
wandelnden Welt. Zu den Teilnehmenden zählten 
Spaniens Botschafterin Cristina Fraile Jiménez de 
Muñana, Rolf Gleißner von der Wirtschaftskammer, 
Valentin Wedl von der Arbeiterkammer und natür-
lich die beiden Fixstarter – EU-Botschafter Martin 
Selmayr und Paul Schmidt, Generalsekretär der  
Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik. 
Auch Schülerinnen und Schüler des Akademischen 
Gymnasiums Wien und der Höheren Bundeslehr-
anstalt für Tourismus und wirtschaftliche Berufe 
in der Bergheidengasse waren mit von der Par-
tie. Höhepunkt war die Diskussion im Weingut der 
Stadt Wien am Cobenzl, wo Bürgermeister Michael 
Ludwig die Wanderer empfing. Er gab einen Über-
blick, was die Stadt Wien vom Klimaschutz bis zum 
Wohnbau unternimmt, um die Lebensbedingungen 
der Bevölkerung zu verbessern. Anschließend be-
antwortete Bürgermeister Ludwig die zahlreichen 
Fragen der Jugendlichen. 

„Gemeinsam arbeiten wir daran, die sozialen Stan-
dards in der Europäischen Union auf ein höheres 
Niveau zu heben“, 

sagte der Wiener Bürgermeister.

 EU-Sozialpolitik: 
 Priorität der  
 ersten Stunde 

Mehr zur  
EU-Sozialpolitik

Bei allen EU-Initiativen werden soziale Aspekte mitgedacht. Aktuelles 
Beispiel ist der europäische Grüne Deal, der Europa bis spätestens 2050 
klimaneutral machen soll. Um einkommensschwache Gruppen bei der grü-
nen Wende zu unterstützen, hat die EU 2023 einen rund 87 Milliarden Euro 
schweren Klima-Sozialfonds eingerichtet. Und der EU-Aufbauplan hilft 
hierzulande, den Umstieg von Öl- und Gasheizungen auf klimafreundliche 
Alternativen zu stemmen. Die vieldiskutierten EU-Unternehmensregeln 
für die Achtung der Menschenrechte und der Umwelt in globalen Wert-
schöpfungsketten – kurz EU-Lieferkettengesetz genannt – geben Zeugnis 
davon, dass Europa sich für faire Arbeitsbedingungen einsetzt, sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb der Union.

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie regelt, dass die durchschnittliche Arbeitszeit 
im Zeitraum von sieben Tagen 48 Stunden einschließlich Überstunden 
nicht überschreiten darf. 2022 einigten sich die EU-Gesetzgeber auf einen 
EU-weiten Rahmen für angemessene Mindestlöhne. Kollektivvertragsver-
handlungen zwischen den Sozialpartnern, wie sie Österreich seit vielen 
Jahren kennt, gelten dabei als Vorzeigemodell. EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen hat die wichtige Rolle der Sozialpartner bei 
ihrer Rede zur Lage der Union im September 2023 hervorgehoben. Ge-
meinsam mit der belgischen EU-Ratspräsidentschaft wird sie 2024 einen 
Gipfel mit den Sozialpartnern abhalten, um die Herausforderungen für den 
Arbeitsmarkt in den Blick zu nehmen.

Das soziale Wesen der Europäischen Union ist schon in den Gründungs-
verträgen von Rom verankert. Gestalt nimmt es zum Beispiel durch den 
Europäischen Sozialfonds an, der seit 1957 die Beschäftigungschancen 
der Menschen in Europa verbessert und soziale Ausgrenzung bekämpft. 
Auch die EU-Kohäsionspolitik, sprich die Förderung strukturschwacher Re-
gionen, auf die rund ein Drittel des EU-Haushalts entfällt, dient nichts we-
niger als dem sozialen Ausgleich. Besonders wichtig waren soziale Maß-
nahmen während der Coronapandemie: Mit SURE, der ersten europäischen 
Kurzarbeitsregelung, wurden 40 Millionen Arbeitsplätze gerettet.
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Die EU-Gipfeltour im Burgenland am 13. Oktober 2023 rückte den EU-Haushalt 
und seine Finanzierung in den Fokus. Informationen aus erster Hand gab es von 
EU-Kommissar Johannes Hahn. Auch das Bundesland war auf höchster Ebene 
durch Hans Peter Doskozil vertreten.

Neue Einnahmequellen für den EU-Haushalt
An einer kurzfristigen Aufstockung des EU-Budgets durch nationale Beiträge führt kein Weg vor-
bei. Längerfristig bietet eine Ausweitung der Eigenmittel die Chance, dem EU-Haushalt neue Ein-
nahmequellen zu erschließen und die Mitgliedstaaten zu entlasten. Im Juni 2023 präsentierte die 
Europäische Kommission ein aktualisiertes Paket, das neben Einnahmen aus dem Emissionshandel, 
dem CO2-Grenzausgleichssystem sowie aus Residualgewinnen multinationaler Unternehmen auch 
befristete Eigenmittel auf der Grundlage von Statistiken über Unternehmensgewinne vorsieht. Da-
bei geht es nicht um eine Steuer auf Unternehmen, sondern um nationale Beiträge. 

Klar ist: Eine starke Europäische Union braucht eine solide finanzielle Basis, um den Erwartungen, 
die an sie gestellt werden, gerecht zu werden. Anders formuliert: Auf Wünsche müssen Mittel folgen.

Auf dem Weg zur höchsten Erhebung des Burgen-
lands am Geschriebenstein war die EU-Finanzpolitik 
Thema einer hochkarätig besetzten EU-Gipfeltour: 
EU-Kommissar Johannes Hahn, Landeshauptmann 
Hans Peter Doskozil, Landtagspräsident Robert 
Hergovich, Landesrat Leonhard Schneemann und 
Atanas Pekanow, Ökonom und ehemaliger stellver-
tretender Ministerpräsident Bulgariens, hatten die 
Einladung von EU-Botschafter Martin Selmayr und 
Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik, angenommen. Auch 
Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums Ober-
pullendorf wanderten und diskutierten mit. Aus 
Sicht der Europäischen Kommission ist es für die 
Handlungsfähigkeit der Europäischen Union zentral, 
dass sich die gestiegenen Anforderungen der Mit-
gliedstaaten an die Union in deren finanziellen Aus-
stattung widerspiegeln: 

„Das EU-Budget ist in Zahlen gegossene Poli-
tik. Wenn wir entscheiden, etwas gemeinsam 
zu tun, dann müssen wir das auch mit Budget 
untermauern“,

sagte EU-Kommissar Johannes Hahn.

 EU-Finanzpolitik: 
 Grundstein für Stabilität  
 und Wachstum 

Mehr zur EU-Finanzpolitik
Das relativ kleine EU-Budget muss Großes leisten: die Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts für circa 
450 Millionen Bürgerinnen und Bürger, gemeinsame Ausgaben für Sicherheit, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit und die 
Finanzierung von Forschung, Landwirtschaft und des Austauschprogramms Erasmus+ – um nur ein paar Posten zu nennen. 

Für eine Gemeinschaftskasse von 27 Staaten sind zwei Billionen Euro für die sieben Jahre von 2021 bis 2027 – durchschnitt-
lich weniger als 300 Milliarden Euro im Jahr – ein vergleichsweise geringer Betrag. Allein die Ausgaben des Gesamtstaats in 
Österreich reichten 2022 mit 236 Milliarden Euro beinahe an die jährlichen Ausgaben für die ganze Union heran. Dabei ist der 
aktuelle EU-Haushalt schon außergewöhnlich groß: Zusätzlich zum regulären siebenjährigen Finanzrahmen 2021-2027 von 
etwa 1,2 Billionen Euro haben alle Mitgliedstaaten infolge der Covid-Pandemie gemeinsam das 800 Milliarden Euro schwere 
Aufbauinstrument NextGenerationEU beschlossen, um die grüne und digitale Transformation voranzubringen. 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind bereit, sich den neuen Realitäten und Herausforderungen offensiv zu stellen. Der rus-
sische Angriffskrieg gegen die Ukraine führt seit dem 24. Februar 2022 nicht nur zu einer geopolitischen Zeitenwende, son-
dern hat auch unmittelbare finanzielle Folgen für die EU-Mitgliedstaaten – aufgrund der wirtschaftlichen Konsequenzen des 
Krieges und der absolut notwendigen Unterstützung der Ukraine in ihrem Kampf um Freiheit und Demokratie. Ein besseres 
Migrationsmanagement, neue Partnerschaften mit Drittländern und die Unterstützung der Wettbewerbsfähigkeit sind eben-
falls mit Kosten verbunden.

Die Halbzeitbilanz der Europäischen Kommission im Juni 2023 zeigte deutlich, dass die Spielräume des EU-Budgets, um un-
vorhergesehene Aufwände zu decken, weitgehend ausgeschöpft sind. Und das vor dem Hintergrund eines eingetrübten Wirt-
schaftsklimas und stark gestiegener Zinssätze, die sich auch auf die öffentlichen Haushalte auswirken. 
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 Europatag 2023: 
 Demokratie hautnah 

Demokratie-Workshop mit dem Bundespräsidenten

Als Symbol ihrer Unionsbürgerschaft wurde allen Teilnehmerinnen und Teilnehmern 
ein sogenanntes „Unionsbürgerpaket“ mit dem EU-Vertrag, der Grundrechtecharta 
und einigen EU-Gadgets überreicht. Das soll sie motivieren, an der Europawahl im 
Juni 2024 teilzunehmen und sich weiter für Europa stark zu machen.
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Anlässlich des Europatags 2023 veranstaltete die EU-Kommissionsvertretung einen Festakt 
mit rund 650 Gästen im Österreichischen Parlament. Auch 340 Erstwähler aus den Bundes-
ländern nahmen daran teil – und erhielten überdies ein Unionsbürgerpaket im Haus der 
Europäischen Union. 

Am 4. Mai nahmen rund 340 Erstwähle-
rinnen und Erstwähler anlässlich unseres 
Festakts im Vorfeld des Europatags dort 
Platz, wo sonst die Abgeordneten ihr de-
mokratisches Recht ausüben: im Plenar-
saal des Österreichischen Parlaments. 
Insgesamt folgten rund 650 Gäste unserer 
Einladung, unter dem Motto „Europa – Ge-
meinsam für Demokratie, Frieden und 
Souveränität“ den Europatag zu begehen. 
EU-Kommissar Johannes Hahn rückte die 
Bedeutung der Weltpolitikfähigkeit Euro-
pas ins Zentrum seiner Rede: 

„Europa war und ist unser bestes Zu-
kunftsversprechen für Frieden und Wohl-
stand. Wenn wir dieses auch künftig – 
allen rasanten globalen Veränderungen 
zum Trotz – einlösen wollen, müssen wir 
heute die Weichen dafür stellen.“ 

Nur ein geeintes, aktiv auftretendes Euro-
pa könne unsere Interessen in einer globa-
lisierten Welt vertreten. „Das heißt nicht, 
dass alle in der Früh beim Aufstehen die 
Europahymne summen müssen, aber ein 
Moment der Selbstbesinnung wie dieser 
ist immer wieder wichtig, um sich des 
Glücks bewusst zu sein, das wir in der 
Europäischen Union genießen. Viele Men-
schen in der Welt würden jederzeit mit uns 
tauschen.“

Aus Anlass des Europatages haben EU-Bot-
schafter Martin Selmayr und Wiens Bürger-
meister Michael Ludwig am 9. Mai 2023 im 
Rathauspark den „Baum der Kompetenzen“ ge-
pflanzt. Er steht für das Europäische Jahr der 
Kompetenzen und ein vielfältiges Europa, in 
dem Aus- und Weiterbildungsangebote, Mobi-
lität und die Anerkennung von Qualifikationen 
verstärkt gefördert werden. 

Bundeskanzler Karl Nehammer, Nationalratspräsident Wolfgang Sobotka, 
Bundesratspräsident Günter Kovacs, Emily Usner, Präsidentin des Euro-
päischen Jugendparlaments Österreich, und die Europäische Jugendde-
legierte Fariha Khan wandten sich ebenfalls mit klaren Worten zu unse-
ren europäischen und demokratischen Werten an die Gäste. Neben den 
Schülerinnen und Schülern durften wir auch Ministerin Susanne Raab, die 
Minister Gerhard Karner, Norbert Totschnig und Johannes Rauch sowie 
Staatssekretärin Andrea Mayer und Staatssekretär Florian Tursky be-
grüßen – ebenso wie Abgeordnete des Nationalrats und Bundesrats, 30 
EU-Gemeinderäte aus ganz Österreich, Vertreter der EU-Netzwerke und 
Mitglieder des in Wien akkreditierten diplomatischen Corps.

Musikalisch umrahmt wurde der Festakt vom „Windobona Quintett“ der 
Universität für Musik und darstellende Kunst in Wien. Für einen schwung-
vollen und mitreißenden Abschluss sorgte der Chor des Bundesoberstu-
fenrealgymnasiums Gastein mit einer Interpretation des Songs „Europa“ 
in der Falco-Requiem-Version und „Joyful, Joyful“, einer modernen engli-
schen Variante der Europahymne.

Rund um die Feierlichkeiten zum Europatag fanden im Haus der Europäischen Union zwei EU-Demokratieworkshops für 
Erstwählerinnen und Erstwähler statt. Über 340 Schülerinnen und Schüler aus Allgemein- und Berufsbildenden höheren 
Schulen, Polytechnischen Schulen sowie einer Inklusionsklasse waren aus ganz Österreich angereist. Die Chancen, die Europa 
bietet, und die Bedeutung der Europawahl 2024 waren zentrales Thema der Workshops. Die Jugendlichen erhielten dabei 
auch Antworten von oberster Instanz: Bundespräsident Alexander Van der Bellen nahm sich Zeit für die Fragen der jungen 
Menschen und sprach mit ihnen über ihre Wünsche und Sorgen im Hinblick auf die Zukunft Europas. Zudem diskutierten die 
Jugendlichen mit Expertinnen und Experten wie dem Vizekanzler a. D. Wilhelm Molterer, der ehemaligen Europa-Staatssekre-
tärin Brigitte Ederer, Nikolai Weber vom Zentrum polis und Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft 
für Europapolitik.
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 Die Rede zur Lage der Union:  
 Heute handeln, um für morgen  
 bereit zu sein 

Der 13. September 2023 war ein Fixpunkt für alle europapolitisch Interessierten: EU-Kom-
missionspräsidentin Ursula von der Leyen hielt vor dem Europäischen Parlament ihre Rede 
zur Lage der Union. Diese wurde im Haus der EU übertragen und analysiert.

2023 stand die Rede zur Lage der Union – kurz 
SOTEU aus dem Englischen State Of The Euro-
pean Union – ganz im Zeichen der Europawahl 
im Juni 2024 und der großen aktuellen Heraus-
forderungen. Inhaltlich waren der europäische 
Grüne Deal, der jetzt in die entscheidende Pha-
se der Implementierung geht, die Vereinbarkeit 
von Umweltschutz und Landwirtschaft und der 
Ausbau der Windenergie ebenso Thema wie die 
digitale Transformation, die Überwindung von 
Abhängigkeiten im Bereich Energie und Roh-
stoffe, die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
und die zukunftsfähige Gestaltung der Arbeits-
märkte. Eine zentrale Rolle spielten zudem die 
Unterstützung der Ukraine, die Stärkung der 
geopolitischen Union und die EU-Erweiterung. 
„Lassen Sie uns heute handeln, um für morgen 
bereit zu sein“, sagte die EU-Kommissionsprä-
sidentin. Es gehe darum, einen Kontinent zu 
schaffen, „der mit der Natur versöhnt und bei 
der Entwicklung neuer Technologien führend ist. 
Einen Kontinent, der in Freiheit und Frieden ge-
eint ist.“ 

Die Rede konnte im Haus der Europäischen Union auf Einladung der EU-
Kommissionsvertretung und der Österreichischen Gesellschaft für Euro-
papolitik live verfolgt werden. Ehrengast Stela Leuca, Staatssekretärin 
für europäische Integration der Republik Moldau, war sichtlich bewegt, 
als die Zukunftsaussichten für ihr Heimatland in der Rede angesprochen 
wurden. Im Anschluss an die Ausführungen der EU-Kommissionspräsi-
dentin diskutierten Ingrid Steiner-Gashi vom Kurier, Helmut Brandstätter 
von den NEOS, der ukrainische Botschafter Vasyl Khymynets, Johannes 
Lindner vom Jacques Delors Centre und EU-Botschafter Martin Selmayr 
mit Corinna Milborn von PULS 4 über die Eckpunkte und die angekündig-
ten Initiativen. Im bis auf den letzten Platz gefüllten Saal waren auch  
50 Erstwählerinnen und Erstwähler aus dem Bernoulligymnasium und 
dem Gymnasium Maria Regina, die mit sehr relevanten Fragen zu den 
aktuellen Machtverhältnissen zwischen proeuropäischen und nationalen 
Kräften und die Auswirkungen auf die Zukunft Europas aufhorchen ließen. 

Die Rede zur Lage der Union war für die Netzwerkmitglieder von Europe 
Direct und der europaweiten „Building Europe with Local Councillors“-Ini-
tiative Anlass für vielfältige Veranstaltungen in ganz Österreich. Die Dis-
kussionsangebote in Klassenzimmern, online und auch in einem Kinosaal 
in St. Pölten stießen auf große Nachfrage. Politisch Interessierte hatten so 
die Möglichkeit, die verschiedenen Aspekte der Rede mit Expertinnen und 
Experten zu beleuchten und Fragen zu stellen. Diese drehten sich oftmals 
um die EU-Erweiterung und um das Verhältnis Europas zu China. Auch die 
Ankündigung der EU-Kommissionspräsidentin, dass Chinas Subventionen 
für Elektroautos auf den Prüfstand kommen, sorgte für Gesprächsstoff. 
Dank des Lehrernetzwerks „EUropa in der Schule“ wurden zudem Schüle-
rinnen und Schüler in den Bundesländern erreicht. Auch auf dem Online-
portal Twitch wurde – in Kooperation mit Europe Direct Wien – eifrig über 
die Inhalte der Rede diskutiert.

Gemeinsam etwas in Europa bewegen
Die EU-Kommissionsvertretung scheute sprichwörtlich keine Mühen, um möglichst viele Menschen in Österreich auf die Rede 
zur Lage der Union aufmerksam zu machen: So sind fünf Mitarbeiterinnen beim „Wien Energie Business Run“ mitgejoggt und 
haben auf ihren T-Shirts dafür geworben, über Europa auf dem Laufenden zu bleiben und die Rede anzuhören. Wie die Jahre 
zuvor war die Rede auch 2023 wieder der perfekte Anlass, verstärkt über Europa ins Gespräch zu kommen. Martin Selmayr 
und weitere Teammitglieder tauschten sich in Diskussionen und Gesprächsrunden mit politischen Entscheidungsträgern, Jung-
politikern vom Westbalkan, EU-Botschaftern, internationalen Studierenden und Schülern aus. EU-Botschafter Selmayr war 
zudem bei PULS 4 zu Gast und brachte einem österreichweiten Publikum die Hauptaspekte der Rede und die EU-Initiativen 
näher. „Europa ist das, was wir gemeinsam daraus machen.“

HIER  
GEHT’S  
ZUR REDE

Foto: © EK
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 Volle Unterstützung  
 für die Ukraine: 
 In Brüssel wie in Wien 

Die EU-Kommissionsvertretung hat 2023 eine Reihe von Veranstaltungen und Initiativen 
organisiert, um ein starkes Zeichen der Solidarität mit der Ukraine zu setzen und diese bei 
ihrem für ganz Europa äußerst wichtigen Kampf für Freiheit, Demokratie und europäische 
Werte zu unterstützen.

Volle Unterstützung für die Ukraine – auf allen 
Ebenen. Diese gab es 2023 von europäischer 
Seite in Brüssel und Straßburg ebenso wie in 
den Hauptstädten der EU-Mitgliedstaaten. Am 
24. Februar 2023, also genau ein Jahr nachdem 
Russlands Präsident Wladimir Putin seinen un-
gerechtfertigten und unprovozierten Angriffs-
krieg gegen die Ukraine gestartet hatte, lud EU-
Botschafter Martin Selmayr zur Veranstaltung 
„Solidarity and Justice for Ukraine“ ins Haus der 
Europäischen Union in Wien.  Unter den Gästen 
waren Justizministerin Alma Zadić, der ukraini-
sche Botschafter Vasyl Khymynets und Annika 
Markovic, Botschafterin Schwedens, das im ers-
ten Halbjahr 2023 den EU-Ratsvorsitz innehat-
te. Aus Kiew war die stellvertretende Justizmi-
nisterin Iryna Mudra zugeschaltet.

„Die Solidarität und Unterstützung durch unse-
re Partner stärken unsere Zuversicht, dass die 
territoriale Integrität des Landes wiederherge-
stellt und Russland für seine Verbrechen völ-
kerrechtlich verurteilt wird“, sagte Botschafter 
Khymynets. Wie die russische Führungselite 
für die zahlreichen in der Ukraine begangenen 
Verbrechen strafrechtlich zur Verantwortung 
gezogen werden kann, diskutierten im Rahmen 
der Veranstaltung Astrid Reisinger Coracini von 
der Universität Wien, Wolfgang Benedek von der 
Universität Graz und Menschenrechtsexperte 
Manfred Nowak mit Profil-Journalistin Siobhán 
Geets.

EU-Botschafter Selmayr betonte, dass die Europäische Union alles in ihrer 
Macht Stehende tue, um der Ukraine zu helfen, den von Russland entfach-
ten Krieg zu gewinnen. Seit Kriegsbeginn beläuft sich die EU-Unterstüt-
zung für die Ukraine auf rund 85 Milliarden Euro (Stand Ende November 
2023). Sie reicht von Budgethilfe zur Fortführung der Staatsaufgaben 
und der Sicherstellung der Energieversorgung über die Bereitstellung von 
wichtiger militärischer Ausrüstung bis hin zu umfänglicher humanitärer 
Hilfe und Flüchtlingshilfe. Im November 2023 hat die EU der Ukraine an-
lässlich eines Besuchs von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der 
Leyen in Kiew 371 Busse übergeben. Diese sollen sicherstellen, dass Kin-
der in die Schule gelangen und weiter lernen können.

Am Nachmittag des 24. Februar 2023 nahmen EU-Kommissar Johannes 
Hahn und EU-Botschafter Martin Selmayr gemeinsam mit der österrei-
chischen Bundesregierung an einer Gedenkfeier in der ukrainischen grie-
chisch-katholischen Zentralpfarre St. Barbara und der Griechisch-orienta-
lischen Kirche zur Heiligen Dreifaltigkeit in der Wiener Innenstadt teil. Die 
ukrainische Botschaft hatte dies organisiert. 

Was die Europäische Union und die internationale Gemeinschaft jetzt 
schon im Hinblick auf den Wiederaufbau tun müssen, stand am 7. Juni 
2023 im Zentrum der Diskussion „Ein Marshallplan für die Ukraine“, wel-
che die EU-Kommissionsvertretung gemeinsam mit Wolfgang Petritsch  
von der Austrian Marshall Plan Foundation organisiert hatte. Auch der 
stellvertretende ukrainische Wirtschaftsminister Oleksii Soboliev war ins 
Haus der Europäischen Union zugeschaltet.

Über Unterstützung für die Ukraine, den Umgang mit Putin in den Jahren 
vor der Aggression gegen die Ukraine und die Rolle von Desinformation 
ging es in einem Interview, das US-Botschafterin Victoria Reggie Kennedy, 
die britische Botschafterin Lindsay Skoll und Martin Selmayr der Wiener 
Zeitung gaben und das am 29. Juni 2023 erschien. Großer Wermutstrop-
fen: Es war dies die letzte gedruckte Ausgabe der qualitativ hochwertigen 
und von den drei Interviewten sehr geschätzten Wiener Zeitung.

Ende November hieß Martin Selmayr die stellvertretende ukrainische Pre-
mierministerin Olga Stefanishyna und Botschafter Vasyl Khymynets im 
Haus der EU willkommen. Bei einem Pressegespräch erhielten Journalisten 
ein Update über die Fortschritte der Ukraine auf dem Weg in Richtung EU. 

Wetterfeste Botschafter

Gedenkfeier in der Innenstadt

Eine enge Zusammenarbeit verbindet EU-Bot-
schafter Martin Selmayr mit dem ukrainischen 
Botschafter in Österreich Vasyl Khymynets. 
Dass es sich dabei nicht um eine Schönwetter-
freundschaft handelt, bewies der ukrainische 
Botschafter einmal mehr, als er Ende August 
2023 an unserer – etwas verregneten – EU-
Gipfeltour in Tirol teilnahm und über die Zu-
kunft der EU-Außenpolitik diskutierte. Auch als 
Gesprächspartner bei „Europa:Dialog“ und als 
Mit-Diskutant sowie Gast bei vielen anderen 
Veranstaltungen durften wir Vasyl Khymynets 
2023 in der Wipplingerstraße 35 begrüßen.  
(siehe auch Seite 44).
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 EU-Aufbauplan: 
 Weichenstellung für die Zukunft 

Die Umsetzung des EU-Aufbauplans nahm 
2023 weiter Fahrt auf. Nachdem die Europäi-
sche Kommission den ersten Zahlungsantrag 
Österreichs am 10. März 2023 genehmigt hat-
te, erhielt das Land die erste reguläre Tranche 
über 700 Millionen Euro. Voraussetzung dafür 
waren eine Reihe von Reformen – wie das In-
krafttreten des Erneuerbaren-Ausbau-Gesetzes 
und die Einführung des Klimatickets – sowie 
Investitionen wie der Austausch von mehr als 
6000 Heizkesseln, die Bereitstellung von Lap-
tops für Schülerinnen und Schüler oder die An-
stellung von „Community Nurses“ in mehr als 
100 Gemeinden. 

Bei der Jahreskonferenz Ende März 2023 im 
Haus der Europäischen Union zogen Expertinnen 
und Experten eine erste, positive Zwischenbi-
lanz zur Umsetzung des EU-Aufbauplans in Ös-
terreich. Ein Lokalaugenschein in der Steiermark 
zeigte, was die EU-Initiative bewirkt: EU-Kom-
missar Johannes Hahn sowie die Ministerinnen 
Karoline Edtstadler und Leonore Gewessler 
überzeugten sich vom Baufortschritt bei der 
Koralmbahn. Sie ist Teil der neuen Südstrecke 
und eines der bedeutendsten Infrastrukturpro-
jekte Europas, das entlang der Baltisch-Adria-
tischen Verkehrsachse den Norden Europas mit 
Häfen und Regionen der oberen Adria verbindet. 
Mit der neuen Koralmbahn wird sich zudem die 

Fahrzeit zwischen Graz und Klagenfurt von derzeit rund 3 Stunden auf 
45 Minuten verkürzen. Auch durch die Elektrifizierung von Regionalstre-
cken und deren Anbindung an die neue Schnellstrecke wird das Leben von 
Pendlerinnen und Pendlern erleichtert. Bis 2026 stehen für das Projekt 
insgesamt 542,6 Millionen Euro aus dem EU-Aufbauplan zur Verfügung. 
„Der Ausbau der Koralmbahn ist wichtig für Österreich und gleichzeitig 
ein Vorzeigeprojekt für Europa,“ sagte EU-Haushaltskommissar Johannes 
Hahn. „Wir diskutieren derzeit viel über die Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit in Europa. Eine funktionierende Infrastruktur ist eine Grundvoraus-
setzung dafür.“ 

Der EU-Kommissar und die Regierungsmitglieder machten auch beim 
Unternehmen Hirschmann in Graz Stopp, um den Reparaturbonus, eine 
weitere Maßnahme des EU-Aufbauplans, in Aktion zu sehen. 

Der EU-Aufbauplan unterstützt österreichweit auch den sozialen Bereich, 
etwa durch die Förderung von „Community Nursing“, das einen wichtigen 
Beitrag zur niederschwelligen und bedarfsorientierten Versorgung vor Ort 
leistet. Community Nurses sind lokale Ansprechpersonen, die z. B. die Ko-
ordination von Therapien und sozialen Dienstleistungen übernehmen. Sie 
helfen jenen Menschen, die Unterstützung benötigen, leicht zugänglich 
und wohnortnah. Unser Team konnte sich bei einem Besuch in Traunkir-
chen ein Bild von der Arbeit zweier Community Nurses machen.

Am 19. Oktober 2023 billigte die Europäische 
Kommission den überarbeiteten Aufbauplan Ös-
terreichs mit einem neuen Kapitel zur Energie-
wende, basierend auf dem EU-Plan REPowerEU.  
Die daran geknüpften Reformen und Investitio-
nen sollen Österreich dabei unterstützen, seine 
Unabhängigkeit von russischem Gas vor 2030 
zu erreichen. Mit den zusätzlichen 210 Mil-
lionen Euro wird in Österreich der weitere und 
schnellere Ausbau von Photovoltaik-Anlagen 
auf Dächern sowie der Umstieg auf emissions-
freie LKWs und andere Nutzfahrzeuge geför-
dert. Insgesamt erhält Österreich bis 2026 nun 
4 Milliarden Euro an EU-Finanzhilfen aus der 
Aufbau- und Resilienzfazilität. Sie ist das Herz-
stück des mehr als 800 Milliarden Euro schwe-
ren Aufbauinstruments NextGenerationEU,  
das die Europäerinnen und Europäer beim grü-
nen und digitalen Wandel unterstützt. In Wien 
symbolisiert die EU-Solidaritäts-Bim, dass wir 
gemeinsam in Europa viel bewegen können. 

Weitere 210 Millionen aus dem EU-Aufbauplan
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Österreich wird bis 2026 insgesamt rund 4 Milliarden Euro aus dem EU-Aufbauinstrument 
NextGenerationEU erhalten. Damit werden wichtige Weichenstellungen für die grüne & digi-
tale Wende unterstützt - darunter der Ausbau der Koralmbahn. 
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Graz

 EU-Aufbauplan 
Mit Mitteln aus der Aufbau- und Resilienzfazilität unterstützt die EU bis 2026 zentrale In-
vestitions- und Reformvorhaben in den Mitgliedstaaten. Österreich erhält ca. 4 Milliarden 
Euro an EU-Zuschüssen und fördert damit den grünen und digitalen Wandel sowie Projekte 
in den Bereichen Gesundheit und Bildung in allen Bundesländern. #NextGenEU

Gigabit-fähiges Internet ist die Voraussetzung 
für eine starke regionale Wirtschaft, insbeson-
dere in ländlichen Regionen. Mithilfe des EU-
Aufbauplans sollen 80.000 weitere Haushalte in 
Österreich schnelles Breitband-Internet erhalten.  

EU-Beitrag: 456 Millionen €

BURGENLAND

BREITBAND

Um die Gesundheitsversorgung in Österreich 
weiter zu verbessern, unterstützt der EU-Auf-
bauplan Primärversorgungszentren (PVZ). In 
Niederösterreich nahm im Juli 2023 das PVZ 
Tullnerfeld, das am Schnittpunkt der Gemeinden 
Michelhausen, Judenau und Langenrohr an-
gesiedelt ist, seinen Betrieb auf. Ziel ist es, bis 
2026 60 neue Einrichtungen zu fördern. 

EU-Beitrag: 100 Millionen €

NIEDERÖSTERREICH

PRIMÄRVERSORGUNGSZENTREN

Der EU-Aufbauplan fördert die Maßnahme „Raus 
aus Öl und Gas“. 31.800 Öl- und Gasheizungen 
sollen umweltfreundlichen Alternativen weichen. 
So auch bei Familie Ehrnstorfer in Bad Ischl, die 
von einer Ölheizung auf eine Luftwärmepumpe 
umgestiegen ist. Das verringert die Abhängigkeit 
von russischem Gas und hilft dem Klima.

EU-Beitrag: 159 Millionen €

OBERÖSTERREICH

HEIZKESSELTAUSCH

Reparieren statt deponieren: Der Reparaturbo-
nus gibt Elektrogeräten eine zweite Chance. Re-
paraturbonus-Partnerbetriebe, wie z. B. Hirsch-
mann Service GmbH in Graz, bringen elektrische 
Geräte wieder auf Vordermann – insgesamt 
werden 400.000 Reparaturen gefördert. 

EU-Beitrag: 130 Millionen €

STEIERMARK

REPARATURBONUS
Mit der Koralmbahn entsteht eine 130 km lange 
neue Eisenbahnverbindung zwischen Graz und 
Klagenfurt, was die Fahrtzeit auf 45 Minuten 
verkürzt. Mit Investitionen aus dem EU-Aufbau-
plan werden u. a. die Elektrifizierung bestehen-
der regionaler Bahnstrecken im Raum Kärnten 
sowie der Bau neuer Bahnhöfe finanziert. 

EU-Beitrag: 543 Millionen €

KÄRNTEN

KORALMBAHN

Community Nurses sind Ansprechpersonen in 
Gemeinden für Menschen, die pflegerische und 
gesundheitliche Unterstützung brauchen, so 
auch im Regionalverband Lungau. Bereits mehr 
als 270 Community Nurses haben in Österreich 
ihre Arbeit aufgenommen und tragen zu einer 
verbesserten Betreuung bei.

EU-Beitrag: 54 Millionen €

SALZBURG

COMMUNITY NURSES

Turbo für die Mobilitätswende: Ein wichtiger 
Beitrag zum Klimaschutz ist die Umstellung 
der Busflotten auf emissionsfreie Fahrzeuge 
inklusive der dazugehörigen Ladeinfrastruktur. 
In Vorarlberg kommen im Rheintal und im Bre-
genzerwald neue E-Busse zum Einsatz. Bis 2026 
sollen dank EU-Geldern 579 Busse in Österreich 
emissionsfrei unterwegs sein. 

EU-Beitrag: 256 Millionen €

VORARLBERG

E-BUSSE

400.000 Laptops und Tablets für Schulen: 
Die Geräte ermöglichen digital unterstützten 
Unterricht und stellen einen fairen Zugang aller 
Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe I 
zu digitalen Grundkompetenzen sicher.  An das 
Akademische Gymnasium Innsbruck gingen 370 
Tablets für den Unterricht. 

EU-Beitrag: 172 Millionen €

TIROL

LAPTOPS & TABLETS

© Verkehrsbund Vorarlberg

WIEN

Weitreichende Innovationssprünge bei 
Quantentechnologien zeichnen sich 
ab. Mit der Initiative „Quantum Aust-
ria“ wird die Grundlagenforschung in-
tensiviert. Forschende an Österreichs 
Universitäten, wie der Universität 
Wien und der TU Wien, sind vorne mit 
dabei. Sie arbeiten daran, dass Quan-
tentechnologie erfolgreich für innova-
tive Produkte genutzt werden kann.

QUANTENFORSCHUNG
Neuer Anstrich – und mehr – für die 
beiden Pavillons der Praterateliers: 
Sie werden sowohl thermisch als auch 
funktional im Sinne des Denkmal-
schutzes saniert. Die Ateliergebäude 
sollen als Arbeitsräumlichkeiten für 
bildende Künstlerinnen und Künst-
ler erhalten bleiben und durch einen 
Multifunktionsraum sowie Projektate-
liers ergänzt werden. Baustart war im 
Sommer 2023.

PRATERATELIERS
Die große Bedeutung des Kunst- und 
Kultursektors in Österreich spiegelt 
sich im EU-Aufbauplan wider. Zu den 
geförderten Projekten zählt die Sa-
nierung des Volkskundemuseums. 
Ziel ist es unter anderem, die Energie-
effizienz des Gebäudes deutlich zu 
verbessern. Insgesamt sind 66,5 Mil-
lionen Euro aus dem österreichischen 
EU-Aufbauplan für den Kunst- und 
Kultursektor reserviert. 

VOLKSKUNDEMUSEUM

EU-Beitrag: 10 Millionen € EU-Beitrag: 25 Millionen €EU-Beitrag: 107 Millionen €
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EU-Umweltkommissar Sinkevičius:  
Gemeinsam für Umweltschutz & 
Artenvielfalt
Beim Besuch von EU-Umweltkommissar Virginijus 
Sinkevičius stand die Umsetzung des europäischen Grünen 
Deals in Österreich im Mittelpunkt. Der EU-Kommissar traf 
sich mit Landwirtschaftsminister Norbert Totschnig sowie 
mit Klimaschutzministerin Leonore Gewessler und nahm 
an einer Aussprache mit österreichischen Abgeordneten 
teil. Dabei ging es um die Renaturierung der angegriffenen 
Ökosysteme und die Förderung von erneuerbarer Energie in 
Europa. Natürlich war auch der Schutzstatus des Wolfes ein 
Thema: Virginijus Sinkevičius erklärte die aktuelle Lage und 
den Handlungsspielraum der EU-Mitgliedstaaten. Ein ande-
res Tier – der Donaustör – war Anlass eines Besuchs der Do-
nauinsel. Zusammen mit Klimaschutzministerin Gewessler 
radelte der EU-Kommissar auf die Insel und machte sich 
dort ein Bild von EU-geförderten Projekten zum Schutz der 
Biodiversität und zur Abfederung der negativen Auswirkun-
gen des Klimawandels. 

EU-Kommissar für Krisenmanagement Lenarčič: Hilfe wichtiger denn je
Anlass des Besuches von Janez Lenarčič, EU-Kommissar für Krisenmanagement, war der sechste Humanitäre Kongress Wien 
in der Universität Wien. Wie der EU-Kommissar in seiner Eröffnungsrede festhielt, war die Zahl der Menschen auf der Welt, 
die 2022 auf Humanitäre Hilfe angewiesen waren, fünfmal so hoch wie die Bevölkerungszahl Österreichs. Im Anschluss an 
die Konferenz diskutierte Janez Lenarčič mit Klimaschutzministerin Leonore Gewessler sowie zivilgesellschaftlichen Akteu-
ren, welche Maßnahmen notwendig sind, um das Zusammenspiel zwischen humanitärer Hilfe, Entwicklungszusammenarbeit 
und Friedensarbeit zu stärken. Der EU-Katastrophenschutz stand im Mittelpunkt der parlamentarischen Aussprache und des 
Treffens mit Innenminister Gerhard Karner. Österreich beteiligt sich aktiv an der Bereitstellung von Hilfe im Rahmen des  
EU-Katastrophenschutzverfahrens. Aber auch Österreich hat über den Mechanismus bereits um Hilfe angesucht und diese 
auch erhalten, beispielsweise bei der Bekämpfung der schweren Waldbrände im Rax-Gebiet im Herbst 2021.

EU-Kommissionsvizepräsidentin 
Šuica: Demografie und  
Demokratie im Fokus
Demografische Herausforderungen, die Zukunft der 
Pflege und bessere Koordinierung innerhalb Europas 
bei der Anwerbung von Fachkräften sowie die Integ-
ration von Vertriebenen aus der Ukraine standen im 
Zentrum des Austauschs zwischen Dubravka Šuica, 
EU-Kommissionsvizepräsidentin für Demokratie und 
Demografie, und Sozial- und Gesundheitsminister 
Johannes Rauch. Als Patronin des „Innovation in Poli-
tics Awards“ – dieser zeichnet mutige und innovative 
Projekte in Europa aus – besuchte die Vizepräsidentin 
auch das zuständige Innovation in Politics Institute in 
Wien. Dort führte sie mit dem Team eine angeregte 
Debatte, wie die unterschiedlichen Formen der Bür-
gerbeteiligung – insbesondere das Engagement von 
jungen Menschen – noch stärker durch die europäi-
sche Ebene unterstützt werden können.

Auch 2023 war die EU-Kommissionsvertretung intensiv mit der Vorbereitung und Betreuung 
hochrangiger Besuche aus Brüssel beschäftigt. Die Programme reichten von Gesprächen auf 
Ministerebene bis zum Austausch mit regionalen und kommunalen Behörden. Aussprachen 
mit Abgeordneten des österreichischen Parlaments sowie mit Sozialpartnern und Vertretern 
der Zivilgesellschaft gehörten zur Tagesordnung. Eine besondere Rolle spielte im Jahr vor 
der Europawahl der Austausch mit jungen Menschen und Erstwählern. Der für Haushalt und 
Verwaltung zuständige EU-Kommissar aus Österreich, Johannes Hahn, ist regelmäßig in 
allen Bundesländern unterwegs. Auch weitere EU-Kommissionsmitglieder kamen 2023 nach 
Österreich beziehungsweise nahmen an Veranstaltungen der Kommissionsvertretung teil.
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Willkommen in Österreich: 
Besuche von Mitgliedern  
der EU-Kommission

EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen in Salzburg:  
Austausch zu aktuellen Themen
Ein Highlight war der Besuch von EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in Salzburg. Sie tauschte sich mit  
Bundespräsident Alexander Van der Bellen und Bundeskanzler Karl Nehammer zu dringlichen europapolitischen Themen aus, 
darunter die Unterstützung der Ukraine angesichts des russischen Angriffskriegs, die Auswirkungen des Klimawandels, Mig-
ration und Wettbewerbsfähigkeit. Im Anschluss besuchte die EU-Kommissionspräsidentin die Salzburger Festspiele.

©
 E

K/
AP

A-
Fo

to
se

rv
ic

e/
N

eu
m

ay
r

38 39



© Europäische Union

EU-Innovationskommissarin Gabriel:  
Villa Tugendhat inspiriert das Neue Europäische Bauhaus
Darüber, wie das Neue Europäische Bauhaus den europäischen Grünen Deal um eine kulturelle und kreative 
Dimension bereichert, diskutierte in der Villa Tugendhat in Brünn Mariya Gabriel, bis Mai 2023 EU-Kommis-
sarin, seither stellvertretende Premierministerin und Außenministerin Bulgariens, mit hochrangigen Gästen. 
Die Veranstaltung wurde von den Vertretungen der Europäischen Kommission in Österreich und Tschechien in 
Kooperation mit dem Tschechischen Zentrum Wien organisiert. Das Zusammenwirken von Architektur, Kunst, 
Handwerk, Wissenschaft und Technik ist wesentliche Voraussetzung für gemeinsame Lösungen zu den Heraus-
forderungen unserer Zeit. Die Villa Tugendhat, erbaut um 1930 von Ludwig Mies van der Rohe und seit 2001 
UNESCO-Weltkulturerbe, bot eine perfekte Inspiration für künftige nachhaltige und inklusive Projekte.

Die Steuerung von Migrationsbewegungen und die Umsetzung des Europäischen Asyl- und Migrationspakets standen im Mittelpunkt 
des Austausches von Margaritis Schinas, EU-Kommissionsvizepräsident für die Förderung unserer europäischen Lebensweise, mit Bun-
deskanzler Karl Nehammer und Innenminister Gerhard Karner. Bei der Jahreskonferenz des International Centre for Migration Policy 
Development in Wien erläuterte der Vizepräsident, welche Maßnahmen bereits auf den Weg gebracht wurden und welche Hürden es 
noch zu überwinden gilt. Im Anschluss war es ihm ein persönliches Anliegen, der von EU-Parlament und EU-Kommission im Mai 2023 
eröffneten multimedialen Dauerausstellung Erlebnis Europa in der Rotenturmstraße 19 einen Besuch abzustatten – inklusive Schnapp-
schuss mit dem Team vor Ort.

EU-Sozialkommissar Schmit:  
2023 steht im Zeichen der Kompetenzen
Der Besuch von Nicolas Schmit, EU-Kommissar für Beschäftigung und 
soziale Rechte, führte durch drei Bundesländer – Wien, Burgenland und 
Steiermark. Zusammen mit EU-Parlamentsvizepräsidentin Evelyn Reg-
ner diskutierte der EU-Kommissar mit 150 Schülerinnen und Schülern im 
Haus der EU über Herausforderungen und Chancen in Europa. Der Wandel 
der Arbeitswelt war dabei ein wichtiges Thema. Er verdeutlicht auch, wa-
rum 2023 das Europäische Jahr der Kompetenzen ist. Weiters standen 
Gespräche mit den Landeshauptleuten Hans Peter Doskozil und Michael 
Ludwig, Arbeits- und Wirtschaftsminister Martin Kocher, weiteren Vertre-
tern der nationalen und regionalen Ebene sowie europäischen Unterneh-
mensverbänden auf dem Programm. Dabei ging es um den Arbeitskräfte- 
und Fachkräftebedarf, den Umgang mit Künstlicher Intelligenz auf dem 
Arbeitsmarkt, leistbares Wohnen sowie um diverse Anstellungsmodelle 
für pflegende Angehörige.

EU-Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni:  
Diskussion über wirtschaftliche Perspektiven und EU-Erweiterung
Im November 2023 war EU-Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni in Wien und sprach auf dem Vienna Economic Forum im 
Rathaus über die Wachstumsperspektiven für Europa. „Es mag angesichts der wirtschaftlichen Herausforderungen verlockend 
wirken, die Zugbrücken hochzuklappen. Aber das wäre ein sehr großer Fehler.“ Gerade jetzt brauche es Zusammenarbeit und 
wirtschaftlichen Austausch. „Es wird keine Deglobalisierung geben, aber mehr Regionalisierung der Lieferketten und Near-
Shoring. Deshalb ist eine engagierte Erweiterungspolitik strategisch so wichtig“, betonte der EU-Kommissar. Er hob auch die 
Bedeutung des Wachstumsplans für den Westbalkan hervor, den die Europäische Kommission kurz zuvor präsentiert hatte. 
Dieser beinhaltet eine Reform- und Wachstumsfazilität von sechs Milliarden Euro und soll die wirtschaftliche Konvergenz der 
Region beschleunigen. Auch in der Zusammensetzung des Panels spiegelte sich die Erweiterungsthematik wider: Paolo Genti-
loni diskutierte mit den Premierministern aus Bulgarien, Nordmazedonien und Kosovo, dem stellvertretenden Regierungschef 
von Montenegro sowie mit dem Politologen Ivan Krastev.

EU-Kommissare beim Salzburg Summit: Hochkarätige Panels & spannende Debatten

Ein Highlight des Jahres 2023 war der Salzburg Summit im Juli, zu dem EU-Kom-
missar Johannes Hahn und die Industriellenvereinigung geladen hatten. Auch EU-
Binnenmarktkommissar Thierry Breton, EU-Wirtschaftskommissar Paolo Gentiloni 
und EU-Botschafter Martin Selmayr waren in die Festspielstadt gereist, um darüber 
zu diskutieren, wie Europa sein wirtschaftliches Potenzial bestmöglich nützen und 
seinen Einfluss auf der Weltbühne stärken kann. Johannes Hahn rief zum Abschluss 
des Salzburg Summit zu einem verstärkten Engagement in der Nachbarschaft auf: 
„Entweder wir exportieren Stabilität, oder wir werden Instabilität importieren“, sag-
te der EU-Kommissar, der von 2014 bis 2019 für Nachbarschafts- und Erweite-
rungspolitik zuständig war. 

MEHR 
INFOS

EU-Kommissionsvizepräsident Schinas:  Fortschritte bei EU-Asyl- und Migrationspolitik 
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 Rennen um grünes Wachstum:
 EU Policy Retreat auf  
 Burg Schlaining 

Neun von 42 Kilometern absolviert

Von West nach Ost: Nach der gelungenen Pre-
miere im Bregenzerwald 2022 war 2023 das 
südliche Burgenland Austragungsort unseres EU 
Policy Retreats. Von 15. bis 17. Juni trafen sich 
rund 75 Entscheidungsträger aus Wirtschaft 
und Politik, Wissenschafter und Journalisten 
auf der geschichtsträchtigen Friedensburg 
Schlaining, um über die Herausforderungen 
des grünen Wachstums zu diskutieren. Zentrale 
Themen waren einerseits die Vereinbarkeit von 
wirtschaftlichem Erfolg und effektiver Klima-
politik und andererseits das globale Rennen um 
die Marktführerschaft bei grünen Technologien. 
Gesprächsstoff lieferte der Grüne Industrieplan, 
den die Europäische Kommission im Februar 
2023 vorgelegt hatte. Er zielt auf ein berechen-
bares und vereinfachtes regulatorisches Um-
feld, schnelleren Zugang zu Finanzmitteln, den 
Ausbau europäischer Kompetenzen und robuste 
internationale Lieferketten ab.

Grüner Wandel ist Chance
Nach der Eröffnung durch die Initiatoren – EU-Botschafter Martin Selmayr 
und Paul Schmidt, Generalsekretär der Österreichischen Gesellschaft für 
Europapolitik – ging es im ersten Dialog mit US-Botschafterin Victoria 
Reggie Kennedy um das Zusammenspiel der Klimaschutzmaßnahmen in 
Europa und den USA. Der Inflation Reduction Act sowie das Comeback der 
USA zum Pariser Klimaabkommen zeugen davon, dass auf beiden Seiten 
des Atlantiks großes Problembewusstsein herrscht. Im weiteren Verlauf 
des Retreats skizzierte Gabriel Felbermayr, Direktor des Österreichischen 
Instituts für Wirtschaftsforschung und Präsident des frisch gegründeten 
Supply Chain Intelligence Institute Austria, in seiner Keynote die Chancen 
der grünen Wende. Wirtschaftswachstum und Klimaschutz sind kein Ge-
gensatzpaar, sondern können durchaus Hand in Hand gehen, wie Europa 
beweist: 2022 stieg das Bruttoinlandsprodukt der EU um 3,5 %, während 
die Treibhausgasemissionen um 2,5 % sanken. Bei Paneldiskussionen zu 
Handelspolitik und Klima, Friendshoring, Clean Tech und Kompetenzen, 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie, Geoökonomie und Investitionen in 
den grünen Wandel wurden die verschiedenen Aspekte des Grünen Indus-
trieplans im Detail erläutert.

Auch Wirtschaftsminister Martin Kocher und Klimaschutzministerin Leo-
nore Gewessler brachten ihre Perspektiven zu der Frage ein, wie Europa 
die Klimawende schaffen kann und welche Kompetenzen und Anpas-
sungen am Arbeitsmarkt es dafür braucht. Infineon Austria CEO Sabine 
Herlitschka und OECD-Generalsekretär Mathias Cormann setzten sich mit 
globalen Allianzen für die Nachhaltigkeit auseinander. Schließlich gaben 
EU-Kommissar Johannes Hahn und Financial-Times-Journalist Martin 
Sandbu einen Ausblick, wie das EU-Budget auch in den kommenden Jah-
ren dazu beitragen kann, Europa nachhaltiger und zukunftsfit zu machen.

Das globale Rennen um grünes Wachstum und die Pole Posi-
tion in diesem Sektor ist eröffnet. „Unternehmen aus Europa 
sind heute Marktführer in vielen Bereichen des Clean-Tech-
Sektors. Das gibt uns einen Startvorteil. Aber darauf können 
wir uns nicht ausruhen“, betonte EU-Kommissionspräsidentin 
Ursula von der Leyen in einem Gastkommentar in der Tages-
zeitung „Der Standard“. Rund um den Globus werden gewal-
tige Summen in neue, saubere Technologien investiert. „Für 
uns in Europa ist das Ziel ganz klar: Wir wollen, dass die star-
ke Clean-Tech-Industrie hier bei uns in Europa noch stärker 
wird. Wir wollen sie als Motor für weiteres Wachstum und 
gute Arbeitsplätze hier bei uns. Dafür müssen wir uns an-
strengen, und wir sind bereit dazu.“ Das Netto-Null-Industrie-
gesetz, das die Europäische Kommission im März 2023 vor-
geschlagen hat, schafft die entsprechenden regulatorischen 
Rahmenbedingungen.

Klar ist: Die Transformation unserer Wirtschaft wird Jah-
re dauern. „Wir befinden uns bei Kilometer neun eines Ma-

rathons“, sagte ein Teilnehmer des Retreats, bei dem die 
Chatham House Rule galt. Und: Europa kann das Ziel nicht 
alleine erreichen. Wir brauchen starke, zuverlässige Partner 
und müssen auf ein regelbasiertes, internationales Umfeld 
zählen können. Handelsabkommen mit gleichgesinnten Dritt-
staaten sind ein Schlüssel dafür. Europa hat auch eine Vor-
bildfunktion: Indem es zeigt, dass eine ehrgeizige Reduzie-
rung der Emissionen zu nachhaltigem Wachstum, Wohlstand 
und einem besseren Leben führen kann, motiviert es andere 
Regionen der Welt, dem Beispiel zu folgen.

Auch wenn es natürlich unterschiedliche Zugänge gab, waren 
sich die Teilnehmenden des EU Policy Retreats in Schlaining 
mehrheitlich einig: Wirtschaftliche Interessen und Klima-
schutz sind vereinbar. Voraussetzung dafür ist, dass Auf-
gaben fair und gerecht verteilt und gemeinsam Lösungen 
entwickelt werden. Die grüne Transformation ist ein Wettlauf 
gegen die Uhr des Klimawandels. Und wir können diesen nur 
als Team gewinnen. 

Unsere Europagespräche fanden 2023 im Burgenland statt. Auf der Friedensburg Schlai-
ning diskutierten Entscheidungsträger aus Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft zwei Tage 
lang, wie Europa im Wettrennen um das grüne Wachstum Meter machen kann. 

Fotos: © EK/moving stills
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 Europapolitischer  
 Treffpunkt in Wien:  
 Das Haus der Europäischen Union  

Das Haus der Europäischen Union in der Wiener  
Wipplingerstraße ist zentrale Anlaufstelle für eu-
ropapolitisch interessierte Bürgerinnen und Bürger. 
Neue Veranstaltungsformate sorgten 2023 für vol-
le Reihen und neue Blickwinkel. 

Um Kreislaufwirtschaft und das Recht auf Re-
paratur ging es bei der Podiumsdiskussion „Bye, 
bye Wegwerfgesellschaft – Konsumverhalten im 
Wandel“ am 19. September mit Justizministe-
rin Alma Zadić, Konsument:innenschutzminister  
Johannes Rauch, EU-Botschafter Martin Selmayr, 
Sophia Kratz vom EU-Umweltbüro und Peter 
Windischhofer, Co-Gründer von Refurbed. „Be-
kommen Handys, Elektrogeräte & Co. eine zweite 
Chance, entstehen nicht nur weniger Abfall und 
weniger Treibhausgase, sondern es werden auch 
weniger Rohstoffe benötigt, um neue Produkte 
herzustellen. Reparieren statt Importieren stärkt 
also die strategische Unabhängigkeit Europas“, 
hob Martin Selmayr die geopolitische Bedeutung 
der Kreislaufwirtschaft hervor. 

Viele Veranstaltungen im Haus der EU finden in enger Kooperation mit 
Partnerorganisationen statt, die aktuelle europapolitische Prioritäten auf-
greifen. So war am 30. Mai 2023 der ukrainische Botschafter in Österreich 
Vasyl Khymynets zu Gast bei Europa:DIALOG mit Benedikt Weingartner 
(siehe auch Seite 33). Und am 21. Juni informierte Völkerrechtsexperte 
Ralph Janik bei Europa:DIALOG über die politischen und rechtlichen Aus-
wirkungen des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine. 

Gemeinsam mit dem Verbindungsbüro des Europäischen Parlaments in 
Österreich und der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik lud die 
EU-Kommissionsvertretung am 12. Oktober 150 Schülerinnen und Schü-
ler zum Austausch mit Nicolas Schmit, EU-Kommissar für Beschäftigung 
und soziale Rechte, und Evelyn Regner, Vizepräsidentin des Europäischen 
Parlaments. Im Europäischen Jahr der Kompetenzen betonte der EU-So-
zialkommissar den Wert von Bildung: „Es gibt keine Digitalisierung ohne 
Menschen, die wissen, wie man damit umgeht. Es gibt keine E-Mobilität 
ohne Menschen, die Batterien bauen können. Es gibt keinen europäischen 
Grünen Deal ohne gut ausgebildete Menschen.“ 

Um junge Menschen und ihre Auseinandersetzung mit Europa drehte sich 
auch die Preisverleihung „Wir sind Europa“ am 20. Oktober 2023. Das 
Lehrernetzwerk „EUropa in der Schule“, eine gemeinsame Initiative der 
EU-Kommissionsvertretung, des Verbindungsbüros des Europäischen Par-
laments und des österreichischen Bildungsministeriums, zeichnete bereits 
zum dritten Mal Absolventinnen und Absolventen von Allgemein- und Be-
rufsbildenden Höheren Schulen für ihre hervorragenden vorwissenschaft-
lichen Arbeiten zu einem europäischen Thema aus. Gerade in politisch 
turbulenten Zeiten ist es wichtig, den Enthusiasmus, das Engagement und 
die faktenbasierte Auseinandersetzung junger Menschen mit europapoli-
tischen Themen anzuerkennen und vor den Vorhang zu holen.

Erste Adresse für alle, die spielerisch mehr über Europa, seine Geschichte und seine Institutionen lernen möchten, ist seit Mai 
2023 die Rotenturmstraße 19 im ersten Wiener Gemeindebezirk. Dort befindet sich die interaktive Dauerausstellung Erlebnis 
Europa. Passanten, Gruppen und Schulklassen können sich über Errungenschaften der Europäischen Union informieren und 
erfahren, wie Österreich am europäischen Einigungsprojekt mitwirkt. Zwei Highlights sind das 360-Grad-Kino mit Einblicken 
in die Plenarsitzungen des Europäischen Parlaments und – nach Voranmeldung – ein Simulationsspiel, bei dem sich die Teil-
nehmenden als EU-Abgeordnete versuchen können. An der feierlichen Eröffnung von Erlebnis Europa nahmen u. a. EU-Parla-
mentspräsidentin Roberta Metsola und Bundespräsident Alexander Van der Bellen teil. Erlebnis Europa solle daran erinnern, 
„dass der Hauptzweck der Europäischen Union darin besteht, den Menschen zu dienen“, betonte Präsidentin Metsola. „Es ist 
ein Ort, an dem wir zuhören können, an dem wir erklären können und an dem wir verstehen können, was die Menschen von 
Europa wollen.“ Bundespräsident Van der Bellen sagte: „Die Ausstellung lenkt quasi die Aufmerksamkeit auf all das, was das 
sonst unbemerkt arbeitende Herz Europa leistet.“

Das neue Erlebnis Europa im Zentrum Wiens
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 EU-Kultursalon:  
 Premiere im Haus  
 der Europäischen Union  

Der europäische Grüne Deal hat auch eine Designkomponente: das Neue 
Europäische Bauhaus. Sein Namenspatron, das 1919 vom Architekten  
Walter Gropius gegründete Bauhaus, hat den sozialen und wirtschaftlichen 
Wandel zur Industriegesellschaft im 20. Jahrhundert maßgeblich mitbe-
gleitet. Ein Jahrhundert später soll der europäische Grüne Deal, unterstützt 
vom Neuen Europäischen Bauhaus, den Weg zu einer nachhaltigen, klima-
neutralen Gesellschaft weisen. Das Neue Europäische Bauhaus bringt den 
Menschen die Agenda des grünen Deals auf anschauliche Weise näher. Es 
fördert das Verständnis für Nachhaltigkeit, Inklusion und Ästhetik. Beim 
Architekturfestival „TURN ON“ im März 2023 referierte EU-Botschafter  
Martin Selmayr zusammen mit Architektin Katharina Fröch zum Thema 
„New European Bauhaus: mit Kreativität und Baukultur zum Green Deal“. 

Wenn es in der EU um Kultur geht, ist Österreich in der Regel nicht weit: 
Unter den 20 Gewinnern des NEB-Preises 2021 ist „ERDEN PURE Walls“ aus 
Schlins in Vorarlberg. Das Projekt verwertet vorgefertigte, nicht stabilisierte 
Erde als 100 % natürliches und recyclingfähiges Baumaterial. Einer der 18 
Preise des Jahres 2022 ging an das Wiener Holzwohnprojekt „Gleis 21“, das 
für eine neue Form des gemeinschaftlichen Wohnens und Lebens steht.

Den Auftakt zum „EU-Kultursalon“ machten am 9. Mai, dem Europatag, 
der Autor Robert Menasse und Raffaela Schaidreiter, Leiterin des ORF-Bü-
ros in Brüssel. Inspiriert von Robert Menasses Roman „Die Erweiterung“ 
betrachteten sie gemeinsam mit EU-Botschafter Martin Selmayr die aktu-
elle Lage Europas zwischen Vertiefung und Vergrößerung. 

Am 25. Oktober hieß es Bühne frei für Schauspieler Harald Krassnitzer, der kurz zuvor als Kommissar Moritz Eisner im Wiener 
Tatort mit Bezug zur EU-Politik ermittelt hatte, und ORF-Journalistin Claudia Reiterer. Sie boten Einblicke in ihr Verständnis 
von Europa, das sowohl von beruflichen als auch privaten Erlebnissen geprägt ist: So war Harald Krassnitzer ein Monat mit 
einer Zille durch die Donauländer unterwegs. Seine Souvenirs in Form von Geschichten, die er ins Haus der EU mitbrachte, 
regten sowohl zum Schmunzeln als auch zum Nachdenken an. Ein zentrales Thema des Abends war, wie man den Menschen 
Europa näherbringen kann – eine Frage, die insbesondere im Hinblick auf die Europawahl im Juni 2024 großes Gewicht hat. 

Am 27. Juni war Caroline de Gruyter, Journalistin und Autorin aus den Niederlanden, zu Gast im EU-Kultursalon, welcher der 
Geschichte und der Zukunft gleichermaßen gewidmet war. Caroline de Gruyter begab sich mit Paul Schmidt, Generalsekretär 
der Österreichischen Gesellschaft für Europapolitik, und Martin Selmayr auf die Suche nach Parallelen und Unterschieden 
zwischen dem Habsburgerreich und der Europäischen Union. 

Vorhang auf für den EU-Kultursalon: Im Zuge einer neuen Veranstaltungsreihe lud die Ver-
tretung der Europäischen Kommission Künstlerinnen und Künstler zum Diskurs über die Ge-
genwart, Vergangenheit und Zukunft Europas ins Haus der Europäischen Union. Mit seinem 
Kaffeehaus-ähnlichen Stil bietet der Kultursalon den idealen Rahmen für eine gemütliche, 
zum Nachdenken anregende Annäherung an europapolitische Themen.

Neues Europäisches Bauhaus: 
Design trifft Klimaschutz 
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 Europa vor Ort im Gespräch 

Vor Ort über Europa reden – über die Chancen, die uns das gemeinsame Europa bietet und 
darüber, wie wir die aktuellen Herausforderungen gemeinsam bewältigen können. Das tut 
die Europäische Kommission in allen österreichischen Bundesländern.

Von Berg (siehe EU-Gipfeltour ab Seite 10) bis Tal war das Team der EU-
Kommissionsvertretung 2023 wieder in allen österreichischen Bundeslän-
dern unterwegs: Ob bei einer Diskussion an der Forstschule Bruck an der 
Mur, einem Treffen mit Mitgliedern der Jungen Wirtschaft und der Jungen 
Industrie in Dornbirn, beim Europaforum in Lech oder bei der Jahrestagung 
des Netzwerks „EUropa in der Schule“ – diesmal an der Pädagogischen 
Hochschule Oberösterreich: Zu den Herausforderungen, welche Europa ak-
tuell wirtschaftlich und politisch zu bewältigen hat, gab es viele Fragen 
zu beantworten. Die geopolitische Lage, der Kampf Europas gegen den 
Klimawandel und die EU-Erweiterung waren thematische Dauerbrenner. 
Auch Sicherheit und Leistbarkeit der Energieversorgung waren 2023 ein 
großes Thema: In Bad Ischl machte sich EU-Botschafter Martin Selmayr 
gemeinsam mit Europaabgeordnetem Hannes Heide und Bürgermeisterin 
Ines Schiller im Jänner 2023 ein Bild davon, welche Vorteile ein Heizkes-
seltausch bringt. Immer mehr Haushalte in Österreich erwärmen sich für 
einen Heizkesseltausch, der aus dem EU-Aufbauplan gefördert wird. 

Um europäische Themen verständlich und bürgernah zu vermitteln, för-
dert die Europäische Kommission ein europaweites Informations- und Ak-
tionsnetzwerk in den Regionen mit mehr als 430 Stellen. In Österreich gibt 
es zehn solcher Europe-Direct-Zentren, die Veranstaltungen und Debatten 
organisieren und auf Messen, auf Märkten oder auch in Bädern unter die 
Leute gehen. Ein wahrer Publikumsmagnet – und mittlerweile auch im 
Nachbarland Bayern gefragt – sind die beiden EU-gebrandeten Piaggo 
APEs, wo bei Cappuccino & Co. über Europa diskutiert wird. Ganz nach 
dem Motto: „Europa ist auch Dein Kaffee.“ 

Wichtige Partner sind auch die mehr als 1600 österreichischen EU-Ge-
meinderätinnen und EU-Gemeinderäte. Gemeinsam mit ihnen veran-
staltet die Vertretung Europa-Stammtische in den Bundesländern. So 

Arbeit mit EU-Gemeinderäten

diskutierten wir bei je einer Veranstal-
tung im Jänner und Mai 2023 mit dem 
Schladminger Bürgermeister Herrmann 
Trinker und dem Vizebürgermeister von 
Volders Reinhard Steinlechner über ak-
tuelle Themen wie die europäische grü-
ne und digitale Agenda, wirtschaftliche 
Chancen und Herausforderungen von 
Regionen und das 30-jährige Jubiläum 
des europäischen Binnenmarktes. Die 
Jahrestagung der EU-Gemeinderätin-
nen und EU-Gemeinderäte im Juni 2023 
in Innsbruck war ein weiterer Anlass, 
um Europa in die Regionen zu bringen. 

Ehrengast war Richard Kühnel, Direktor 
in der Generaldirektion Kommunika-
tion der Europäischen Kommission. Er 
hat 2010 als damaliger Leiter der EU-
Kommissionsvertretung in Österreich 
das Netzwerk „Europa fängt in der Ge-
meinde an“ mitbegründet. Nun hat die 

Europäische Kommission nach öster-
reichischem Vorbild ein europaweites 
Netzwerk an Gemeinderätinnen und 
Gemeinderäten ins Leben gerufen. Frei 
nach dem Motto: Wir brauchen Kommu-
nikation dort, wo Europa anfängt – bei 
den Bürgerinnen und Bürgern.

Lokale Initiativen unserer Netzwerk-
partner, wie die Diskussionsveran-
staltung beim „h-EU-rigen“ mit der 
Fachhochschule Krems in Schloss Hol-
lenburg an der Donau im April 2023 
sowie die Eröffnung des „Europaplat-
zes“ in Mistelbach im September 2023, 
boten weitere Möglichkeiten zum Aus-
tausch über Europa. 

Auch eine Weltpremiere im Burgenland 
zog wirtschaftlich und europapolitisch 
versiertes Publikum an: Im Solar- und 
Windpark Schattendorf kam im Juli 
2023 die erste organische SolidFlow-
Batterie zum Einsatz. „Die EU hat sich 
das Ziel gesetzt, den Anteil der Erneu-
erbaren am Energieverbrauch bis 2030 
auf 42,5 % zu verdoppeln. Dabei müs-
sen wir natürlich aufpassen, dass wir 
alte Abhängigkeiten nicht durch neue 
ersetzen. Hier kann diese neue Techno-
logie eine wichtige Rolle spielen“, sagte 
Martin Selmayr bei der Pressekonferenz.

Von einer anderen Innovation, nämlich 
der Quantentechnologie, hat sich der 
EU-Botschafter im März beim Institut 
für Quantenoptik und Quanteninforma-

tion der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften in Innsbruck ein Bild 
gemacht. 

Fixpunkt Alpbach
Ein Fixstarter im Kalender ist das Euro-
päische Forum in Alpbach. Rund um die 
Tirol-Etappe der EU-Gipfeltour tauschte 
sich Martin Selmayr mit Regierungsmit-
gliedern aus und diskutierte bei einem 
Kamingespräch mit Mitgliedern des 
Club Alpbach Steiermark und des Club 
Alpbach Brüssel. 

Engagierte Vortragende gesucht! Sie sind von ganzem Herzen Europäerin oder 
Europäer und möchten die EU-Kommunikation in Österreich unterstützen? Dann 
ist Team EUROPE DIRECT genau das Richtige für Sie: Die knapp 30 Mitglieder 
unterstützen die Vertretung der Europäischen Kommission in Österreich als kom-
petente Rednerinnen und Redner. Sie informieren verständlich und bürgernah über 
aktuelle europapolitische Themen ebenso wie über Institutionen und Funktions-
weise der Union. Die Teammitglieder erhalten von der EU-Kommissionsvertretung 
Briefings, Hintergrundinformationen sowie Einladungen zu Vernetzungstreffen und 
Veranstaltungen im Haus der Europäischen Union. Für das wertvolle ehrenamt-
liche Engagement möchten wir uns bei unseren Mitgliedern herzlich bedanken! 
Falls auch Sie interessiert sind, ein Teil von Team EUROPE DIRECT zu werden, freut 
sich Anna Knyazeva (Leiterin Bürgerkontakte, Netzwerke und Outreach) auf Ihre 
Bewerbung per E-Mail an Anna.Knyazeva@ec.europa.eu.

Team EUROPE DIRECT

Foto: © EK/APA-Fotoservice/Pichler
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 EU erfahren: 
 Mit dem Zug zu den  
 EU-Institutionen nach Brüssel 

Wir bringen Europa ins Klassenzimmer – und Schulklassen nach Europa: 
2023 hat die EU-Kommissionsvertretung wieder zahlreiche Reisen für 
Schüler, Lehrkräfte, Lehrlinge und EU-Gemeinderäte ermöglicht.

Wie kann der Begriff „Europa“ erlebbar und begreifbar ge-
macht werden? Wie kann man jungen Menschen die Be-
deutung der Europäischen Union für ein gemeinsames und 
sicheres Miteinander auf unserem Kontinent vermitteln und 
ihnen bewusst machen, wie wichtig ihre aktive Teilhabe am 
politischen Geschehen ist? Schule ist der Schlüssel zur Euro-
pabildung. Daher setzt die EU-Kommissionsvertretung hier 
doppelt an. Gemeinsam mit dem österreichischen Bildungs-
ministerium und dem Verbindungsbüro des EU-Parlaments 
gründeten wir bereits 2016 das Lehrernetzwerk „EUropa in 
der Schule“. Ein Teil des Angebots für Mitglieder aus ganz 
Österreich ist eine Reise zu den EU-Institutionen. Im Juni war 

es wieder soweit: Für 25 Lehrkräfte verschiedener Schul-
typen ging es mit dem ÖBB-Nightjet nach Brüssel. Das ab-
wechslungsreiche dreitägige Programm bot europäische In-
halte und Zeit zum Netzwerken. Vom Einführungsvortrag an 
der Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU ging es zu 
Fachgesprächen über europäische Geopolitik, den russischen 
Angriffskrieg, den europäischen Grünen Deal und das Euro-
päische Jahr der Kompetenzen in die Europäische Kommis-
sion. Der Besuch des Plenarsaals im Europäischen Parlament 
und vier Diskussionsrunden mit österreichischen Europaab-
geordneten vervollständigten das institutionelle Dreieck. „Es 
ist wichtig, unseren Schülerinnen und Schülern bewusst zu 
machen, welche tollen Möglichkeiten sie haben, ihre Zukunft 
mitzugestalten“, meinte Maria Dolejsi von der Höheren Bun-
deslehranstalt für wirtschaftliche Berufe Innsbruck. 

Europa braucht Jugendliche, die engagiert an einer besseren, 
umweltfreundlicheren, digitaleren und inklusiveren Zukunft 
mitwirken und sich einbringen. Daher hat die EU-Kommissi-
onsvertretung die Initiative „EU erfahren“ ins Leben gerufen, 
bei der einer Schulklasse pro Bundesland die Zugtickets für 
eine Brüsselreise mit dem ÖBB-Nightjet finanziert werden – 
ganz im Zeichen des europäischen Grünen Deals. Rund 230 
jugendliche Erstwähler konnten so im Jahr 2023 zu den EU-
Institutionen fahren. Schülerinnen und Schüler des Europa-
gymnasiums Leoben, die sich im September auf die Reise 
machten, freuten sich darauf, Mitarbeiter der EU-Institutio-
nen kennenzulernen und hinter die Kulissen europäischer Po-
litik zu blicken. Für die Erasmusgruppe des Wiener Bernoulli- 
gymnasiums wurden in Brüssel Bedeutung und Vorteile der 
Europäischen Union deutlich. Zugleich weckte die Reise Ende 
Juni 2023 das Interesse für mögliche Karrierewege bei den 
europäischen Institutionen.

Burgenland unterstützt Bildungsreisen
Die EU-Kommissionsvertretung hat gemeinsam mit dem Land Burgenland und der Österreichischen Gesellschaft für Europa-
politik eine Reise für Junglehrerinnen und Junglehrer initiiert. Anfang Oktober 2023 fuhren 25 Personen ab Wien quasi direkt 
in den EU-Maschinenraum. Informierte und interessierte Lehrerinnen und Lehrer, die ihr Wissen an die junge Generation ver-
mitteln, unterstützen maßgeblich die Bildung einer europäischen Identität. 

Für zwei weitere wichtige Multiplikatorengruppen ging es Ende November 2023 nach Brüssel. Für eine Gruppe von EU-Ge-
meinderäten erstellten das österreichische Bundeskanzleramt und Außenministerium, die EU-Kommissionsvertretung und das 
Verbindungsbüro des Europäischen Parlaments ein abwechslungsreiches Programm. Gemeinsam mit dem Österreichischen 
Gewerkschaftsbund werden auch Lehrlinge aus ganz Österreich dabei unterstützt, in die EU-Hauptstadt zu reisen und das 
„Making of“ europäischer Gesetze aus nächster Nähe zu erleben. 

MEHR 
INFOS© EK/APA-Fotoservice/Reither

© Stefan Mak, BG/BRG Villach St. Martin

© Rainer Winter, Land Burgenland

© AV Service Xavier Lejeune

Auch Journalistinnen und Journalis-
ten haben sich 2023 aus erster Hand 
über europapolitische Entwicklungen 
informiert: Gemeinsam mit dem Ver-
bindungsbüro des Europäischen Par-
laments organsierte die EU-Kommis-
sionsvertretung Ende Juni und Ende 
November Reisen nach Brüssel – inklu-
sive Austausch mit EU-Kommissaren, 
Europaabgeordneten und Experten. 
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und Bürgern der EU in Verbindung bleibt. Das 
Informationsnetzwerk Europe Direct mit seinen 
Büros in den Bundesländern ist erste Anlauf-
stelle für Fragen jeder Art zum Thema EU. Team 
EUROPE DIRECT bringt Experten zusammen, die 
zu einzelnen Politikbereichen der EU in Öster-
reich referieren. Das Lehrernetzwerk EUropa in 
der Schule wiederum unterstützt Lehrkräfte bei 
ihren Bemühungen, die EU im Unterricht zu ver-
mitteln. Die über 1600 EU-Gemeinderätinnen 
und EU-Gemeinderäte machen Europa auch in 
den Regionen greifbar. Das Team Bürgerkon-
takte, Netzwerke und Outreach koordiniert die-
se Netzwerke. Zudem organisiert es Reisen für 
Lehrer und Schüler nach Brüssel und Veranstal-
tungen für Experten und die breite Öffentlich-
keit. Dazu gehörten 2023 auch die EU-Gipfel-
touren in allen österreichischen Bundesländern. 
Außerdem zeichnet das Team für die Webseite 
der Vertretung verantwortlich. Seit September 
2023 leitet Anna Knyazeva das Team, zu dem 
Adina Hoffmann-Reumüller (stellvertretende 
Leiterin), Bernhard Kühr und Roja Moser gehö-
ren. Bis zu ihrer Pensionierung im Juni 2023 war 
auch Dagmar Weingärtner eine wichtige Stütze 
des Teams. 

Claudia Deutsch ist als Sprachbeauftragte die 
Ansprechpartnerin für Fragen rund um Mehr-
sprachigkeit und Übersetzen in der EU und or-
ganisiert diverse Veranstaltungen zu diesen 
Themen. Zudem kümmert sie sich darum, dass 
technische Texte, wie zum Beispiel Ausschrei-
bungen, verständlich sind, und unterstützt das 
Presseteam.

Das Verwaltungsteam sorgt dafür, dass unse-
re Mittel regelkonform und effizient verwendet 
werden und der tägliche Betrieb zwischen Besu-
chen der EU-Kommissare, Veranstaltungen und 
Vortragsreisen generell rund läuft. Dabei mes-
sen wir Nachhaltigkeit eine besondere Bedeu-
tung bei. Ob mit stromsparenden Leuchtmitteln, 
Mülltrennung oder Dienstreisen mit dem Zug: 
Wir arbeiten ständig daran, unsere CO2-Bilanz 
zu verbessern. Dass wir damit erfolgreich sind, 
zeigt der Prozess zur EMAS-Zertifizierung, die 
wir als eine der ersten EU-Kommissionsvertre-
tungen absolviert haben. Zum Team unter der 
Leitung von Dafina Isheva-Göller zählen Henri 
Dos-Reis, Martin Koch, Susanne Mandl, Grega 
Rogelj und Robert Vida. 

Bei Recherchetätigkeiten steht Orsolya Hidvegi 
der Vertretungsleitung zur Seite. 

Auch 2023 wurde die EU-Kommissionsvertre-
tung wieder tatkräftig von Trainees unterstützt: 
Lukas Ehrlich-Adam Fraile, Marianne Graff, 
Amelie Hagemann, Niklas Kapeller, Bianca Ko-
bald, Caroline Mauritz, Maximilian Müller, Banan 
Sakbani, Sophie Trauner und Markus Wane.

Leiter der Vertretung der Europäischen 
Kommission in Österreich ist seit No-
vember 2019 Martin Selmayr. Als As-
sistenz des Vertretungsleiters ist Karin 
Guttmann gemeinsam mit Susanne 
Mandl für Protokoll und Logistik ver-
antwortlich. Auf aktuelle politische 
und gesellschaftliche Entwicklungen in 
Österreich konzentriert sich das Team 
Politische Berichterstattung. Wolfgang 
Bogensberger, Leiter des Teams und 
stellvertretender Leiter der Vertre-
tung, und Petra Polgar als politische 
Referentin halten engen Kontakt mit 
Österreichs Regierung und Parlament 
und anderen politischen Akteuren. Sie 
fungieren als Bindeglied zwischen der 
Europäischen Kommission in Brüssel 
auf der einen Seite und politischen Ent-
scheidungsträgern in Österreich auf der 
anderen Seite. EU-Kommissionsmitglie-
der, die nach Österreich kommen, kön-
nen sich sowohl bei der Vorbereitung 
politischer Termine im Vorfeld als auch 
bei der Betreuung vor Ort auf das Team 
und sein großes Netzwerk verlassen.

Das Team Presse und Soziale Medien 
hat sich der Information zu aktuellen 
EU-Initiativen verschrieben. Es ist An-
laufstelle für Journalisten und verfasst 
mehrmals wöchentlich einen Newsletter 

sowie Meldungen für die Webseite. Die 
Richtigstellung von Falschinformatio-
nen fällt ebenso in den Aufgabenbereich 
des Teams wie die Organisation von 
Pressegesprächen, Interviews und Jour-
nalistenreisen. Die EU-Kommissions- 
vertretung ist auch in den sozialen Me-
dien aktiv. Ziel ist es, über reine Infor-
mation hinaus mit Bürgerinnen und Bür-
gern in Kontakt zu kommen. Im Bereich 
Presse und Soziale Medien arbeiten 
Sabine Berger (Leiterin), Lena Krohmer,  
Mayya Dimitrova und Franziska Furkert.

Im Team Wirtschaft und Soziales enga-
gieren sich Leiterin Barbara Steffner und 
Berater für wirtschaftspolitische Koor-
dinierung Tim Joris Kaiser für ein mög-
lichst reibungsloses Zusammenspiel 
von österreichischer und europäischer 
Wirtschafts-, Finanz-, Sozial-, Klima- 
und Energiepolitik. Ihr Hauptaugen-
merk liegt aktuell auf der Umsetzung  
des EU-Aufbauplans NextGenerationEU. 
Außerdem nehmen Barbara Steffner 
und Tim Joris Kaiser an Diskussionsrun-
den und Vorträgen teil und unterstützen 
so die Öffentlichkeitsarbeit.

Vernetzen, verbinden, einbinden. Netz-
werke helfen dabei, dass die Europäi-
sche Kommission mit den Bürgerinnen 

Wir sind ein Team aus 20 Mitarbeitern, in dem sieben Nationalitäten vertreten sind. Unser 
Ziel ist es, die Menschen in Österreich besser über die Europäische Union zu informieren, 
gegenseitiges Verständnis zwischen Österreich und den EU-Institutionen zu schaffen und 
Falschinformationen über Europa zu kontern.

© EK/APA-Fotoservice/Schedl
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Alpbach – Nach dem Schock, 
den der russische Angriffskrieg 
auf die Ukraine ausgelöst hat, 
sucht Europa nach neuer Stär-
ke auf der Weltbühne. Und 
kämpft mit internen Wider-
sprüchen. Beim Europäischen 
Forum Alpbach, das dieses Jahr 
unter dem Motto „mutiges Eu-
ropa“ steht, sprach die TT mit 
Martin Selmayr,  Vertreter der 
EU-Kommission in  Österreich.

Deutschlands Kanzler Olaf 
Scholz bezeichnete kürzlich 
bei seinem Besuch in Salz-
burg die Grenzkontrollen zu 
Österreich als unverzichtbar. 
Auf der anderen Seite rückt 
Österreich nicht von seinem 
Veto gegen den Schengen-
Beitritt von Rumänien und 
Bulgarien ab. Sieht so das 
neue mutige Europa aus?

Martin Selmayr: Es ging bei 
dem Gespräch meines Wis-
sens nach vor allem um den 
Vorschlag der EU-Kommissi-
on, den Schengen-Raum um 
Rumänien und Bulgarien zu 
vervollständigen. Das wird 
von Deutschland und den an-
deren EU-Mitgliedsstaaten, 
nicht aber von Österreich un-
terstützt. Rumänien und Bul-
garien erfüllen alle Kriterien 
für die Erweiterung des Schen-
gen-Raums. Es gibt also keinen 
Grund, das auf die lange Bank 
zu schieben. Wir müssen in 
Europa zusammenhalten. Ein 
Schengen-Raum, in dem nach 
innen Freizügigkeit herrscht 
und die Grenzen nach außen 
gesichert sind, ist die beste 
Garantie dafür, dass wir in Eu-
ropa eine geschlossene Front 
gegenüber Außenfeinden wie 
Putin bilden und die Grenz-
kontrollen im Inneren wieder 
beseitigen können.

Auch in Sachen Migrations-
politik ziehen die EU-Mit-
gliedsländer nicht an einem 
Strang. Polen und Ungarn 
lehnen die Anfang Juni von 
den EU-Innenministern be-
schlossene Asylreform kate-

gorisch ab. Ungarns Premier 
Orbán sprach gar von einem 
Flüchtlingskrieg. Wie soll es 
da nun weitergehen?

Selmayr: Wir haben mit dem 
Dublin-System ein gemeinsa-
mes europäisches Asyl- und 
Flüchtlingssystem, das an-
gepasst werden muss, da es 
die Staaten an den Außen-
grenzen viel zu stark belastet. 
Jetzt wurde auf Vorschlag der 
EU-Kommission eine Reform 
mit qualifizierter Mehrheit im 
Ministerrat beschlossen. Das 
ist eine gemeinsame Entschei-
dung der EU-Mitgliedsstaaten. 
Die neue Vereinbarung wird 
nach Zustimmung des EU-
Parlaments bindendes Recht. 
Ungarn hält sich bereits heute 
nicht an das geltende europä-
ische Asyl- und Flüchtlings-
recht und wurde vom Europäi-
schen Gerichtshof daher schon 
mehrfach verurteilt. Die EU-

Kommission setzt Recht durch, 
braucht dafür aber auch starke 
Unterstützung aus den euro-
päischen Hauptstädten – und 
keine Verbrüderungsszenen 
mit Orbán. Klar ist in jedem 
Fall: Das Thema Migration 
wird uns weiter beschäftigen, 
auch wenn es neue Regeln gibt.

Inwiefern?
Selmayr: Migration ist eine 
Konsequenz von geopoliti-
schen Veränderungen, Kli-
mawandel, Armut, Krieg und 

Terrorismus. Wir können Mi-
gration nicht per Gesetz been-
den, aber wie können sie steu-
ern und managen – übrigens 
viel besser als früher, weil wir 
enger beim Außengrenzschutz 
und bei der Flüchtlingsregis-
trierung zusammenarbeiten. 
Da Europa der reichste Kon-
tinent ist, werden weiter viele 
Menschen zu uns kommen 
wollen. Wir müssen uns daher 
im Rest der Welt neu aufstel-
len. So müssen die Mittel für 
das UNO-Welternährungs-
programm WFP nicht gekürzt, 
sondern deutlich aufgestockt 
werden. Und auch der Kli-
mawandel, der etwa in Nord-
afrika dramatische Formen 
annimmt, löst neue Flücht-
lingsbewegungen aus. Enga-
gierte Klimapolitik ist daher 
auch Flüchtlingspolitik.

Europa stellt sich geeint 
gegen die Aggression Russ-

lands und unterstützt die 
angegriffene Ukraine. Nun 
sucht es auf der Weltbühne 
nach neuer Stärke. Und am 
Horizont zeichnet sich schon 
der Kampf zwischen den 
USA und China um die Vor-
machtstellung in der Welt 
ab. Auf Europa warten ge-
waltige Herausforderungen.

Selmayr: Es gibt geopolitische 
Rivalitäten. China ist in dieser 
Hinsicht sicher ein Systemri-
vale unserer demokratischen 
Staaten in Europa. China ist 
aber auch ein wichtiger Akteur 
in der Klimapolitik und auf 
absehbare Zeit ein wichtiger 
Wirtschaftspartner. Und es gibt 
einen gewaltigen Unterschied 
zu Russland, das einen imperi-
alen Krieg führt und versucht, 
sich fremdes Territorium unter 
den Nagel zu reißen. Russland 
verletzt auf brutale Weise die 
Grundsätze der globalen Ord-
nung, hat alle Tabus gebrochen. 
Dem müssen wir entschlossen 
entgegentreten. In dieser Fra-
ge ist die EU absolut geeint, 
wir haben bereits elf Sankti-
onspakete beschlossen und 
Russlands Wirtschaft massiven 
Schaden zugefügt. Und wir 
denken auch an die Friedens- 
und  Sicherheitsordnung Euro-
pas nach dem Krieg. Die Uk-
raine gehört zur europäischen 
Familie, zur EU – sie verteidigt 
unsere Werte und  Freiheit.

Wird Europa auch künftig 
ein Erfolgsmodell bleiben? 
Viele sehen Europas Bedeu-
tung ja schwinden.

Selmayr: Europa kann nur 
gemeinsam auf der Weltbüh-
ne bestehen. Europa ist der 
Kontinent des Kompromisses. 
Wir haben leidvoll gelernt, 
wie Spaltung und Feindschaft 
uns in den Abgrund gezogen 
haben. Nur Zusammenarbeit 
bringt Wohlstand, Freiheit und 
 Stabilität.

Das Interview führte 
Christian Jentsch

„Europa bleibt gemeinsam stark“
Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kommission in Österreich, sieht die EU trotz 
gewaltiger Herausforderungen und interner Spannungen weiter auf Erfolgskurs.

Europas Sterne glänzen immer noch. Für viele Menschen (hier Georgien) bleibt Europa Sehnsuchtsort. Foto: AFP/Shlamov

Tripolis, Tel Aviv – Das inof-
fizielle Treffen der libyschen 
Außenministerin Najla al-
Mangoush mit ihrem israeli-
schen Amtskollegen Eli Cohen 
vergangene Woche hat in der 
Nacht auf Montag gewaltsame 
Proteste in Libyen ausgelöst. 
Augenzeugen zufolge zünde-
ten Demonstranten in Tripo-
lis Reifen an und blockierten 
Straßen. Demonstranten for-
derten demnach den Rück-
tritt der Regierung von Mi-
nisterpräsident Abdul Hamid 
 Dbaiba. Libyen erkennt Israel 
nicht an.

Israels Außenministerium 
hatte am Sonntagabend mit-
geteilt, Mangoush und Cohen 
seien in Italien zusammen-
gekommen, um die Möglich-
keit einer Zusammenarbeit 
zu besprechen. Cohen sprach 
den Angaben nach von ei-
nem „historischen Treffen“. 
Es sei der erste Schritt in der 
Etablierung von Beziehungen 
zwischen beiden Staaten ge-
wesen.

Ministerpräsident Dbaiba 
entließ am Montag seine Au-

ßenministerin, nachdem er 
sie bereits am Sonntag sus-
pendiert hatte.

Der Streit über das Treffen 
befeuert die innenpolitische 
Krise in Libyen und dürfte Kri-
tiker der  Übergangsregierung 
unter Dbaiba stärken. Sei-
ne Regierung der Nationalen 
Einheit kam 2021 durch einen 
UNO-Prozess ins Amt und 

setzt sich für engere Bezie-
hungen mit Staaten ein, die 
für Libyen relevant sind, da-
runter auch mit den USA. Zur 
Ruhe gekommen ist das Land 
seit dem Aufstand gegen den 
früheren Machthaber Muam-
mar Gaddafi 2011 aber nicht.

Der Libyen-Experte  Jalel 
Harchaoui vom britischen 
Royal United Services Insti-

tute (RUSI) twitterte auf der 
Plattform X, Feinde Dbaibas 
nutzten die Meldung über das 
Treffen aus und führten die 
Proteste an. Das Außenminis-
terium in Tripolis dementierte 
Gespräche mit Cohen in Rom. 
Bei dem Treffen habe es sich 
lediglich um eine „informelle“ 
und „unvorbereitete“ Zusam-
menkunft gehandelt. Man 
lehne eine Normalisierung 
der Beziehungen mit Israel 
kategorisch ab. Laut einem 
Gesetz von 1957 sind solche 
Kontakte zu Israel strafbar.

Israelische Oppositionspo-
litiker kritisierten scharf, wie 
Cohen mit dem Treffen um-
gegangen ist. Israels Außen-
beziehungen seien eine „erns-
te und heikle Angelegenheit“, 
besonders wenn es sich um 
ein arabisches Land handle, 
twitterte Oppositionspoliti-
ker Benny Gantz am Montag: 
„Wenn man alles für PR und 
Schlagzeilen tut, ohne Verant-
wortung zu übernehmen und 
vorausschauend zu denken, 
passiert genau das“, schrieb 
Gantz. (TT, APA, dpa, Reuters)

Treffen löst Krise in Libyen aus
Treffen mit israelischem Außenminister kostet libysche Chefdiplomatin den Job.

Demonstranten errichteten in der Hauptstadt Tripolis Straßensperren und 
zündeten Autoreifen an. Foto: AFP/Turkia

Regional-Regierungschefin Natasha 
Fyles bestätigt Rettung.  Foto: AFP/Gray

Canberra – Einen Tag nach 
dem Absturz einer US-Mili-
tärmaschine mit drei Toten 
und fünf Schwerverletzten auf 
einer australischen Insel im 
Norden sind die 15 übrigen 
Flugzeuginsassen weitgehend 
unversehrt gerettet worden. 
Die Maschine hatte an einer 
großen Militärübung teilge-
nommen, an der Tausende 
Soldaten aus den USA, Austra-
lien, Indonesien und den Phi-
lippinen beteiligt sind. (APA)

15 Soldaten 
überlebten 

Absturz

Die Speiseöl-Fabrik nach russischem 
Raketenbeschuss. Foto: AFP/Präsidentschaft

Kiew – Der ukrainische Prä-
sident Wolodymyr Selenskyj 
hält eine Verhandlungslösung 
für die seit 2014 von Russland 
annektierte Krim für möglich. 
„Wenn wir an den Verwal-
tungsgrenzen der Krim sind, 
denke ich, kann man poli-
tisch die Demilitarisierung 
Russlands auf dem Gebiet der 
Halbinsel erzwingen“, sagte er 
in einem Interview am Sonn-
tag, das Montagmorgen von 
mehreren ukrainischen Me-
dien aufgegriffen wurde. In 
der Vergangenheit hatte Kiew 
mehrfach seine Entschlossen-
heit betont, die Krim militä-
risch zurückzuerobern. 

Derzeit versuchen die Ukra-
iner im Süden, besetzte Gebie-
te zurückzugewinnen und bis 
an die Küste zur Krim vorzu-
stoßen. So sollen nach ukrai-
nischen Angaben vom Montag 
die russischen Besatzer nach 
wochenlangen Kämpfen aus 
dem Dorf Robotyne im Gebiet 
Saporischschja verdrängt wor-
den sein. 

Laut ukrainischer Luftwaffe 
feuerte Russland in der Nacht  
auf Montag insgesamt vier 
Marschflugkörper und zwei 
Raketen auf die Ukraine ab. 
In der zentralukrainischen 
Region Poltawa starben min-
destens drei Mitarbeiter einer 
Speiseöl-Fabrik durch russi-
schen Raketenbeschuss. (TT, 
dpa, APA)

Dorf von 
Besatzern 

befreit

Martin Selmayr sieht die Ukraine 
als künftiges EU-Mitglied. Foto: imago

Washington – Der Prozess 
gegen den früheren US-Prä-
sidenten Donald Trump im 
Zusammenhang mit ver-
suchtem Wahlbetrug in Wa-
shington soll am 4. März 
2024 beginnen. Die zustän-
dige Richterin legte bei einer 
Anhörung am Montag in der 
US-Hauptstadt den Termin 
fest, wie mehrere US-Medien 
übereinstimmend berich-
teten. Es ist einer von insge-
samt vier Prozessen, die dem 
republikanischen Präsident-
schaftsbewerber bevorste-
hen. Der 77-Jährige wurde 
wegen verschiedener Vor-
würfe auch in New York, Mia-
mi und Atlanta angeklagt.

Trump ist der erste Ex-Prä-
sident in der US-Geschichte, 
der sich wegen mutmaßli-
cher Straftaten vor Gericht 
verantworten muss. In Wa-
shington wurde auf Bundes-
ebene Anklage gegen ihn 
erhoben wegen seiner Be-
mühungen, den Ausgang der 
Präsidentenwahl 2020 nach-
träglich zu kippen. (dpa)

Prozess 
gegen Trump 

im März
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ALPBACH. Wie wird Europa zum 
„Global Player?“ Diese Frage sorg-
te für reichlich Diskussionsbedarf 
bei der EU-Gipfeltour am Diens-
tag, den 29. August. Dieses Mal 
ging die thematische Wanderung 
zur „Bischofer Käsalm“ in Alpbach, 
wetterbedingt musste die Route 
gekürzt werden. So war ursprüng-
lich der „Gratlspitz“ als Zielort für 
die Diskussionsrunde angedacht. 
Auf dem Weg in die Höhe wurden 
immer wieder Pausen eingelegt, 
bei denen vorab die Diskussionen, 
in Form von Kurzreferaten und 
Impulsen, angeregt wurden und 
welche beim Gipfelgespräch bei 
einem gemeinsamen Frühstück 
dann Gehör fanden. Symbolisch 
sollte die Wanderung darauf auf-
merksam machen, dass die Ge-
staltung eines gemeinsamen Eu-
ropas kein einfacher Spaziergang 
ist, sondern mehr einer Bergtour 
gleicht. Denn vorwärts geht es bei 

beidem nur in kleinen Schritten 
und man muss akzeptieren, dass 
man auf dem Weg nach oben auch 
ein paar Höhenmeter verliert. In 
diesem Sinne suchen die Vertre-
tung der Europäischen Kommissi-
on und die Österreichische Gesell-
schaft für Europapolitik (ÖGfE) bei 
den Gipfeltouren in allen österrei-
chischen Bundesländern den Aus-
tausch zu zentralen EU-Themen. 

Wichtiger Zusammenhalt
EU-Botschafter Martin Selmayr 
erklärte in der Diskussionsrunde, 
dass Europa lernen müsse, die 
Sprache der Macht zu sprechen 
und diese auch zu verstehen. 
„Unser Kontinent muss die Samt-
handschuhe ablegen und sein Mo-
dell, das auf der Stärke des Rechts 
basiert, verteidigen“, betonte 
Selmayr. Entscheidend dabei sei 
der Zusammenhalt unter den EU-
Staaten. „Nur ein geeintes Europa 
kann auf der globalen Bühne eine 
signifikante Rolle spielen“, ergänz-

te der Botschafter. Völkerrechtler 
Ralph Janik bemerkte, dass viele 
Länder übersehen würden, dass 
sie außenpolitisch alleine nicht 
so ein großes Gewicht haben, wie 
es die innenpolitische Nabelschau 
vermuten lässt. EU-Abgeordnete 
Barbara Thaler meinte, dass Wett-
bewerbsfähigkeit ein Schlüssel-
faktor für die Stärkung von Euro-
pas Rolle in der Welt ist.

Bei der Gipfeltour wurde die EU-
Außenpolitik thematisiert. Foto: Nimpf

„Entscheidend ist Zusammenhalt“
EU-Kommission lud auf der „Bischofer Käsalm“ wieder zum Gipfelgespräch.

Christiane nimpf

Der russische Angriffskrieg ge-
gen die Ukraine war außerdem 
ein zentrales Thema bei der EU-
Gipfeltour. Würde man sich die 
elf EU-Sanktionspakete gegen 
Russland ansehen, so könne man 
wirklich nicht sagen, dass es kei-
ne gemeinsame EU-Außenpolitik 
gebe, meinte ÖGfE-Generalsekre-
tär Paul Schmidt. Der ukrainische 
Botschafter Vasyl Khymynets be-
tonte, dass der Krieg nun schon 
mehr als 540 Tage andauere. „Un-
ser Ziel ist die volle Wiederherstel-
lung der Ukraine. Dabei geht es 
vor allem darum, die Menschen 
zu befreien, die unter der russi-
schen Besatzung leiden“, erklärte 
Khymynets. EU-Botschafter Mar-
tin Selmayr unterstrich zudem, 
dass der Ausgang des Krieges 
maßgeblich für die Zukunft Euro-
pas sei.

UKRAINEKRIEG

Der Ukrainekrieg dauert nun schon 
mehr als 540 Tage an. Foto: APA-Fotoservice
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Von Wolfgang Machreich 

Das Handy entscheidet, wer wel-
che Politik vertritt. Überraschte  
Blicke, damit haben die Schü-
lerinnen und ein Schüler  ei-
ner Klasse der Höheren Lehr-

anstalt für Sozialbetreuung und Pflege in 
Villach nicht gerechnet. Auf Exkursion in 
Wien besuchen sie die interaktive Ausstel-
lung „Erlebnis Europa“ und bekommen 
Mobiltelefone. Nach dem Einschalten se-
hen sie, zu welcher politischen Fraktion im 
EU-Parlament sie gehören – und ihre Ar-
beit als Abgeordnete beginnt.

Ein Jahr vor den nächsten EU-Wahlen hat 
das Europaparlament eine Art Zweigstel-
le in der Wiener Rotenturmstraße sowie in 
anderen Hauptstädten der Mitgliedsstaa-
ten eröffnet. Die Flaniermeile zwischen Ste-
phans- und Schwedenplatz ist bewusst ge-
wählt, um „Laufkundschaft“ anzulocken 
und die EU so vielen wie möglich näherzu-
bringen. Neben einem 360-Grad-Kino, das 
die Besucher ins EU-Parlament nach Straß-
burg „beamt“, wird für Gruppen ein Rollen-
spiel angeboten, in dem sie den EU-Gesetz-
gebungsprozess durchexerzieren können. 
Achtung! Das Spiel ist sehr realitätsnah.

Der Soziologe Max Weber hat Politik-
arbeit als „ein starkes langsames Bohren 
von harten Brettern mit Leidenschaft und 
Augenmaß zugleich“ beschrieben. „Er-
lebnis Europa“ vermittelt genau das. Eu-
ropa-Politik lernen heißt, Ausdauer und 
Durchhaltevermögen trainieren. „Wow, 

Für den Völkerrechtler Ralph Ja-
nik tritt die EU im wirtschaft-
lichen Kontext schon länger 

und konsequenter mit einer Stimme 
auf als in außen- und sicherheitspoli-
tischen Bereichen. Als Beispiel nennt 
er die WTO-Verhandlungen; er erin-
nert auch an das für Europa erfolg-
reiche Treffen des früheren EU-Kom-
missionspräsidenten Jean-Claude 
Juncker mit dem damaligen US-Prä-
sidenten Donald Trump und nennt 
als Grund dafür: „Juncker hatte mit 
der EU im Rücken eine andere, grö-
ßere Macht im Rucksack, die selbst 
einen Trump überzeugte.“ 

Die Rucksackmetapher passte gut 
zur Alpbacher Bergkulisse, vor der 
Janik sein Referat zur EU-Außen-

politik hielt. Martin Selmayr, Leiter 
der Vertretung der EU-Kommission 
in Österreich, und Paul Schmidt, Ge-
neralsekretär der Österreichischen 
Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE), 
hatten zur EU-Gipfeltour zum Thema 
EU-Außenpolitik im Rahmen des Fo-
rum Alpbach geladen. Die Witterung 
machte daraus eine Almtour, das We-
niger an Höhenmetern wurde durch 
ein Mehr an Debatte ersetzt. Othmar 
Karas, erster Vizepräsident des Euro-
paparlaments, zündete diese mit sei-
nem Eröffnungskommentar an: „Wir 
sind hier fahrlässig“, sagte Karas und 
meinte Europas Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, „und dann 
 beschweren wir uns, wenn die USA 
und die NATO die Oberhand haben“.

Selmayr widerspricht bei der 
ersten Diskussionsrast, nennt die 
EU-Botschaften in rund 180 Staaten  
und den Hohen Vertreter der EU für  
Außen- und Sicherheitspolitik als  
sichtbare Repräsentanten der EU- 
Diplomatie und die geschlossene Po-
sition der EU-Staaten gegen Russ-
lands Angriffskrieg als Beleg, dass 
die EU-Außenpolitik handlungs-
fähig ist. Den Einwand, das Ein-
stimmigkeitsprinzip mache den 
kleinsten gemeinsamen Nenner 
zum Prinzip der Außenpolitik, lässt 
er nicht gelten: Erstens gebe es die 
Möglichkeit der „konstruktiven 
Enthaltung“ (etwa Österreich bei 
Waffenlieferungen); zweitens „setzt 
sich nicht das Land durch, das am 

wenigsten will“, siehe Belgien, das 
letztlich auch der Aufnahme des 
 Diamantenhandels in den Sank-
tionskatalog gegen Russland zu-
stimmte; und drittens ist Selmayr 

„lieber, wir diskutieren drei Tage 
länger und kommen dann einstim-
mig zu einer soliden Antwort“.

Paul Schmidt nennt Russlands 
Angriff auf die Ukraine einen 

„Weckruf für die EU-Außenpoli-
tik. Und die elf Sanktionspakete 
zeigen, dass wir außenpolitisch 
handlungsfähig sind.“ Für den Bot-
schafter der Ukraine in Österreich, 
Wassyl Chymynez, ist die wichtigs-
te Leistung, dass die EU zusam-
menhält: „Das hat Putin falsch ein-
geschätzt.“   (wm)

ist das kompliziert!“, klagen die Villacher 
Schülerinnen bald nach Spielbeginn. „Ist 
das anstrengend!“, begleitet als Refrain die 
Gesetzgebungsrunden. Und am Ende, das 
dann noch einmal von einer Verhandlungs-
schleife hinausgezögert wird, stöhnen die 
Jugendlichen: „Digga, das dauert ja voll lan-
ge!“ Willkommen im gemeinsamen Europa.

Die beiden Gesetzesbeschlüsse, die von 
der Schulklasse auf EU-Schiene gebracht 

werden müssen, haben es in sich – Rollen-
spiel heißt nicht spielerisch leicht. Das gilt 
sowohl für Aktualität als auch Brisanz 
der Materien. Eine „Richtlinie für Wasser-
solidarität“ zwischen den EU-Mitglieds-
staaten sollte die Klimawandelfolgen von 
Dürre bis Hochwasser abfedern. Zentra-
ler Punkt in diesem Wasser-teilen-Gesetz 
ist eine transeuropäische Wasserleitung. 
Die zweite Gesetzesinitiative hat eben-
falls viel Konfliktpotenzial: Zum Plan ei-
ner  Personenkennungsrichtlinie gehören 
Mikro chip implantate, die in die Körper von 
EU-Bürgerinnen und -Bürgern eingesetzt 
werden. Eine Steilvorlage für Debatten über 
Freiheitsrechte, Überwachungsstaat, Ge-
sundheit und wirtschaftliche Interessen. 

„Vergesst nicht“, sagt der Präsident des Rol-

lenspielparlaments bei seiner Begrüßung 
der Schülerinnen via Bildschirm, „ihr seid 
direkt gewählte Abgeordnete, ihr müsst 
den Bürgerinnen und Bürgern Rechen-
schaft über eure Entscheidungen abgeben“. 
Dazu kommt das EU-Machtdreieck aus 
Kommission, Parlament und Rat als Ver-
tretung der Regierungen in den Mitglieds-
staaten. Das Wichtigste sei, rät der EU-Poli-
tikfuchs den Schülern, dass sie versuchen, 
über Ländergrenzen und politische Frakti-
onen hinweg Kompromisse zu finden: „Ver-
handelt, hört zu, seid klug – an die Arbeit!“

Auf ihren EU-Handys finden die Schü-
lerinnen die Parteiprogramme. Die Frak-
tionen im Spiel sind den vier großen 
Partei familien im Europaparlament (Kon-
servative, Sozialdemokraten, Liberale und 
Grüne) nachgebildet. Nachdem sie sich 
über ihre politische Ausrichtung schlau-
gemacht haben, erarbeiten die Kurzeit-
abgeordneten die Positionen ihrer Frak-
tionen zu den Richtlinien und bringen 
Änderungsanträge ein. „Das ist doch nicht 
meine persönliche Meinung“, schimpft ei-
ne Schülerin in der Ausschussdiskussion 
mit ihren Kolleginnen aus anderen Frakti-
onen, „das ist die Meinung meiner Partei, 
und die vertrete ich hier, ist so!“

Wenn Lobbyisten anrufen 
Demokratie lernen und leben lässt sich 

nicht besser zusammenfassen: gegensätz-
liche Meinungen akzeptieren, zwischen 
Person und Position unterscheiden, argu-
mentieren, im Gespräch bleiben, Kompro-
misse erarbeiten.

Währenddessen erhalten die Schüler-
abgeordneten E-Mails von Bürgerinnen, 
die sich keinen Chip einpflanzen lassen 
wollen. Ein polnischer Religionswissen-
schafter ruft an, thematisiert ethische 
Fragen. Ein spanischer Lobbyist des Ver-
bands der europäischen Golfklubresorts 
möchte einen Gesprächstermin, um die 
negativen Folgen des Wassersparens für 
den Tourismus aufzuzeigen. Um einen 
realistischen Eindruck vom EU-Sprach- 
Babel zu bekommen, erfolgen die Kon-
takte in den Landessprachen und werden 
übersetzt. 

Nach Eilmeldungen über eine Erdbeben-
katastrophe in einem von Dürre geplagten 
Mitgliedsland werden die Fraktionsspre-
cherinnen in eine Pressekonferenz geru-
fen. Ein implantierter Chip ermöglichte, 
ein Kind unter den Trümmern zu finden; 
und mit einem Anschluss an transeuropä-
ische Wassernetze könnte Land und Leu-
ten massiv geholfen werden. „Kurios, dass 
das Unglück gerade jetzt passiert“, lautet 
ein berechtigter Kommentar im Rollen-
spiel, das dessen Präsident nach den erfolg-
reichen Abstimmungen der beiden Richt-
linien mit Gratulation und folgendem Fazit 
beschließt: „Das war ein Spiel über eure 
Zukunft, über eure Rechte – aber die EU ist 
etwas ganz Reales.“ In das die Schülerin-
nen nach diesem „Erlebnis Europa“ jeden-
falls mehr Einblick haben.

 „ Vergesst nicht: Ihr seid direkt  
gewählte Abgeordnete, ihr müsst 
den  Bürgerinnen und Bürgern,  
die euch gewählt haben, Rechenschaft  
über eure Entscheidungen abgeben. “

Antworten auf 
die Frage „Wie 
Schüler(innen) 
für Europa be-

geistern?“ liefer-
te der Artikel mit 
diesem Titel am 

1. September 
2021; nach- 

zulesen unter 
furche.at.

Spielen bis zum 
EU-Kompromiss

Zum Europäischen Forum Alpbach kommen EU-Insider  
und jene, die es werden wollen. „Erlebnis Europa“ in Wien 
lädt EU-„Erstklässler“ in Europas Gesetze-Werkstatt. 

Ukraine-Botschafter Wassyl Chymynez (re.) 
mit ÖGfE-Generalsekretär Paul Schmidt und 
EU-Kommissionsvertreter Martin Selmayr.

Im Krieg lernt die EU, mit einer Stimme zu sprechen
EU-AUSSENPOLITIK BY DOING 

Europapolitik lernen
heißt vor allem, Ausdauer und 
Durchhaltevermögen für den 
EU-Gesetzeslalom zu trainieren.
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„Wir müssen auch Macht ausüben können“
Am 9. Mai begeht Europa seinen Feiertag. Doch wo soll die Reise hingehen? Im Interview spricht EU-Kommissionsvertreter

Martin Selmayr über die Vision von Europa als drittem geopolitischen Pol und die wirtschaftlichen Herausforderungen.

„Wiener Zeitung“: Am 9. Mai ist Eu-
ropatag. Hat Europa derzeit eigentlich
etwas zu feiern?

Martin Selmayr: Es gibt durchaus
etwas zu feiern, denn das Konzept
Europa ist aktueller denn je. Nur fünf
Jahre nach dem Ende des Zweiten
Weltkriegs, der über 75 Millionen
Menschen das Leben gekostet hat,
schlug der französische Außenminis-
ter Robert Schuman am 9. Mai 1950
vor, die Kohle- und Stahlindustrie mit
Deutschland zusammenzulegen, um
Krieg für alle Zeit zu vermeiden. Aus
Erzfeinden sind so Partner und
Freunde geworden. Mittlerweile ha-
ben sich 27 Staaten diesem Konzept
angeschlossen und zwischen ihnen
hat es seit mehr als 70 Jahren keinen
Krieg mehr gegeben. Gleichzeitig se-
hen wir, dass es anderswo nicht so
ist. Für Europa ist der im Inneren
durch Zusammenarbeit erreichte
Frieden nicht nur ein Erfolg, sondern
auch ein Auftrag, auch in anderen
Teilen der Welt auf Frieden hinzuwir-
ken – und daran arbeitet die Europäi-
sche Union täglich, zur Zeit vor allem
im Hinblick auf den Angriffskrieg
Russlands gegen die Ukraine.

Lassen Sie uns gleich darüber reden,
wohin die Reise gehen soll. Der franzö-
sische Präsident Emmanuel Macron
hat nach seinem China-Besuch für gro-
ße Aufregung gesorgt, als er für ein zu-
rückhaltenderes Auftreten Europas in
der Taiwan-Frage plädiert hat - freilich
verbunden mit der Forderung, Europa
müsse ein dritter Pol neben China und
den USA werden. Hat Macron da das
Richtige am falschen Ort und zur fal-
schen Zeit gesagt?

Was Macron zum dritten Pol ge-
sagt hat, das haben viele vor ihm ge-
sagt, seien es nun Franzosen, Deut-
sche oder Österreicher. Ich meine,
wir regen uns in Europa etwas zu
sehr darüber auf, wenn es gelegent-
lich verschiedene Formulierungen
gibt. Die EU ist Gott sei Dank keine
Diktatur, wo einer entscheidet, son-
dern wir streiten immer wieder, viele
mit guten Argumenten, über den
richtigen Weg. Es gibt auch in den
USA Streit über die US-Außenpolitik,
und es gibt natürlich noch mehr
Streit über die europäische Außenpo-
litik, weil wir eben kein Zentralstaat
sind, sondern sich in der EU 27 De-
mokratien einigen müssen. Das kann
man auch als Stärke ansehen. Inter-
essanterweise hört man ja nie etwas
über einen Streit über die chinesi-
sche Außenpolitik. Das Wichtige ist,
dass wir in Europa trotz allem am En-
de immer zusammenkommen. Und
ja, Europa ist bereits ein dritter Pol
mit seinen eigenen Interessen. Wir
sind der größte Binnenmarkt der
Welt und etwa um 20 Prozentpunkte
stärker mit dem Rest der Welt ver-
netzt als die USA und sind natürlich
deutlich offener als China. Was Ma-
cron schon vor vielen Jahren zu
Recht als strategische Autonomie Eu-
ropas eingefordert hat, heißt deshalb
nicht, dass wir alles in Europa produ-
zieren können und wollen. Aber wir
sollten etwa beim Gas nicht von ei-
nem Lieferanten abhängig sein. Glei-
ches gilt auch für Halbleiter, wo wir
die Lieferketten diversifizieren müs-
sen, so wie das jeder vernünftige Un-
ternehmer macht, damit wir im Kri-
senfall nicht erpressbar sind. Zu ei-
nem dritten eigenständigen Pol zu
werden, der in der Welt enger mit
denjenigen zusammenarbeitet, die
unsere Werte teilen, ist eine Vision,
die alle Mitgliedstaaten teilen.

Kann das ohne eine politische Vertie-
fung und Integration der EU funktio-
nieren? Wir sehen jetzt schon, wie
schwierig und oft auch langsam die ge-
meinsamen Entscheidungsprozesse in
Europa ablaufen.

Der Gesetzgebungsprozess läuft in
Europa bereits heute regelmäßig
deutlich schneller ab als der in den
USA, wo der Kongress auf Grund der
Polarisierung der beiden Parteien
fast handlungsunfähig ist. In Europa
verständigen sich der Ministerrat
und das Parlament jede Woche auf
weitreichende Gesetze im Digitalbe-
reich oder zur Klimapolitik. In eini-
gen Bereichen muss Europa – und
das gehört zur Weltpolitikfähigkeit
dazu – aber lernen, die Sprache der
Macht nicht nur zu sprechen, son-
dern auch die Instrumente zu schaf-
fen, um diese Macht tatsächlich aus-
zuüben. Das betrifft vor allem den
Bereich des Militärischen, wo Europa
zwar insgesamt viel Geld ausgibt,
aber jeder dies gewissermaßen sepa-
rat in seiner kleinen nationalen Ecke
macht. Seit ein paar Jahren sind wir
zwar dabei, das militärische Beschaf-
fungswesen effizienter zu gestalten,
indem wir zum Beispiel gemeinsame
Ausschreibungen mehrerer Staaten
fördern, damit nicht jeder seinen ei-
genen Panzer baut. Aber angesichts
des Krieges in der Ukraine müssen
wir zweifellos deutlich mehr gemein-
sam tun. Als die Ukraine von Russ-
land überfallen wurde, hatten einige
EU-Staaten gerade einmal so viel Mu-
nition, um sich zwei Tage zu verteidi-
gen. Wir Europäer müssen unsere ge-
meinsame Sicherheit, auch die militä-
rische, wieder zur Priorität machen.

Sie waren in ihrer Zeit in Brüssel einer
der zentralen Köpfe hinter der China-
Strategie der EU, in der die Volksrepu-
blik erstmals als systemischer Rivale
bezeichnet wurde. Wie sehr erleben wir
gerade das Ende unserer China-Illusio-
nen? Wandel durch Handel stößt ja
ganz offensichtlich an seine Grenzen.

Natürlich stößt die an sich richtige
Idee Wandel durch Handel an Gren-
zen, wenn auf der anderen Seite kei-
ne rational handelnde Demokratie
steht. 2019 war sicherlich ein Mo-
ment des Erwachens, als sich die
EU-Mitgliedstaaten - einige durchaus

zögerlich – dazu bekannt haben, Chi-
na auch als Rivalen zu bezeichnen.
Heute ist das fast Gemeingut und es
stellt sich die Frage, ob China nicht
bereits ganz überwiegend ein Sys-
temrivale ist. Man muss aber immer
nach Bereichen suchen, in denen
man dennoch zusammenarbeiten
kann. Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen hat da Ende März ei-
ne sehr treffende Formulierung ge-
funden, als sie meinte, es sei nicht
das Ziel, sich vollständig von China
zu entkoppeln, sondern vielmehr die
Risiken herauszunehmen. Wir sollten
also mit China weiterhin in der Kli-
mapolitik und in Sicherheitsfragen
zusammenarbeiten, aber dürfen uns
zugleich bei Seltenen Erden nicht zu
80 oder 90 Prozent vom Systemriva-
len abhängig machen.

Inwieweit kann man heute sinnvoller-
weise eine wertegeleitete Außenpolitik
machen? Gerade die letzten Jahre ha-
ben gezeigt, dass wir uns auch mit au-
toritären Staaten arrangieren müssen,
und wenn wir es nicht tun, machen es
die Russen oder die Chinesen.

Man kann das eine tun, ohne das
andere zu lassen. Eine Außenpolitik,
die nur aus Werten besteht, ist keine
Außenpolitik, aber eine Außenpolitik
ohne Werte ist zynisch. Natürlich ist
es unser Ziel, die regelbasierte inter-
nationale Ordnung zu erhalten, und
dazu gehört unbedingt der Status
quo in der Straße von Taiwan, der
nicht einseitig oder gar gewaltsam
verändert werden darf. Und selbst-
verständlich muss es unsere Politik
sein, dass China gegenüber den Ui-
guren die Menschenrechte achtet. All
das muss immer wieder von europäi-
schen Politikern vorgetragen werden.
Gleichzeitig müssen wir aber dafür
sorgen, dass mit denjenigen, die an-
derer Auffassung sind, nicht der Ge-
sprächsfaden abreißt. Wer nicht
mehr das Gespräch führt, der wird
Konflikte nicht beenden können. Des-
halb sprechen Europas Spitzenpoliti-
ker gerade so intensiv mit China.

Wie sehr kann und muss sich Europa
auf die USA verlassen?

Gott sei Dank kann sich Europa
auch in schwierigen Zeiten auf die
USA verlassen. Ohne den Marshall-

Von Ronald Schönhuber

plan und die Unterstützung der USA
beim Aufbau unserer Demokratien
gäbe es die EU in ihrer heutigen
Form nicht. Und ohne den militäri-
schen Schutz der Nato hätte sich die
ursprüngliche Wirtschaftsgemein-
schaft nicht politisch entwickeln kön-
nen. Die USA sind also ein zentraler
Partner, auch wenn wir mitunter
Meinungsverschiedenheiten und un-
terschiedliche Interessen haben.
Aber selbst in der Trump-Ära, die mit
Sicherheit die schwierigste Zeit in
der transatlantischen Beziehung war,
gab es Gesprächskanäle und intensi-
ve Zusammenarbeit. Man darf nicht
alles, was über den Lautsprecher ver-
kündet wurde, als Beleg dafür neh-
men, wie die Arbeit im Einzelfall war.

Politischer Einfluss muss auch immer
ökonomisch unterfüttert sein. Im Tech-
Sektor hinkt Europa aber Google und
Amazon hinterher, selbst im Bereich
der grünen Technologien drohen wir
nun durch den amerikanischen Inflati-
on Reduction Act massiv ins Hinter-
treffen zu geraten. Wie kann Europa
das kompensieren und aufholen?

Zunächst einmal müssen wir ein
ganzes Stück mehr Selbstbewusst-
sein entwickeln, da können wir viel
von den Amerikanern lernen. Wir ha-
ben Schwächen, aber wir haben auch
viele Stärken. Wir haben etwa zur
Zeit einen der besten Arbeitsmärkte
der Geschichte in Europa. Und wir
sind im Bereich der technologischen
Entwicklung und der Forschung ext-
rem stark, bei der Quantenphysik
und der Elektromobilität sogar deut-
lich stärker als die USA. Noch nicht
so gut sind wir dabei, unsere Erfin-
dungen als erfolgreiche Produkte auf
den Markt zu bringen. Dazu müssen
wir vor allem unsere Kapital- und
Dienstleistungsmärkte stärker integ-
rieren. Das wichtigste Instrument,
um zu den USA und anderen Wettbe-
werbern aufzuschließen, ist unser
Binnenmarkt, wenn er denn wirklich
ein einheitlicher Markt ist. Dann
müsste ein Technologieanbieter näm-
lich nicht 27 verschiedene Versionen
seines Produktes entwickeln. ■

Das vollständige Interview mit Martin
Selmayr können Sie ab Sonntagabend
auf www.wienerzeitung.at lesen.
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Martin Selmayr,
Jahrgang 1970,
studierte Jus und
arbeitete dann bei
der Europäischen
Zentralbank und
der Bertelsmann
Stiftung in Brüssel.
Ab 2004 war er
Beamter der EU-
Kommission, von
2014 bis 2018 Ka-
binettschef von
Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude
Juncker und
schließlich Gene-
ralsekretär. Seit
Ende 2019 leitet er
die EU-Vertretung
in Österreich.

Zur Person

„Eine
Außenpolitik,
die nur aus

Werten
besteht,
ist keine

Außenpolitik,
aber eine

Außenpolitik
ohne Werte
ist zynisch.“

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-dimitrova - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.Wiener Zeitung
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bauen. In Österreich tut man manchmal 
so, als ob die Nato eine fremde Organi-
sation wäre. Für die meisten Staaten der 
EU ist das aber nicht so, das ist ihre 
 Organisation, sie sind mitbestimmende 
Mitglieder. 

Standard: Beim Nato-Gipfel in Vilnius 
im Juli waren Österreich, Irland, Malta, 
Zypern, die Schweiz auch, als Partner für 
den Frieden nicht einmal eingeladen. 
Selmayr: Österreich ist Gott sei Dank in 
der Partnerschaft für den Frieden dabei. 
Es wird von der Nato mit geschützt. Die 
Neutralität wird von allen respektiert. 
Sie ist auch kein Problem für den Rest 
des Kontinents. 

Standard: Kann man sagen, dass der 
Krieg in der Ukraine so etwas wie ein Tur-
bo für die europäische Entwicklung ist? 
Selmayr: Das zeigt sich jeden Tag. Am 
24. Februar 2022 hatten die meisten 
Staaten in Europa Munition, die gerade 
mal für einen Tag zum Verteidigen ge-
reicht hätte. Heute kaufen wir als Euro-
päische Union gemeinsam Munition ein 
für die Mitgliedsstaaten und für die 
Ukra ine. Das Programm heißt ASAP, „as 
soon as possible“, so schnell wie mög-
lich. 27 Staaten haben in wenigen Wo-
chen ein Programm zusammengestellt, 
auf das sie sich in Friedenszeiten in Jah-
ren nicht geeinigt hätten. 

Standard: Das klingt danach, dass es 
angemessen wäre, sich mit Voraussagen 
auf Jahre hinaus zurückzuhalten. 
Selmayr: Das Wichtigste in der europä -

ischen Politik ist, sich auf Unvorbereitetes 
einzustellen. Die Drähte zwischen den Haupt-
städten und Brüssel sind sehr eng. Die EU-
Außenminister sind ständig in Kontakt, es 
gibt regelmäßig Gipfeltreffen. Die Krisen der 
letzten Jahre haben dazu geführt, dass man 
sich laufend sehr eng abstimmt. Früher haben 
Entscheidungen viel länger gedauert. 

Standard: Wir stehen kurz vor Europawah-
len, in neun Monaten wird das Europaparlament 
neu konstituiert. Was erwarten Sie, Gewinne für 
radikale Parteien, einen starken Rechtsruck? 
Selmayr: Es gab schon bei der Europawahl 
2019 eine hohe Beteiligung, die einige über-
rascht hat. Auch jetzt herrscht meiner Ansicht 
nach ein starkes Bewusstsein dafür, dass das 
nicht irgendeine unwichtige Wahl ist. Ich sehe 
nicht den Ruck zu den radikalen Parteien in 
den Umfragen. Es gibt eine stabile demokra-
tische Mehrheit in der Mitte des Parlaments 
zwischen Christdemokraten, Sozialdemokra-
ten, Liberalen und hoffentlich auch den Grü-
nen. Wenn das so bleibt, können wir den Kurs 
der vergangenen Jahre fortsetzen und weiter 
beschleunigen. Es ist in Europa nicht so wie 
in den USA, dass plötzlich ein Trump kommt 
und alles rückabgewickelt wird. Das ist der 
Vorteil unseres dezentralen Systems und der 
Gewaltenteilung in Europa. 

MARTIN SELMAYR (52) ist seit 2019 Ständiger Ver-
treter der Europäischen Kommission in Wien. Als 
 Generalsekretär war er davor höchster Beamter der 
Zentralbehörde in Brüssel, diente Ex-Kommissions-
chef Jean-Claude Juncker als Kabinettschef. Er ist 
promovierter Jurist, Professor für Europarecht. 
p Selmayr lobt und tadelt Österreichs Regierung; 

Langfassung: derStandard.at/International/EU

D
er Krieg Russlands gegen 
die Ukraine und die Fol-
gen für Europa waren 
beim Forum Alpbach all-
gegenwärtig. Die Bedeu-
tung Osteuropas in der 

EU wächst. Die Gemeinschaft steht 
unter Handlungsdruck. Sie wird die 
 EU-Erweiterung beschleunigen müssen, 
um Demokratie und Wohlstand abzu -
sichern, die Sicherheitsarchitektur mit 
der Nato neu gestalten, erklärt der Ver-
treter der EU-Kommission in Wien, Bot-
schafter Martin Selmayr. 

Standard: Beim Forum Alpbach wurde 
als Generalthema diskutiert, ob Europa 
„bold“ ist, Englisch für mutig, kühn, ent-
scheidungsfreudig, genug, um in der globa-
len Welt bestehen zu können. Trifft das zu? 
Selmayr: Ich übersetze es mit „selbstbe-
wusstes Europa“. Umfragen zeigen, dass 
Menschen sich gerade in Zeiten der Un-
sicherheit von Populisten angezogen 
fühlen, die behaupten, es werde alles im-
mer schlechter. Daher ist es wichtig, 
selbstbewusst zu sein und zu zeigen, wie 
viel eigentlich gut funktioniert. 

Standard: Wie wird sich Europa durch 
den Krieg in der Ukraine verändern? 
Selmayr: Die Europäische Union wird 
sich in den nächsten Jahren fundamen-
tal verändern. Sie wird sich weiter nach 
Osten ausdehnen. Die EU-Erweiterung, 
auch um die Ukraine, wird stattfinden. 
Und welches Land könnte da besser eine 
zentrale Rolle spielen als Österreich? Da 
gibt es viel Potenzial. Österreich ist geo-
grafisch ideal positioniert, es muss sich nicht 
verstecken. 

Standard: Was heißt das? 
Selmayr: Man hat in den vergangenen Jahren 
gedacht, die Erweiterung sei eigentlich zu 
Ende. Nach dem Motto: „Wir 
sind 27, und das ist manch-
mal schwierig genug. Der 
Westbalkan gehört zwar zur 
EU, aber der Erweiterungs-
prozess ist komplex und 
wird Jahrzehnte dauern.“ 
Jetzt ist durch Russlands An-
griffskrieg auf einmal ein 
fundamentales geopolitisches Momentum 
hinzugekommen. Die Union erweitert sich 
immer dann, wenn es einen solchen Moment 
gibt. Die Situation ist jetzt noch dramatischer 
als 1989. 

Standard: Warum dramatischer als 1989, da-
mals ist der Eiserne Vorhang gefallen? 
Selmayr: Damals haben sich ungeahnte Mög-
lichkeiten aufgetan. Heute tun sich ungeahn-
te Bedrohungen auf, weil wir im Osten des 
Kontinents den Aggressor Russland haben. 

Standard: Damals ging es friedlich ab. 
Selmayr: Heute haben wir einen Krieg in der 
Nachbarschaft, der Europa betrifft, und jeden 
Tag auf EU-Mitgliedstaaten übergreifen kann. 
Es geht um die Friedens-, Sicherheits- und 
Wohlstandsordnung Europas. Wir müssen 
Putin stoppen und der Ukraine helfen, ihn zu-
rückzuschlagen. Wenn das nicht gelingt, wäre 
das Leben, das wir kennen und schätzen, vor-
bei. Die Öffnung des Eisernen Vorhangs 1989 
war eine großartige Motivation, sie hat die 

Union gezwungen, das Versprechen vom ge-
einten Kontinent einzulösen. 

Standard: Wie ist es heute? 
Selmayr: Heute ist der Druck viel größer. 
Wenn wir uns jetzt nicht zusammenraufen, 

wenn wir die Erweiterung 
der Union inklusive ihrer si-
cherheitspolitischen Dimen-
sion jetzt nicht angehen, 
dann kann uns unser euro-
päisches Lebensmodell von 
einem Aggressor wie Putin 
rasch genommen werden. 
Das Bewusstsein, dass wir 

zusammenhalten müssen, wächst. Hätte man 
vor zwei Jahren gesagt, die EU-Kommission 
wird den Beitrittskandidatenstatus für die 
Ukraine vorschlagen und sechs Monate spä-
ter werden die Mitgliedstaaten das einstim-
mig beschließen, wäre man für verrückt ge-
halten worden. Jetzt ist das geopolitischer 
Hausverstand. 

Standard: Wenn ich vor zwei Jahren einen 
Leitartikel geschrieben hätte, dass Deutschland 
kräftig aufrüsten und die militärische Führung 
in Europa übernehmen soll, hätten manche ge-
sagt, ich sei übergeschnappt. 
Selmayr: Das zeigt, dass die Zeitenwende 
nicht einfach nur ein Begriff ist. Sie bedeutet 
viel mehr, als wir alle bisher wahrnehmen. 
Am Erweiterungsthema wird das sichtbar. 
Wir wollen alle Frieden. Eines Tages wird der 
Krieg in der Ukraine enden. Und wir wollen 
eine Wiederherstellung der Integrität des Lan-
des. Aber auch dann wird es eine Grenze zwi-
schen der Ukraine und Russland geben. Wenn 
wir also eine Sicherheitsarchitektur haben 

wollen, muss klar sein, dass diese Grenze 
nicht mehr verschoben werden darf. Das geht 
nur über die EU und die Nato. 

Standard: Wer garantiert die Sicherheits-
architektur? 
Selmayr: Die Sicherheitsarchitektur Europas 
wird nicht durch eine nicht existierende euro-
päische Armee gestützt werden. Die europä -
ische Armee ist die Nato. Alle, die dazu bisher 
legitim andere Überlegungen hatten, wurden 
von der Wirklichkeit überholt. Realpolitisch 
wird Europa nicht wegen der vier Staaten, die 
nicht in der Nato sind, eine neue Militärstruk-
tur schaffen. 

Standard: Das ist spannend, vor wenigen 
 Jahren war eine EU-Armee noch ein Ziel. 
Selmayr: Man redete über eine europäische 
Säule in der Nato. Das lag daran, dass wichti-
ge Staaten wie Schweden oder Finnland nicht 
dabei waren. Wir haben aber keine Zeit mehr, 
um eine eigene europäische Struktur aufzu-

Agenda: Die Zukunft der EU

„1989 haben  
sich ungeahnte 
Möglichkeiten 

aufgetan, heute tun 
sich ungeahnte 

Bedrohungen auf.“ 
Martin Selmayr

Europa stehe durch den Krieg in 
der Ukraine vor so fundamentalen 
Veränderungen wie seit 1989 nicht, 
sagt EU-Diplomat Martin Selmayr.  

Die Erweiterung der EU werde 
beschleunigt, die Sicherheitsarchitektur 

im Osten verändert. Es bleibe wenig 
Zeit. Österreich sei zentral betroffen.

INTERVIEW: Thomas Mayer

„Die europäische 
Armee ist 
die Nato“

EU-Botschafter Martin Selmayr hatte beim Forum Alpbach einiges zu erklären. 
Teilnehmer aus 90 Ländern debattierten über die globale Entwicklung. 
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Gasversorgung: Wie Europa durch den Winter kommen will
Die Speicher sind gefüllt wie schon lange nicht.
Doch die viel beschworeneUnabhängigkeit von
Russland entpuppt sich als großesTrugbild.

D ie jüngsten Speicher-
standmeldungen lie-
ßen Brüssel eupho-

risch jubeln: Bereits zwei
Monate früher als geplant
wurden die ursprünglich für
1. November festgelegten
Ziele erreicht – die Lager
sind zu 90 Prozent gefüllt.
Eine andere Tatsache wird
hingegen gern verschwiegen:
Mit der laut und häufig ver-
kündeten Unabhängigkeit
von Russland ist es gar nicht
so weit her. Zwar sind die
meisten Pipelines geschlos-
sen, doch es gibt auch andere
Wege. Eine Analyse der
internationalen Nichtregie-
rungsorganisation „Global
Witness“ zeigt, dass Europa
in den ersten sieben Mona-
ten des heurigen Jahres so
viel Flüssigerdgas (LNG)
aus Russland importiert hat
wie noch nie. Damit hat die
EU die Kriegsmaschinerie
im Kreml 2023 bereits mit
rund 5,3 Milliarden Euro
versorgt, betont „Global
Witness“. Die größten Im-
porteure sind Spanien, Bel-
gien und Frankreich.

EU-Vertreter kritisiert
„Blutgeld für Russland“
Es ist durchaus möglich,
dass diese Aufdeckungen in
Österreich für das eine oder
andere selbstzufriedene Lä-
cheln sorgen. Denn immer
wieder kritisiert die EU, dass
Österreich noch an seinen
Verträgenmit Russland fest-
hält. So fand der Vertreter
der Kommission in Wien,
Martin Selmayr, erst gestern
drastische Worte: „Blutgeld
wird jeden Tag mit der Gas-
rechnung nach Russland ge-
schickt.“ Das führte wiede-
rum zu heftigen Reaktionen
der heimischen Politik. Das
Außenministerium lud Sel-
mayr zu einemGesprächmit
dem Generalsekretär vor,

FPÖ-Chef Kickl forderte
vomKanzler dessen Abberu-
fung, und Europaministerin
Edtstadler sah Faktenwid-
rigkeit. Wenig später distan-
zierte sich die EU-Kommis-
sion von ihrem Vertreter.
Selmayr werde auch aufge-
fordert, „unverzüglich in
Brüssel über den Vorfall Be-
richt zu erstatten“, heißt es.
Vor dem Krieg betrug die
Abhängigkeit von Russland

übrigens etwa 80 Prozent,
jetzt sind es, so das Energie-
ministerium, rund 60 Pro-
zent. Ministerin Leonore
Gewessler (Grüne) verweist
auf die „vielen Fehlentschei-
dungen in der Vergangen-
heit“, deshalb gebe es „Lie-
ferverträge und eine Infra-
struktur, die auf Russland
ausgelegt ist“, und das könne
nicht so schnell geändert
werden, meint Gewessler.

Die EU-Kommission hat
sich das Ziel gesetzt, dass die
Union bis zumJahr 2027 gar
kein russisches Gasmehr be-
zieht – weder per Pipeline
noch per LNG-Tankschiff.
Für den bevorstehenden
Winter bemühen sich alle
Seiten, Entwarnung zu ge-
ben. „Der EU-Energiemarkt
befindet sich in einer wesent-
lich stabileren Lage als im
vergangenen Jahr“, sagt

Bis zum Jahr 2027will die EU gar keinGas mehr aus Russland
importieren – weder per Pipeline noch per LNG-Tankschiff.
Heuer kaufte die Union so viel Flüssigerdgas aus Russland
wie noch nie und stärkte damit die Kriegskasse von
Kreml-Despot Putin. Die Energieversorgung für den
bevorstehendenWinter ist gesichert, so versichern
Expertinnen und Experten. Die europäischenGasspeicher
sind bereits zu rund 90 Prozent gefüllt. Links: Der Speicher
Haidach bei Salzburg, der zweitgrößte in Mitteleuropa.

Energiekommissarin Kadri
Simson. Und Ministerin
Leonore Gewessler versi-
chert: „Wir wissen, dass rus-
sische Lieferungen jederzeit
enden können. Darauf hat
sich die Regierung intensiv
vorbereitet.“

Die Reserven können den
Verbrauch nicht decken
Dennoch bleibt eine gewisse
Unsicherheit. Denn so voll
die Gasspeicher auch sind,
sie können den Verbrauch
bei weitem nicht decken.

Maximal ist es möglich, in
Europa mehr als 1100 Tera-
wattstunden Gas zu lagern.
Im vergangenen Jahr wur-
den jedoch, trotz aller Ein-
sparungsmaßnahmen, bei-
nahe 4000 Terawattstunden
verbraucht.

Ukraine bietet der EU
freie Kapazitäten an
Die EU könnte noch weit
mehr Gas speichern, erst vor
kurzem hat die Ukraine ein
entsprechendes Angebot
vorgelegt: Kiew bietet Euro-

pa an, freie Kapazitäten zu
nutzen, der Füllstand dort
beträgt nur rund 26 Prozent.
Die Brüsseler Denkfabrik
Bruegel rät der EU diese
Möglichkeit zu prüfen, die
Nutzung der Lager würde
„den Winteraussichten
Europas einen Schub verlei-
hen und eine willkommene
Steigerung des Einkommens
der Ukraine darstellen“,
schreiben die Studienauto-
ren. Gleichzeitig werden
aber auch die Befürchtungen
erwähnt: Im Zuge des Krie-

ges könnte die Gasinfra-
struktur beschädigt werden,
und Händler sorgen sich,
dass die Ukraine in einem
sehr kalten Winter das Gas
eventuell nicht in die EU zu-
rückschicken würde.
Im Frühjahr beschlossen

die EU-Regierungen, die
Einsparungsvorgaben zu
verlängern. Bis März 2024
soll die Gasnachfrage um
weitere 15 Prozent sinken.
An solchen zusätzlichen
Einschränkungen wird wohl
keinWeg vorbeiführen.

EU rügtVertreter Selmayr
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auf die „vielen Fehlentschei-
dungen in der Vergangen-
heit“, deshalb gebe es „Lie-
ferverträge und eine Infra-
struktur, die auf Russland
ausgelegt ist“, und das könne
nicht so schnell geändert
werden, meint Gewessler.

Die EU-Kommission hat
sich das Ziel gesetzt, dass die
Union bis zumJahr 2027 gar
kein russisches Gasmehr be-
zieht – weder per Pipeline
noch per LNG-Tankschiff.
Für den bevorstehenden
Winter bemühen sich alle
Seiten, Entwarnung zu ge-
ben. „Der EU-Energiemarkt
befindet sich in einer wesent-
lich stabileren Lage als im
vergangenen Jahr“, sagt

Bis zum Jahr 2027will die EU gar keinGas mehr aus Russland
importieren – weder per Pipeline noch per LNG-Tankschiff.
Heuer kaufte die Union so viel Flüssigerdgas aus Russland
wie noch nie und stärkte damit die Kriegskasse von
Kreml-Despot Putin. Die Energieversorgung für den
bevorstehendenWinter ist gesichert, so versichern
Expertinnen und Experten. Die europäischenGasspeicher
sind bereits zu rund 90 Prozent gefüllt. Links: Der Speicher
Haidach bei Salzburg, der zweitgrößte in Mitteleuropa.

Energiekommissarin Kadri
Simson. Und Ministerin
Leonore Gewessler versi-
chert: „Wir wissen, dass rus-
sische Lieferungen jederzeit
enden können. Darauf hat
sich die Regierung intensiv
vorbereitet.“

Die Reserven können den
Verbrauch nicht decken
Dennoch bleibt eine gewisse
Unsicherheit. Denn so voll
die Gasspeicher auch sind,
sie können den Verbrauch
bei weitem nicht decken.

Maximal ist es möglich, in
Europa mehr als 1100 Tera-
wattstunden Gas zu lagern.
Im vergangenen Jahr wur-
den jedoch, trotz aller Ein-
sparungsmaßnahmen, bei-
nahe 4000 Terawattstunden
verbraucht.

Ukraine bietet der EU
freie Kapazitäten an
Die EU könnte noch weit
mehr Gas speichern, erst vor
kurzem hat die Ukraine ein
entsprechendes Angebot
vorgelegt: Kiew bietet Euro-

pa an, freie Kapazitäten zu
nutzen, der Füllstand dort
beträgt nur rund 26 Prozent.
Die Brüsseler Denkfabrik
Bruegel rät der EU diese
Möglichkeit zu prüfen, die
Nutzung der Lager würde
„den Winteraussichten
Europas einen Schub verlei-
hen und eine willkommene
Steigerung des Einkommens
der Ukraine darstellen“,
schreiben die Studienauto-
ren. Gleichzeitig werden
aber auch die Befürchtungen
erwähnt: Im Zuge des Krie-

ges könnte die Gasinfra-
struktur beschädigt werden,
und Händler sorgen sich,
dass die Ukraine in einem
sehr kalten Winter das Gas
eventuell nicht in die EU zu-
rückschicken würde.
Im Frühjahr beschlossen

die EU-Regierungen, die
Einsparungsvorgaben zu
verlängern. Bis März 2024
soll die Gasnachfrage um
weitere 15 Prozent sinken.
An solchen zusätzlichen
Einschränkungen wird wohl
keinWeg vorbeiführen.

EU rügtVertreter Selmayr

Gasversorgung: Wie Europa durch den Winter kommen will
Die Speicher sind gefüllt wie schon lange nicht.
Doch die viel beschworeneUnabhängigkeit von
Russland entpuppt sich als großesTrugbild.

D ie jüngsten Speicher-
standmeldungen lie-
ßen Brüssel eupho-

risch jubeln: Bereits zwei
Monate früher als geplant
wurden die ursprünglich für
1. November festgelegten
Ziele erreicht – die Lager
sind zu 90 Prozent gefüllt.
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sen, doch es gibt auch andere
Wege. Eine Analyse der
internationalen Nichtregie-
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aus Russland importiert hat
wie noch nie. Damit hat die
EU die Kriegsmaschinerie
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rund 5,3 Milliarden Euro
versorgt, betont „Global
Witness“. Die größten Im-
porteure sind Spanien, Bel-
gien und Frankreich.

EU-Vertreter kritisiert
„Blutgeld für Russland“
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rum zu heftigen Reaktionen
der heimischen Politik. Das
Außenministerium lud Sel-
mayr zu einemGesprächmit
dem Generalsekretär vor,
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Für mich ist es
unerträglich, dass
österreichische Gaskunden
weiterhin Geld an
Russlands Kriegsmaschine
überweisen. Doch die
Infrastruktur könnenwir
nicht von heute auf
morgen ändern.
Energieministerin Leonore Gewessler
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morgen ändern.
Energieministerin Leonore Gewessler
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morgen ändern.
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Chance  auf  eine  legale  Einreise
haben,  aber  nichtsdestotrotz  in
die EU streben. 
Für Mangelberufe haben wir ja be
reits  eine  sogenannte  Blaue  Karte
geschaffen. Tatsache ist allerdings,
dass es auch abseits der Hightech
Branchen Bedarf an Arbeitskräften
gibt:  in  der  Landwirtschaft,  der
Pflege,  der  Gastronomie  und  dem
Fremdenverkehr.  Europa  braucht
ja  nicht  nur  Raketenwissenschaft
ler. In Brüssel arbeiten wir momen
tan  an  der  sogenannten  Talent
PoolInitiative,  die  dabei  helfen
soll,  Arbeitskräfte  für  Vakanzen  in
den EUMitgliedstaaten zu vermit
teln. 

Hierzulande  ist  der  politische
Handlungsbedarf  punkto  Migra
tion  besonders  hoch.  Bundes

kanzler Karl Nehammer hat sein
Veto  des  SchengenBeitritts  von
Rumänien damit begründet, dass
Österreich so einen Reformdruck
in  der  EUAsylpolitik  erzeugen
wollte. Ist das gelungen?
Bleiben  wir  bei  den  Fakten.  Die
Kommission  hat  festgestellt,  dass
Rumänien  und  Bulgarien  alle  Vo
raussetzungen  für  den  Beitritt  zur
Schengenzone  erfüllt  haben.  Au
ßerdem sind wir der Ansicht, dass
die  Aufnahme  der  beiden  Länder
die Lage verbessern wird, weil wir
unsere  Ressourcen  auf  die  Über
wachung  der  EUAußengrenze
konzentrieren können, anstatt uns
mit Kontrollen an den Binnengren
zen  abzulenken.  Wir  hoffen  sehr,
dass hier möglichst bald eine Ent
scheidung im Interesse aller Betei
ligten getroffen wird.  

afrika.  Brauchen  wir  auch  dort
Partnerschaftsabkommen?
Nicht  unbedingt  formale  Partner
schaftsabkommen, aber sehr wohl
Übereinkünfte,  die  auf  dem  Ver
ständnis  basieren,  dass  mehr  Zu
sammenarbeit  mit  der  EU  positiv
honoriert wird – etwa bei der Ent
wicklungszusammenarbeit.

Sowie  VisaErleichterungen  und
legale  Einreisemöglichkeiten  für
qualifizierte Migranten?
Wer  dafür  sorgt,  dass  wenige  irre
guläre  Migranten  nach  Europa
kommen,  kann  auf  unsere  Unter
stützung  zählen.  Der  Werkzeug
kasten der EU ist in dieser Hinsicht
gut gefüllt. 

Das Problem sind eher nicht qua
lifizierte  Migranten,  die  keine

Die Presse: In der EUMigrations
politik  läuft  die  Kooperation  mit
Herkunfts  und  Transitländern
alles  andere  als  rund,  Tunesien
droht mit dem Bruch der Verein
barung. Wie soll die Zusammen
arbeit  mit  einem  gewichtigeren
und  strategisch  bedeutsameren
EUNachbarn wie Ägypten gelin
gen,  wenn  man  schon  mit  Tunis
Probleme hat?
Margaritis Schinas: Ich würde da
vor  warnen,  ein  voreiliges  Urteil
über unseren Pakt mit Tunesien zu
fällen.  Das  Abkommen  braucht
Zeit,  um  zu  fruchten.  Geben  wir
den  Tunesiern  diese  Zeit.  Ich  bin
zuversichtlich,  dass  der  Deal  län
gerfristig so gut halten wird wie un
sere  Vereinbarung  mit  der  Türkei
oder  jene  mit  Marokko.  Ägypten
hat bis dato keinen Anlass zur Sor
ge gegeben, wir haben null direkte
Ankünfte  von  dort,  aber  durchaus
Ägypter, die den Umweg über Liby
en nehmen, um in die EU zu gelan
gen.  Unser  Engagement  mit  der
ägyptischen  Regierung  muss  alle
Aspekte beinhalten. 

Die Drohungen Richtung EU sind
also als Theaterdonner zu verste
hen,  um  Zugeständnisse  heraus
zuholen?
Ich  habe  in  der  Zwischenzeit  ge
lernt, dass in der Migrationspolitik
laute  Parolen  nicht  unbedingt  mit
konkreten  Taten  gleichzusetzen
sind.  Wir  haben  mit  Tunesien  ein
Partnerschaftsabkommen  fixiert,
bei  dem  Migration  nur  ein  Teil
aspekt  ist  und  in  dessen  Rahmen
EUZahlungen stattfinden werden.
Wir werden unseren Teil dieses Ab
kommens honorieren. 

Ob  Tunis  seinen  Teil  honoriert,
ist aber nicht sicher. Die Zahl der
Ankünfte ist ja zuletzt gestiegen. 
Das stimmt so nicht ganz. Seit dem
Abschluss  des  Abkommens  ver
zeichneten  wir  zunächst  einen
Rückgang  der  Ankunftszahlen,
dann  einen  plötzlichen  Anstieg,
zuletzt wieder einen Rückgang …

…was den Verdacht nahelegt, Tu
nesien  habe  kurz  die  Schleusen
geöffnet, um der EU zu zeigen, wo
der MigrationsHammer hängt. 
Ich hoffe nicht.

Viele  Migranten  auf  der  Mittel
meerroute  stammen  aus  West

EUMigrationskommissar Margaritis Schinas will der Regierung in Tunis mehr Zeit geben.  [Reuters/Yves Herman]

„Der Deal
wird halten“ 

EU/Tunesien.

Migrationskommissar

Schinas plädiert dafür,

das Abkommen mit

Tunis nicht vorzeitig

aufzugeben.

VON  MICHAEL  LACZYNSKI

Brüssel/Tunis. Der umstrittene Mi
grationsdeal  zwischen  der  EU  und
Tunesien droht endgültig zu schei
tern:  Wie  eine  Sprecherin  der  EU
Kommission  am  Donnerstag  mit
teilte,  hat  Tunis  60  Millionen  Euro
Haushaltshilfe  an  Brüssel  zurück
gezahlt. Das nordafrikanische Land
hatte  zuvor  bereits  angekündigt,
die  Mittel  abzulehnen.  Tunesien
„nimmt  nichts  an,  was  Gnaden
oder Almosen ähnelt“, so Präsident
Kais Saied vergangene Woche.

Die  Ankündigungen  der  EU
stünden  im  Widerspruch  zu  einer
zuvor  unterzeichneten  Grundsatz
vereinbarung.  Worin  Tunis  genau
einen  Widerspruch  sieht,  wurde
nicht weiter ausgeführt. Man werde

trotz der Rückzahlung an dem Ab
kommen  arbeiten,  betonte  die
Kommissionssprecherin. 

Zahlen gestiegen

Allerdings mehren sich Zweifel, ob
das im Juli unterzeichnete Abkom
men, im Rahmen dessen Tunesien
Finanzhilfen von bis zu 900 Millio
nen  Euro  erhalten  und  im  Gegen
zug stärker gegen Schlepper und il
legale  Überfahrten  vorgehen  soll,
überhaupt  Bestand  haben  kann.
Denn das Ziel der EU, dass weniger
Schleuserboote  über  Tunesien
nach  Italien  kommen,  ist  bisher
nicht  eingetreten  –  im  Gegenteil:
Die Flüchtlingszahlen auf der Mit
telmeerroute sind in den vergange

nen Wochen dramatisch gestiegen.
Die Brüsseler Behörde hatte daher
im  September  angekündigt,  Tune
sien  unmittelbar  rund  127  Millio
nen  Euro  auszuzahlen,  um  die
Migration  über  das  Land  einzu
dämmen  und  die  schwächelnde
Wirtschaft  des  Landes  anzukur
beln. 67 Millionen Euro davon soll
ten für neue Schiffe und Wärmeka
meras,  Such  und  Rettungsaktio
nen, Maßnahmen gegen Schleuser
und Rückführung von Flüchtlingen
verwendet  werden.  Dazu  kamen
noch  die  nun  zurückgezahlten
60 Millionen Euro Haushaltsunter
stützung, damit sich das Land end
lich  von  der  Coronakrise  erholen
kann. (ag./red.)

Tunesien lehnt Geld aus Brüssel ab
Migration. Das im Juli von EU und Tunis unterzeichnete Abkommen gerät zur Farce. 

Luxemburg.  Fahrräder  mit  elek
trischem  Antrieb  fallen  nicht
unter  die  Haftpflichtversiche
rungspflicht,  der  Motorräder
und Pkw unterliegen. Dieses Ur
teil  fällte  der  Europäische  Ge
richtshof  am  gestrigen  Don
nerstag.  Die  EUHöchstrichter
stellten fest, dass „Gefährte, die
nicht ausschließlich maschinell
angetrieben werden“, bei einem
Unfall  geringere  Schäden  ver
ursachen  als  rein  motorgetrie
bene  Fahrzeuge,  die  „wesent
lich schneller fahren können“. 

Anlassfall der Causa (C286/
22)  war  der  Tod  eines  belgi
schen ERadFahrers bei einem
Unfall  –  dabei  ging  es  um  die
Frage, ob das Opfer Fahrer eines
„Kraftfahrzeugs“ war oder ob es
als „schwacher Verkehrsteilneh
mer“  nach  belgischem  Recht
Anspruch  auf  eine  automati
sche Entschädigung hat. (red.)

EBikes müssen
nicht versichert
werden
Laut EuGH brauchen Räder
mit Elektroantrieb keine
Haftpflichtversicherung. 

Brüssel. Die  Nachrichtenplatt
form X hat auf ein Schreiben der
Europäischen Union betreffend
das  Ausufern  illegaler  Inhalte
mit  Bezug  zum  Nahostkonflikt
geantwortet. „Wir arbeiten aktiv
daran, die operationellen Erfor
dernisse dieses sich rasant ent
wickelten  Konflikts  anzuspre
chen“,  hielt  Linda  Yaccarino,
Vorstandschefin von X, fest. 

X antworte „weiterhin rasch
auf polizeiliche Anfragen aus al
ler Welt, einschließlich aus EU
Staaten“.  Für  Nutzer,  die  in  der
EU beheimatet sind, gebe es ei
ne separate Möglichkeit, solche
nach dem EUGesetz für digitale
Dienste  verbotenen  Inhalte  zu
melden. „Mit Treu und Glauben
haben wir gewissenhaft proakti
ve  Handlungen  vollzogen,  um
Inhalte  zu  entfernen,  die  unse
ren  Geschäftsbedingungen  wi
dersprechen“,  fügte  sie  hinzu.
Ein  Kommissionssprecher  er
klärte,  die  Antwort  werde  nun
geprüft. (GO)

X wehrt sich
gegen Europas
Vorwürfe
Die Chefin von Elon Musks
Plattform versichert, alle
EUGesetze einzuhalten.

Diese Bewerbung ist lediglich auszugsweise und hat nur informativen Charakter, Details zum Reiseverlauf, den inkludierten Leistungen, der Buchungsabwicklung, den AGB und den Rahmenbedingungen zum
Reiseangebot finden Sie auf www.reisethek.at. Veranstalter: COLUMBUS Reisen GmbH & Co KG. Foto: iStock, Shutterstock.

REISETHEK
Eine Marke der Gruppe

HIGHLIGHTS IHRER REISE
¬ Direktflüge mit Austrian Airlines ab/bis Wien
¬ 4 Nächte im 5 The Nile Ritz-Carlton inkl. Frühstück
¬ 3 Mittagessen und 1 Abendessen
¬ Stadtführung Kairo, Besichtigung Manial Palace & Nilometer
¬ Ausflug zu den Pyramiden von Gizeh
¬ Besuch des Khan el-Khalili Basar
¬ Abschiedsdinner auf einer Felucca
¬ Örtliche, deutschsprachige Reiseleitung

Eine Reise in das Herz der ägyptischen Hochkultur. Als größte Stadt
der arabischen Welt zieht Kairo mit seinem Potpourri aus orientali-
schen Gerüchen, Denkmälern und Wunderwerken der antiken und
modernen Baukunst jeden Besucher in seinen Bann.

Info & Buchung:

Gizeh – Cheops Pyramide und Sphinx

Khan el-Khalili Basar

REISETERMIN
24.01. – 28.01.23 (min. 10/max. 16 Personen)
5 Tage im DZ ab € 2.550 p.P.
5 Tage im EZ ab € 3.250
Europäische Reiseversicherung € 160 p.P. im DZ/€ 200 im EZ

0800560080 service@reisethek.at

KAIRO Kulturgenuss

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-berger - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Die Presse

Deradikalisierung bleibt       heißes Thema

Bestandteil der Präventionsar-
beit in der Auseinandersetzung 
mit extremistischen Ideologien.

Breites Angebot im Land. In 
Vorarlberg bietet unter anderem 
das IfS eine Anlaufstelle für Ex-
tremismusprävention an, bei der 
sich Angehörige und Betroffene 
melden können (siehe Infobox). 
Dort wird Fachwissen zu radi-
kalem Gedankengut in Form 
von Workshops und Coachings 
vermittelt. Im Einzelfall werden 
anonyme Fallbesprechungen 

sowie Abklärung möglicher Ra-
dikalisierungen durchgeführt, 
wobei in Risikofällen eine enge 
Abstimmung und Zusammenar-
beit erfolgt.

Auch die Einrichtungen der 
Offenen Jugendarbeit und die 
Caritas-Flüchtlingshilfe sind an 
mehreren Projekten beteiligt.
In Kooperation der Kinder- und 
Jugendhilfe des Landes und der 
Bildungsdirektion wurde außer-
dem ein Konzept zur Förderung 
der Demokratiebildung an Schu-
len entwickelt. In Form eines auf 
zwei Jahre angelegten Pilotpro-
jekts wird die praktische Umset-
zungsmöglichkeit an einer Mit-
telschule in Dornbirn überprüft. 
Das „aha“ erprobt zur Förde-
rung der Demokratiekultur das 
Konzept des Frageraums an der 
Polizeischule, der PH Feldkirch 
und im Rahmen des Grundwehr-
dienstes des österreichischen 
Bundesheers.

„Die hohe Verände-
rungsdynamik in der 
Digitalisierung stellt 
die Polizei vor große 
Herausforderungen.“

Hans-Peter Ludescher, 
Landespolizeidirektor

Das Land unterstützt den Kurs auf 
Schloss Hofen. 

Landesrätin Wiesflecker lobte die er-
folgreiche Vernetzung von Polizei und 
sozialer Arbeit. HOFMEISTER/VLK (3)

Es braucht nicht nur Worte 
– oder Papiere –, sondern 

Taten. Das ist vollkommen 
zu Recht eine zeitlose und 
parteiunabhängige Forderung 
an die Politik. Dement-
sprechend hat die 
Europäische Union 
ihren ehrgeizigen 
Zielsetzungen im 
Bereich Klima-
schutz und Di-
gitalisierung das 
größte gemein-
same europäische 
Konjunkturpaket aller 
Zeiten folgen lassen, auch 
NextGenerationEU genannt. 
Österreich erhält insgesamt 
3,75 Milliarden Euro an Zu-
schüssen. Erst vor Kurzem, am 
10. März, hat die Europäische 
Kommission grünes Licht für 
eine erste reguläre Auszahlung 
in Höhe von 700 Millionen 
Euro gegeben. 

Nun fragen Sie sich als Le-
serin oder Leser dieser Zeilen 
wahrscheinlich: Was bringt 
mir das? Erlauben Sie mir eine 
Gegenfrage: Ärgern Sie sich 
manchmal über langsames 
Internet? Dann kommt es Ih-
nen zugute, dass 891 Millionen 
Euro aus dem EU-Aufbauplan 
in den Ausbau des Breitband-
netzes fließen. Sie finden, es 
muss mehr für grüne Mobilität 
getan werden? Wir auch, daher 
werden 1,15 Milliarden Euro in 
den Ausbau der Bahn, emissi-
onsfreie Busse in Vorarlberg 
und weitere Initiativen inves-
tiert. Haben Sie ein Kind, das 
die Sekundarstufe besucht? 
Dann hat es vielleicht einen 
von 320.000 Laptops erhalten, 
die dank des EU-Aufbauplans 
österreichweit an Schulen ver-
teilt werden. 

Besitzen Sie ein kaputtes 
Elektrogerät, dem Sie eine 
zweite Chance geben möch-
ten? Dann können Sie den 
Reparaturbonus nützen und 
bis zu 200 Euro erhalten. Sie 
möchten Ihre Gas- oder Ölhei-
zung auf eine umweltfreund-
liche Alternative tauschen? 
Gute Idee zum richtigen 
Zeitpunkt, denn – mithilfe 
von EU-Mitteln – wird der 

Heizkesseltausch 
derzeit mit bis zu 
7500 Euro geför-

dert. 
Das sind nur 

wenige von vielen 
Beispielen, wie der EU-

Aufbauplan Bürgerinnen und 
Bürgern zugutekommt. Nicht 
zu unterschätzen sind zudem 
die positiven grenzüber-
schreitenden Auswirkungen, 
die der EU-Aufbauplan für 
Nachbarstaaten hierzulande 
hat, Stichwort Binnenmarkt. 
Ursprünglich konzipiert, um 
der Wirtschaft infolge der Co-
ronapandemie wieder auf die 
Beine zu helfen, kommt dem 
EU-Aufbauplan nun gerade 
auch vor dem Hintergrund des 
russischen Angriffskriegs und 
seinen wirtschaftlichen Folgen 
große Bedeutung zu.

EU-Initiativen wirken 
manchmal abstrakt und all-
tagsfern. Faktum ist jedoch: 
Bei näherer Betrachtung zeigt 
sich, dass sie vor Ort – in 
den Regionen – eine Menge 
bewirken. Der Wert der 
EU-Mitgliedschaft lässt sich 
freilich nicht in Förderungen 
messen, schließlich sind Frie-
den und Freiheit unbezahlbar. 
Aber alle, die sich fragen, 
wohin EU-Mittel fließen, sind 
gut beraten, die Recherche vor 
der Haustüre zu beginnen. Ge-
meinsam bringen wir Europa 
Schritt für Schritt vorwärts. 

Martin Selmayr leitet die 
Vertretung der Europäischen 
Kommission in Österreich, zuvor 
war er Büroleiter von Kommis-
sionspräsident Jean-Claude 
Junker und Generalsekretär 
der Europäischen Kommission. 
Der Gastbeitrag wurde der Re-
daktion von der Vertretung zur 
Verfügung gestellt.

EU lässt Worten 
Milliarden folgen

Gastkommentar 

Von Martin Selmayr, 
Kommissionsvertreter in 

Österreich
neue-redaktion@neue.at
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Lakeventure lädt wieder zumMitmachen ein
Am kommenden Wochenende

wird die Freizeitanlage Rind-
bach in Ebensee wieder zum

„Testival“ – und trendiger denn je:
Von 24. bis 25. Juni steigt am Süd-
ufer des Traunsees die neunte Auf-
lage des Lakeventure. Sportliches
Highlight an beiden Tagen ist die
„WingFoil Open“, erstmals wird aber
auch ein PumpFoil-Contest ausge-
tragen. In Ufernähe soll die junge
Trendsportart Jugendliche und jun-
ge Erwachsene gleichermaßen be-
geistern und auch zum Ausprobie-
ren einladen: Etliche Produzenten
der Szene haben ihr Kommen zu-
gesagt, präsentieren das neueste
Equipment – und lassen alle Interes-
sierten auf und ins Wasser.

„Es ist wie übers Wasser zu
schweben“, beschreibt Heinar
Brandstötter, gemeinsam mit der
PROFS Marketing GmbH Veranstal-
ter der WingFoil Open und Pionier
hierzulande, diese Sportart. Das
WingFoilen erfreut sich auch in Ös-
terreich immer größerer Beliebtheit:
Während rund umdenGlobus schon
eine World Tour angeboten wird,
wächst auch die heimische Commu-
nity – gemeinsam träumt man von
Olympia. Die junge Sportart – eine
Variation aus Kitesurfen, Windsur-
fen und Stand-up-Paddling – präsen-
tiert sich im August erstmals bei den
Beach Games in Bali und will sich
von dort aus irgendwann auch im
Zeichen der fünf Ringe etablieren.

KiteFoil ist bereits olympisch
– und diese Trendsportart hat in
Ebensee seine rot-weiß-rote Heimat
gefunden: Von 5. bis 8. Oktober geht
zum dritten Mal der „UPPER AUST-
RIA KiteFoil Grand Prix Traunsee“
über die Bühne, erneut als Tour-
stopp der World Series. Mit dabei
auch wieder die beiden österrei-
chischen Aushängeschilder Alina
Kornelli und Valentin Bontus, die
dann sogar schon das Olympiaticket
in Händen halten könnten.

Unmittelbar vor der Racing-Ac-
tion am Traunsee werden in Den
Haag, Niederlande, und Ports-
mouth, England, bereits die ersten
Olympia-Quotenplätze für Paris
2024 vergeben.

TRAUNSEE
ANZEIGE

SpannendeWassersportevents: am Traunsee. [ PROFS ]
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Machtspiele um nächste EU-Posten
Topjobs. Ein Jahr vor der EU-Wahl bringen sich erste Kandidaten für Brüssel-Jobs in Stellung.
Sie drängen auf frei werdende Posten, müssen aber die neuen Machtverhältnisse abwarten.

VON ANNA GABRIEL
UND WOLFGANG BÖHM

Wien/Brüssel. Die Ibiza-Affäre hatte
Karoline Edtstadler im Jahr 2019
einen Strich durch die Rechnung
gemacht. Vor der Europawahl im
Mai war die damalige Staatssekre-
tärin und Listenzweite für die
ÖVP-Delegation im Europaparla-
ment als nächste EU-Kommissarin
Österreichs fix gesetzt. Dann über-
schlugen sich die Ereignisse: Das
Kabinett Sebastian Kurz wurde
durch einen Misstrauensantrag im
Parlament gestürzt; und Brigitte
Bierleins Expertenregierung nomi-
nierte Johannes Hahn für eine drit-
te Amtszeit in Brüssel.

Es ist also der zweite Anlauf
der 42-Jährigen, die gern ihr „in-
ternationales Zweitherz“ betont,
für einen Topjob in Brüssel. Sollte
die türkis-grüne Koalition bis zum
Sommer 2024 halten – denn erst
dann werden die neuen Kommis-
sare nominiert –, stehen ihre
Chancen gut. Hahn will ohnehin
aufhören, und schon bei der Zu-
sammensetzung der jüngsten
Kommission hatte es Kritik wegen
der geringen Frauenquote gege-
ben. Fraglich ist allerdings, wer die
ÖVP im nächsten Juni in die Eu-
ropawahl führt: Der letztmalige
Spitzenkandidat, Othmar Karas, ist
mit der Partei zerstritten und
könnte mit einer eigenen Liste an-
treten oder ganz aufhören. „Ich
habe meine eigene Entscheidung,
ob und was ich 2024 mache, noch
überhaupt nicht getroffen“, beton-
te er amMittwoch.

Welchen Posten Edtstadler in
der Kommission erhalten könnte,
ist noch völlig offen. Das hängt von
der dann vorherrschenden macht-
politischen Gemengelage ab. Nach
der Europawahl müssen in Brüssel
gleich mehrere Spitzenjobs neu
besetzt werden. Der wichtigste
Führungsposten dürfte freilich er-
neut an Ursula von der Leyen ge-
hen. Die deutsche Christdemokra-
tin würde sogar von der Ampelko-
alition in Berlin (SPD, Grüne und
FDP) unterstützt, so sie neuerlich
nominiert wird. In der Europäi-

schen Volkspartei (EVP) wird sie
keinen Gegenkandidaten haben
und mit Frankreichs Präsidenten,
Emmanuel Macron, hat sie einen –
er spielte bereits 2019 den Königs-
macher – wichtigen Unterstützter.

An der Spitze des EU-Parla-
ments versucht sich Roberta Met-
sola zu behaupten, so die EVP er-
neut stärkste Kraft bleibt. Die
christdemokratische Maltesin gilt
nach der aufgedeckten und abge-
arbeiteten Bestechungsaffäre (Ka-
targate), in die vor allem Sozial-
demokraten verwickelt waren, als

krisenresistent. Sollte das nichts
werden, ist sie auch für eine Nach-
folge von Manfred Weber (CSU)
als EVP-Fraktionsvorsitzende im
Gespräch.

Voraussichtlich neu besetzt
werden 2024 der Präsident des Eu-
ropäischen Rats und der Hohe
Vertreter der EU für Außen- und
Sicherheitspolitik. Mit einer weite-
ren Amtszeit des liberalen Charles
Michel als Ratspräsident rechnet
in Brüssel niemand mehr, hat er
sich doch zu viele Fauxpas geleis-
tet. Und auch die Tage des spani-
schen Sozialisten Josep Borrell als
Außenbeauftragter dürften gezählt
sein. Im Gespräch für Borrels Pos-
ten ist unter anderen die ehema-
lige finnische Ministerpräsidentin
Sanna Marin. Als Sozialdemokra-
tin mit sicherheitspolitischer Er-
fahrung wäre sie als nächste EU-
Außenbeauftragte prädestiniert.
Der Posten war zudem seit seiner
ersten Einsetzung 2009 in sozial-
demokratischer Hand.

Stubbwagt neuen Versuch
Aber auch Marins Landsmann
Alexander Stubb macht sich Hoff-
nungen. Seine Nationale Samm-
lungspartei stellt nun wieder die
Regierungsspitze in Helsinki. Das
könnte ihm Vorteile bringen, wenn
er sich als Kommissar bewirbt oder
als Ratspräsident ins Gespräch
kommt. Am Mittwoch nahm er
überraschend an einem Dinner in
Stockholm mit allen EU-Außenmi-
nistern teil. Manche Beobachter
fragten sich, ob das bereits sein
erstes Bewerbungsgespräch war.

Europaministerin Karoline Edtstadler war schon einmal als Kommissarin gesetzt. [ AFP ]

Wie die EU-Mitglieder voneinander lernen können
EU-Reformagenda. Kommission unterstützt Mitgliedstaaten im Rahmen des TSI-Programms bei der Aneignung von
Know-how. In Niederösterreich wird derzeit die digitalisierte Auswertung vonmedizinischen Befunden erprobt.

Wien. „Vom Grundkurs zur Meister-
klasse“ – so beschreibt Mario Nava,
in der EU-Kommission als Gene-
raldirektor für Reformen zuständig,
die Evolution des sogenannten In-
struments für Technische Unter-
stützung (TSI). Das für die laufende
Finanzperiode mit 864 Mio. Euro
dotierte Programm unterstützt die
Mitgliedstaaten beim Aufbau von
Expertise in allen Verwaltungsbe-
reichen, in denen Reformen anste-
hen – was im Kontext der Post-Co-
rona-Hilfen der EU und der damit
verbundenen Anforderungen hin-
sichtlich Digitalisierung und Öko-
logisierung so gut wie alle Bereiche

des öffentlichen Lebens anbelangt.
So wird etwa das Land Nieder-
österreich dabei unterstützt, die
Auswertung von pathologischen
Befunden zu digitalisieren, wäh-
rend im Rahmen eines anderen
Projekts mehrere Bankenaufsichts-
behörden die Anwendung von KI-
Systemen zur Früherkennung von
problematischen Transaktionen
proben.

Die von Nava eingangs er-
wähnte Evolution bezieht sich da-
rauf, dass TSI ursprünglich zur Un-
terstützung von Patienten der
Eurokrise konzipiert wurde, nun
aber von allen EU-Mitgliedern gern

genutzt wird – auch jenen mit effi-
zienten und modernen öffentli-
chen Verwaltungen. Der Grund?
„Die Mitgliedstaaten haben er-
kannt, dass sie sich konstant wei-
terbilden und voneinander lernen
müssen, um nicht abgehängt zu
werden“, so Nava. Seit der Corona-
pandemie, in der alle Mitgliedstaa-
ten anfangs im Nebel stocherten,
sei der Bedarf an unter EU-Ägide
organisiertem Wissensaustausch
regelrecht explodiert.

Die am häufigsten nachgefrag-
ten Themenbereiche betreffen den
Wandel hin zur „Green Economy“,
das Gesundheitswesen sowie den

Bildungsbereich. Im Rahmen von
TSI organisiert die Kommission
den Wissensaustausch zwischen
den Mitgliedstaaten und zieht,
wenn es hausintern kein Know-
how gibt, Expertise von internatio-
nalen Organisationen, Forschungs-
einrichtungen und der Privatwirt-
schaft heran.

Ein weiterer Schwerpunkt – aus
gegebenem Anlass – betrifft die
ökonomische Integration von Mi-
granten. Zu diesem Thema hat sich
in der Zwischenzeit eine Interes-
sengruppe von 14 EU-Mitgliedern
gebildet. Österreich ist derzeit
nicht dabei. (la)

NACHRICHTEN

Neues EU-Gesetz zur
Medienfreiheit
Medien sollen nach demWillen
der EU-Regierungen künftig
besser vor politischer Einfluss-
nahme geschützt werden. Ös-
terreich äußerte zuletzt Beden-
ken, das Medienfreiheitsgesetz
könnte in die Kompetenzen der
Mitgliedstaaten eingreifen. Die
EU-Länder verständigten sich
nun darauf, dass die EU-Staa-
ten selbst auch strengere oder
detaillierte Regeln beschließen
können. Zudem sind Maßnah-
men gegen das Ausspähen von
Journalisten vorgesehen. Au-
ßerdem sollen die nationalen
Aufsichtsbehörden in einem
neuen Ausschuss für Medien-
dienste auf EU-Ebene zusam-
menarbeiten. Dieser soll unter
anderem Stellungnahmen zu
nationalen Entscheidungen ab-
geben, die sich auf den Me-
dienmarkt auswirken.

Kiew beschleunigt
EU-Vorbereitung
EU-Kommissionschefin Ursula
von der Leyen hat „keinen
Zweifel“ daran, dass die Ukrai-
ne eines Tages der EU beitreten
wird. Das sagte die Deutsche
am Rande der Wiederaufbau-
konferenz für die Ukraine in
London. Kiew habe seine Re-
formagenda mit „beeindru-
ckender Geschwindigkeit und
Entschlossenheit“ beschleunigt.

Neue gentechnisch
veränderte Sorten
Die EU-Kommission hat drei
gentechnisch veränderte Mais-
sorten und vier veränderte Kul-
turen – drei Sojabohnen und
eine Baumwolle – für den EU-
Markt zugelassen. „Die Geneh-
migung umfasst nicht den An-
bau in der EU“, heißt es in einer
Aussendung. „Alle Produkte,
die daraus hergestellt werden,
unterliegen den strengen Kenn-
zeichnungs- und Rückverfolg-
barkeitsvorschriften der EU.“

Bischöfe haben Zweifel
an EU-Asylreform
Die Österreichische Bischofs-
konferenz hat im Rahmen ihrer
Sommertagung Nachbesserun-
gen bei der EU-Asylreform ge-
fordert. Notwendig seien diese
im Hinblick auf den Verteil-
schlüssel, humanitäre Aufnah-
me- und Resettlement-Pro-
gramme sowie ein „entschlos-
senes Vorgehen gegen jede
Form von Gewalt gegenüber
Asylsuchenden – nicht zuletzt
an den Außengrenzen“.
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Eine Zinserhöhung, die am Problem Russlands nichts ändern wird  
 

Es kommen zu wenig Fremdwährungen ins Land – Die Zentralbank stemmt sich mit einem Leitzins von zwölf Prozent dagegen 

Jo Angerer aus Moskau 

E
s war der erwartete Pauken-
schlag. Allerdings fiel er nicht 
allzu laut aus. Dienstagmittag 

erhöhte die russische Zentralbank 
den Leitzins von 8,5 auf zwölf Pro-
zent. Manche Experten hatten mit 
15 Prozent gerechnet. Die Entschei-
dung wurde getroffen, um die Risi-
ken für die Preisstabilität zu begren-
zen, erklärte die Zentralbank. Man 
würde die Konjunktur und die Fi-
nanzmärkte im Auge behalten; die 
nächste Sitzung sei am 15. Septem-
ber. Laut der Zentralbank werde die 
jährliche Inflation 2024 auf vier Pro-
zent sinken. Das klingt optimistisch 
– doch Experten sind skeptisch. 

Hintergrund der Zinserhöhung 
ist die Talfahrt des russischen Ru-
bels. Er war zwischenzeitlich auf 
101,75 Rubel gegenüber dem Dollar 
gefallen und damit so schwach wie 

seit fast 17 Monaten nicht mehr. Ma-
xim Oreschkin, Wirtschaftsberater 
von Präsident Wladimir Putin, be-
tont, der Kreml wolle einen starken 
Rubel sehen und erwarte eine baldi-
ge Normalisierung: „Die Hauptursa-
che für die Schwächung des Rubel 
und die Beschleunigung der Infla-
tion ist die lockere Geldpolitik“.  

Zunächst wenig Wirkung 
Die Erhöhung des Leitzinses am 

Dienstag zeigte zunächst nur wenig 
Wirkung. Der Rubel erholte sich 
kurz und verfiel dann wieder. Für 
einen Euro erhielt man Dienstag-
mittag wieder 107,78 Rubel. 

Seit Sommer 2022 wird der Rubel 
schwächer. Gründe dafür sind zum 
einen die Sanktionen, die Russland 
mit sogenannten Parallelimporten 
zu umgehen versucht. Zum anderen 
sind die Exporte von russischem Öl, 
Gas und von Kohle in die westlichen 

Staaten zum Großteil weggebro-
chen. Moskau versucht zwar, größe-
re Mengen Energie nach China zu 
verkaufen, aber auch die Volksre-
publik zeigte zuletzt Zeichen wirt-
schaftlicher Schwäche. „Russland 
exportiert zwar immer noch Brenn-
stoffe, aber nicht mehr so viel wie 
früher, und auch der Krieg in der 
Ukraine frisst viele Ressourcen auf“, 
kommentiert etwa Viktor Szabo, 
Portfoliomanager einer britischen 
Versicherungsgruppe. Psycholo-
gisch gab wohl auch der Aufstand 
der Wagner-Truppe im Juni dem 
Rubel einen Schub nach unten. 

„Die Zentralbank hat nicht die 
volle Kontrolle“, sagte der Moskau-
er Ökonom Ian Melkumow. Sie ver-
füge zwar über kraftvolle Instru-
mente, nutze diese derzeit aber nur 
ungern. Die Zentralbank könne die 
Zinsen zwar drastisch anheben, so 
wie sie es nach Beginn der Invasion 

der Ukraine getan habe. Eine Erhö-
hung auf 15 Prozent würde den 
Rückgang des Rubel stoppen, so 
Melkumow. Doch die Zenralbank 
wolle die Wirtschaft nicht mit 
einem so großen Schritt abwürgen. 

Problem Handelsbilanz 
Das grundlegende Problem aber 

bleibt: die Handelsbilanz. Die Ex-
porte gehen unter dem Einfluss 
niedriger Preise für russische Roh-
stoffe zurück; es gelangen somit we-
niger Fremdwährungen ins Land. 
Beispielsweise wird Ural-Öl nach of-
fiziellen Angaben aufgrund von 
Sanktionen mit einem Abschlag von 
rund 20 Prozent gehandelt. Die Im-
porte jedoch steigen. Der auf Russ-
land spezialisierte Ökonom Alexan-
der Isakov von Bloomberg Economics 
weiß, dass Russland etwa im Mai für 
rund 26 Milliarden US-Dollar impor-
tierte – etwa so viel wie auf dem his-

torischen Höhepunkt des Jahres 
2012. Dies deute auf eine hohe Nach-
frage nach Devisen hin, was wiede-
rum den Rubel schwächt.  

Noch ist im russischen Alltag von 
der Rubel-Schwäche nur wenig zu 
spüren. Eines allerdings könnte sich 
schon bald ändern: Bis zu einem 
Drittel der Arbeitsmigranten aus 
Ländern wie Armenien, Usbekistan 
oder Tadschikistan könnten Russ-
land schon bald verlassen, berichtet 
die Zeitung Wedomosti.  

Gastarbeiterinnen und Gastar -
beiter halten zumindest in den 
Großstädten den Alltag am Laufen, 
arbeiten auf Baustellen, bei Liefer-
diensten in Restaurants oder als Ta-
xifahrer. Einen Großteil ihres kar-
gen Arbeitslohnes überweisen sie 
ihren Familien in den bettelarmen 
Heimatländern. Je schwächer der 
Rubel, desto weniger kommt dort in 
der Landeswährung an. 

D
ie Europäische Union und 
der Europäische Gerichtshof 
– das sind die richtigen 

Schauplätze, um die Debatte über 
Bargeld zu führen, sagt Martin Sel-
mayr, Vertreter der EU-Kommission 
in Österreich. „Ein eigenes österrei-
chisches Gesetz würde dagegen ver-
leugnen, dass wir in Europa eine ge-
meinsame Währung haben.“ Im Ge-
spräch mit dem STANDARD erklärt 
Selmayr, der seine Doktorarbeit 
über die Währungsunion verfasst 
hat, was die EU-Kommission plant, 
um das Bargeld weiter abzusichern. 

Im Bezug auf die Verankerung 
des Bargelds als gesetzliches Zah-
lungsmittel gebe es auf EU-Ebene 
schon jetzt eine eindeutige Regel, 
erklärt Selmayr. Laut dem Vertrag 
über die Arbeitsweise der EU 
(AEUV) – so etwas wie die EU-Ver-
fassung – sind Euro-Banknoten „ge-
setzliches Zahlungsmittel“. Das Bar-
geld ist also auf höchster EU-Ebene 
geschützt. Geändert werden könn-
ten die EU-Verträge nur unter stren-
gen Voraussetzungen. Alle EU-Mit-
gliedsstaaten inklusive Österreich 
müssten zustimmen. 

Pflicht zur Annahme 
Auch bei der Pflicht, Bargeld an-

zunehmen, ist die Rechtslage ge-
klärt. Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) hat bereits im Jahr 2021 klar-
gestellt, dass der Euro als gesetzli-
ches Zahlungsmittel angenommen 
werden muss und die „rechtliche 
oder faktische Abschaffung des 
Euro-Bargelds“ verboten ist, sagt 
Selmayr. Eine neue EU-Verordnung, 
die die Kommission im Zuge der An-
kündigung des digitalen Euros Ende 
Juni vorgeschlagen hat, setzt dort 
an. Sie soll die Prinzipien, die im 
EuGH-Urteil festgeschrieben sind, 
noch einmal explizit regeln. 

Die Verordnung, die derzeit auf 
EU-Ebene verhandelt wird und di-
rekt in Österreich anwendbar wäre, 
soll etwa festlegen, dass Bargeld ver-
pflichtend angenommen werden 
muss. Zahlungsempfänger dürfen 
„Euro-Banknoten und/oder -Mün-
zen, die zur Erfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung angeboten wer-
den, nicht ablehnen“, heißt es in 
dem Entwurf. Von dieser generellen 
Regel soll es freilich Ausnahmen ge-
ben – etwa dann, wenn bei hohen 
Beträgen Geldwäsche verhindert 
werden soll, wenn jemand kleine 
Beträge mit hohen Banknoten be-
zahlen will oder wenn einem Lokal 
das Wechselgeld ausgeht. 

Die wohl bedeutendste Ausnah-
me sind aber private Vereinbarun-
gen, die von der Vertragsfreiheit ge-

schützt sind: Vertragspartner – zum 
Beispiel ein Restaurant und ein Kun-
de – können sich ausmachen, dass 
sie die Zahlung digital abwickeln.  

Das gilt grundsätzlich auch bei 
„Ex-ante-Ausschlüssen“, wie es ju-
ristisch formuliert in der Verord-
nung heißt. Gemeint sind damit Si-
tuationen, in denen etwa ein Lokal-
betreiber sichtbar ein Schild mit „No 
Cash“ aufstellt. Der Kunde kann sich 
dann entscheiden, ob er den Vertrag 
abschließt und sich zu einer Karten-
zahlung verpflichtet oder woanders 
einkauft. Auch „Ex-ante-Ausschlüs-
se“ sind nur zulässig, wenn sie ver-
hältnismäßig sind, betont Selmayr. 
„Bei einer kleinen Trafik wird das 
der Fall sein, bei einem großen 
Supermarkt eher nicht.“ 

Zugang zu Bargeld 
Die EU-Mitgliedsstaaten werden 

in der Verordnung zudem dazu ver-
pflichtet, die Situation zu überwa-
chen und laufend an die Europä -
ische Kommission zu berichten. 
Nehmen „Ex-ante-Ausschlüsse“ 
überhand, müssen die Staaten 
 geeignete Abhilfemaßnahmen er-
greifen. Laut Selmayr können das 
etwa vermehrte Prüfungen durch 
Aufsichtsbehörden sein. 

Dasselbe gilt beim Zugang zu Bar-
geld: EU-Mitgliedsstaaten müssen 
laut dem Verordnungsentwurf re-
gelmäßig prüfen, ob die Menschen 
die Möglichkeit haben, Geld zu be-
heben. Auch hier sind Abhilfemaß-
nahmen denkbar: Der Staat könnte 
Banken etwa dazu verpflichten, 
eine gewisse Anzahl an Bankoma-
ten aufzustellen und die zusätzli-
chen Kosten, die dabei entstehen, 
übernehmen. 

Österreich hat Stimme 
Von einem eigenen österreichi-

schen Bargeld-Verfassungsrecht hält 
Selmayr nichts. Der Euro sei aus gu-
tem Grund alleinige EU-Kompetenz 
– also in ihrem eigenen Zuständig-
keitsbereich. Das Bargeld sei EU-
rechtlich ohnehin abgesichert, und 
an notwendigen Ausnahmen – etwa 
zur Verhinderung von Geldwäsche – 
könnte auch eine nationale Rege-
lung nichts ändern.  

Selmayr erwartet, dass die ge-
plante EU-Verordnung intensiv dis-
kutiert wird. Die EU-Institutionen 
könnten sich noch vor der EU-Wahl 
im kommenden Frühjahr einigen. 
Zuständig sind das Europäische 
 Parlament und der EU-Ministerrat. 
Österreich hat also Sitz und Stimme 
bei allen Verhandlungen, die es wie 
alle Mitgliedsstaaten wahrnehmen 
kann, betont Selmayr. 

„Das würde die gemeinsame 
Währung verleugnen“ 

Martin Selmayr, früher Generalsekretär der EU-Kommission, hat seine Doktorarbeit über den Euro verfasst.
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Bargeld ist schon jetzt in der Verfassung der Europäischen Union verankert, 
erklärt Martin Selmayr, Vertreter der EU-Kommission in Österreich. Eine neue 

EU-Verordnung soll die Annahme von und den Zugang zu Bargeld gewährleisten. 

Jakob Pflügl

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-dimitrova - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.
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Schulen und Lehrerschaft brauchen ein stabiles Gerüst für künftige Erfolge
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Unwetter-Katastrophen: Pflichtversicherung für alle?Wer trifft für mich Entscheidungen, wenn ich nicht mehr kann?

„Medizinstudium:Heuer 86 Prozent der
Plätze inWien anÖsterreicher aufgrund
guter Testergebnisse.“ So las man es vor

Kurzem imKURIER.
Ungeachtet aller und sicher möglichst

rasch zu lösender Probleme
im Gesundheitsbereich ist
dies eine sehr erfreuliche
Nachricht. Denn eigentlich
wird nach der Vereinbarung
mit der EU den österreichi-
schen Bewerbern (w/m/*)
um unsere Medizinstudien-
plätze ein Mindestkontin-
gent von 75 Prozent zuge-
standen. 20 Prozent von der
EU und 5 Prozent von Dritt-
staaten kommende Bewerber erhalten die
restlichen Plätze, wenn sie den Test besser
als die heimischen bestehen.

Aber dies ist bemerkenswerterweise
nicht der Fall. Die in Österreichs Schulen
Ausgebildeten haben ihre ausländischen
Konkurrenten um Längen geschlagen. Ein
bemerkenswerter Erfolg, der den heimi-
schen Bildungseinrichtungen ein gutes
Zeugnis ausstellt.

So schlecht, wie sie oft dargestellt wird,

Es muss einmal
gesagt werden ...

kann die österreichische Bildungspolitik
doch nicht sein. Aber sie soll sich nicht vor-
schnell mit fremden Federn schmücken: In
Wahrheit sind es die Leistungen der in den
Schulen wirkenden Lehrkräfte, denen dieser

Erfolg in allererster Linie zu
verdanken ist. Sie gilt es, vor
den Vorhang zu rufen und
ihnen Lob und Dank zu
spenden.

Die Aufgabe der Bil-
dungspolitik muss es sein,
die hohe Qualität des öster-
reichischen Unterrichts zu
erhalten, ja sogar zu verbes-
sern, Ballast, Ärgernisse,
Missstände zu beseitigen,

Platz für sinnvolle Neuerungen und rich-
tungweisende Reformen zu schaffen, vor al-
lem: engagierte junge Menschen für den
Lehrberuf zu begeistern.

Die angekündigte Neuformung der Lehr-
amtsausbildung wird starke Anreize dafür
schaffen. Sie soll nicht nur kürzer werden,
ohne dabei an Qualität einzubüßen – ganz
im Gegenteil: Die solide fachliche Ausbil-
dung, die Vermittlung des pädagogischen
Rüstzeugs und die Bewährung in der Praxis

sollen in ihr tragende Säulen von gleichem
Umfang sein. Dies wird die Attraktivität des
Berufs gewaltig steigern. Insbesondere
dann, wenn er in Eigenverantwortung und
frei von bürokratischer Überprüfung gestal-
tet werden kann.

Natürlich hat der Staat hat legitimes Inte-
resse, dass Schule gelingt: Dass in Erziehung
und Unterricht die Persönlichkeit jedes der
Schule anvertrauten jungen Menschen ernst
genommenwird. Dass die Bildung aufgeklär-
ter, leistungswilliger und dem Staate gegen-
über loyaler jungerMenschen erfolgt.

Dass Wissen und Fertigkeiten, die Lehr-
pläne auflisten, gelehrt, gelernt, geübt, ge-
prüft werden. Natürlich sind Voraussetzun-
gen für das Gelingen der oben genannten
Ziele zu schaffen, ist den Schulen ein stabiles
Gerüst zu geben. Aber alles darüber Hinaus-
gehende ist vonÜbel.

Es gilt die Devise: So wenige Verordnun-
gen wie nötig, so viel Eigenständigkeit wie
möglich. Alles Vertrauen ist in kompetente,
engagierte, gewissenhafte Lehrerpersönlich-
keiten zu setzen.

* * *
Rudolf Taschner ist Mathematiker und Bil-
dungssprecher des ÖVP-Parlamentsklubs

Der Euro ist seit mehr als 20 Jahren
unsere Währung. Für ihn gelten ge-
meinsam von allen EU-Mitgliedstaaten

vereinbarte Regeln, die in den EU-Verträgen
verankert sind. Danach sind Euro-Bankno-
ten „gesetzliches Zahlungsmittel“ im Euro-
raum (Artikel 128 Absatz 1 Satz 3 des Ver-
trags über die Arbeitsweise der EU), eine
Verordnung regelt entsprechendes für die
Euro-Münzen. Gesetzliches Zahlungsmittel
heißt: Das Euro-Bargeld muss grundsätzlich
überall im Euroraum zur Zahlung angenom-
men werden. Das Bargeld,
das gerade im deutschspra-
chigen Raum so beliebt ist,
ist somit durch EU-Recht ge-
schützt. Zwar arbeitet die
EU im Auftrag der nationa-
len Finanzminister an einer
digitalen Version des Euro,
damit auch im Internet, per
Smartphone oder Smart-
watch sichere Zahlungen
möglich sind.

Immerhin zahlen heute in der EU bereits
41 Prozent der Menschen per Karte, App
oder Überweisung, 2016 waren es nur 21
Prozent. Doch da das Euro-Bargeld „gesetzli-
ches Zahlungsmittel“ ist, kann der digitale
Euro das Euro-Bargeld nur ergänzen, es aber
nicht ersetzen. Der Europäische Gerichtshof
hat in einem Urteil am 26. Januar 2021 be-
stätigt, dass das EU-Recht „einer Regelung
entgegensteht, die die rechtliche oder fakti-
sche Abschaffung des Euro-Bargelds be-
zweckt oder bewirkt.“ Das Bargeld ist also
auch für die Zukunft durch vorrangiges EU-
Recht geschützt.

Denn geändert werden können die EU-
Verträge nurmit Zustimmung aller Mitglied-

Bargeld ist durch die
EU-Verfassung geschützt

staaten. Der Europäische Gerichtshof nennt
deshalb die EU-Verträge „Verfassungsurkun-
de einer Rechtsgemeinschaft“.

Kann Österreich noch etwas tun, um das
Bargeld weiter abzusichern? Viel ist europa-
rechtlich nicht möglich. Denn die Mitglied-
staaten haben ihre Währungssouveränität
bei Einführung des Euro auf die EU übertra-
gen. Österreich hat dem beim EU-Beitritt
1994 durch Volksabstimmung zugestimmt.

Währungsfragen liegen heute in der aus-
schließlichen Zuständigkeit der EU. Auf na-

tionaler Ebene könnte man
allenfalls sagen: „Im Ein-
klang mit dem Recht der EU
ist das Euro-Bargeld gesetz-
liches Zahlungsmittel.“ Das
wäre jedoch rein deklarato-
risch. Praxisrelevanter wäre
es, wenn die Regierung in
Zusammenarbeit mit der
Kreditwirtschaft garantie-
ren würde, dass überall im
Staatsgebiet, ob in der Stadt

oder auf dem Land, stets ausreichend Banko-
maten vorhanden sind. Schließlich könnten
Bund, Länder und Gemeinden überlegen, ob
sie es den Bürgerinnen und Bürgern nicht er-
möglichen wollen, Steuern, Abgaben und
Gebühren aufWunsch in bar zu bezahlen.

Die EU-Kommission hat zu diesen prakti-
schen Fragen im Juni eine Euro-Bargeld-Ver-
ordnung vorgeschlagen, die derzeit vom
Europäischen Parlament und den Finanzmi-
nistern beraten wird. Jeder, der für das Bar-
geld eintritt, sollte daran aktivmitwirken.

* * *
Martin Selmayr vertritt die EU in Österreich
und war Generalsekretär der Europäischen
Kommission

Leserbriefe

Klein-Dubai in
Grafenwörth
Interessenskonflikte
sind programmiert
Der Fall Riedl zeigt, dass es
in den Gemeinden sehr
leicht zu Unvereinbarkeiten
kommen kann. Das ist nicht
neu, sondern ein strukturel-
ler Mangel. Insofern ist Frau
Landeshauptfrau Mikl-Leit-
ner zu widersprechen. Die
Gemeinden sind mitunter
von durch Widmungsfragen
überfordert. Zersiedelung
und Zerstörung von Infra-
struktur und lokaler Baukul-
tur –wie sie seit Jahrzehnten
im Osten Österreichs zu be-
obachten ist – ist eine logisch
Folge davon. Spätestens
jetzt, mit der dringenden
Notwendigkeit der Anpas-
sung an den Klimawandel
und der Entwicklung einer
nachhaltigen Wirtschaft,
wäre eine gesetzliche Neu-
strukturierung erforderlich.
Die notwendige regionaler
Vernetzung, Berücksichti-
gung langfristiger Entwick-
lungen und die Umsetzung
vordergründig oder anfangs
unpopulärer Maßnahmen
können nicht ohne Expertise
der Gemeinden erreicht wer-
den, können aber unmöglich
durch die Gemeinden ent-
schiedenwerden.
Eva-Maria Rauber-Cattarozzi
Leitung Kammerorganisation

Debatte umdie
Pensionserhöhung
Keine Almosen
Zum Leitartikel „Ein lautes
Muh der Heiligen Kuh“ (2. 8.)
vonMartina Salomon
Rechtlich ist beim milliar-
denschweren Pensionsprob-
lem zu beachten: Pensionen
sind keine Almosen, sondern
Rückzahlungen von arbei-
tenden Menschen, verzinst
angelegte Gelder, die durch
den Verbraucherpreisindex
jährlich anzupassen wären.
Pensionsanpassungen haben

nalpark Donauauen. Hier
galt schon immer ein gene-
relles Radfahrverbot, mit
Ausnahme der gekennzeich-
neten Radrouten. Nur leider
haben sich viele Radfahrer,
deren Zahl in den letzten
Jahren rapide angestiegen
ist, nicht daran gehalten. Al-
le Wege, auch die kleinsten
Waldwege, wurden in teils
rasantem Tempo und rück-
sichtslos befahren. Spazie-
rengehen oder wandern,
vielleicht sogar mit kleinen
Kindern, wurde fast unmög-
lich und zum Spießruten-
lauf. Besuchermanagement
und -lenkung sind deshalb in
einem Nationalpark un-
erlässlich. Menschen, wel-
che die Natur schätzen, sich
ruhig und rücksichtsvoll ver-
halten, sollen aus einem Na-
tionalpark natürlich nicht
ausgesperrt werden, aber
ein Nationalpark ist kein Ver-
gnügungspark und auch
nicht simple Kulisse für Frei-
zeitsport. Es ist deshalb ver-
ständlich und begrüßens-
wert, wenn die National-
parkverwaltung nun das ge-
nerelle Radfahrverbot rigide
umsetzt und die Einhaltung
überprüft wird. Leider ist es
um Vernunft, Rücksicht und
dem Naturschutzgedanken
bei vielen Menschen nicht
gut bestellt.

Sabine Greßler
Wien

Dauerbrenner
Lehrermangel
Überforderung
Unsere Maturanten und ihre
Lehrer trennen in Zukunft
nur mehr drei Jahre Stu-
dium. Wir züchten uns über-
forderte Pädagogen heran –
gegen alle Warnungen von
Fachgesellschaften. BM Po-
laschek lässt nonchalant
ausrichten, dass das Stu-
dium für Lehrer gekürzt
wird. Das bedeutet ein Jahr
Studium für ein Fach (mit al-
len Unterdisziplinen und Di-
daktik), ein Jahr für das
Zweitfach und ein Jahr für
ein bisserl Pädagogik und
Bildungspsychologie zum
Drüberstreuen. Wo bleibt da
Raum für Reife, wissen-
schaftliche Kompetenz und
Freude amStudium?

Manuela Schlick
per Mail

nach dem Versicherungs-
prinzip („wer mehr einzahlt,
soll mehr herausbekom-
men“) ausschließlich nach
der Höhe der eingezahlten
Beträge und dem berechne-
ten Verbraucherpreisindex
zu erfolgen. Aus dem Pen-
sionstopf mehr zu bezahlen,
ist Betrug am Steuerzahler,
weil Pensionsbezüge keine
Sozialleistungen sind. Eine
soziale Staffelung ist Miss-
brauch des Pensionssystems,
wenn Mehreinzahler für Ge-
ringeinzahler mitzahlen
müssen. Auf diese Weise hat
der Mittelstand Österreichs
in den letzten 30 Jahren 1/3
an Kaufkraft verloren. Daher
sind Geringpensionseinzah-
ler durch diverse Sozialleis-
tungen ausreichend zu
unterstützen, auch wegen
besserer Überprüfungsmög-
lichkeiten.

Ewald Maurer
Wien

Beamtenpension
Beamte erhalten bei Pen-
sionsantritt keine Abferti-
gung. Als weiterer Nachteil
ist der zweiprozentige be-
tragsmäßig unlimitierte Pen-
sionssicherungsbeitrag zu
nennen, der die Beamten-
pensionen vermindert (den
Bauern wurde dieser Beitrag
bereits erlassen, ASVG-Versi-
cherte mussten diesen nie
bezahlen). Beamte mit einer
die Höchstbemessungs-
grundlage übersteigenden
Pension müssen für diesen
Anteil auch ihren Pensions-
beitrag bezahlen und erwer-
ben damit auch einen höhe-
ren Pensionsanspruch. Ähn-
liches soll es ja auch für jene
ASVG-Versicherten geben,
deren Arbeitgeber für ihre
Bediensteten eine zur ASVG-
Pension zusätzliche Firmen-
pension finanzieren. Es wäre
schön, wenn der für die Da-
seinsvorsorge unentbehrli-
che öffentliche Dienst und
damit auch die Berufsgrup-
pe Beamten in der Bericht-
erstattung fair behandelt
werden.

Alfred Weidlich
Mistelbach

Radfahrer werden
gestraft
Erholungsgebiet
Die Lobau gehört zumNatio-

Kaum hatten die Aufräum
arbeiten nach den Unwet-
terkatastrophen in Kärn-

tenundinderSteiermarkbegon-
nen, wurde der Ruf nach einer
Pflichtversicherung wieder laut.
Zu Recht. Denn momentan genie
ßen die Opfer dieser Katastrop
zwardasMitgefühlallerÖsterreicherinnen
undÖsterreicher,miteinerPflichtversiche-
rung wären sie aber auch noch viel besser
abgesichert.

SeitdemJahr2002wirdsoeinePflicht-
versicherung gefordert. Damals standen
NiederösterreichundOberösterreichgroß-
flächigunterWasser.UndauchWienmuss-
te mit den hohen Pegelständen der Donau
kämpfen. Für die Betroffenen gab es Spen-
den aus ganz Österreich, wirklich abge-
decktwurdendieSchädendamitallerdings
bei Weitem nicht. Auch nicht durch den

tastrophenfonds.Undschongar
icht durch die Versicherungs-
verträge für die Eigenheime, die
Gebäudeschäden infolge von
Unwettern abdecken sollen. Da
st meist nur ein bestimmter
trag der Schadenssumme ge-
t, derzeit liegt die Obergrenze

beidurchschnittlich10.000Euro.
Im Jahr 2002 wurde der Vorschlag so-

fort wieder verworfen. Auch die folgenden
Unwetterkatastrophen brachten kein Um-
denken. Doch jetzt könnte endlich die Zeit
gekommen sein,woman sichneuaufstellt.
Der Klimawandel sorgt dafür, dass solche
Unwetterkatastrophen immer öfter und
immer rascher hintereinander passieren.
Da braucht es ein angepasstes Sicherheits-
netz.DabrauchteseineneueArtderSolida-
rität.Mitgefühlalleinwirdnicht reichen.
Martin Gebhart,Ressortleiter Innenpolitik

Rund zwei Milliarden Eur
Schaden hat das jüngste
Hochwasser nach ersten

Schätzungen verursacht. Dass
für zukünftige Katastrophen
eine Pflichtversicherung einge-
richtet wird, die solche Summe
stemmen kann, ist wenig realisti
Da gibt es zu viele offene Fragen:Wer zahlt
ein undwie viel?Wo beginnt der Versiche-
rungsschutz und wo endet er? Kann man
derartig große Katastrophen überhaupt
versichern?Wie großwäre die Prämie (für
alle 8,9 Millionen Österreicher)? Und wie
weit kannmandie Solidarität derÖsterrei-
cher(noch)strapazieren?MitVerlaub:Den
gemeinen Städter in der Neubauwohnung
im vierten Stock tangieren Hangrutsch,
HochwasserundLawinenrelativwenig.

Zudem: Bisher sind Katastrophen-
schutz und -hilfe richtigerweise zentrale

fgabendesStaates.Dafürgibtes
inen gut dotierten Katastro-
phenfonds–derimÜbrigenüber
Einkommenssteuer und Körper-
schaftssteuer gespeist wird.
edeutet:DieAllgemeinheit,also
e österreichischen Steuerzahler,
ohnehinschonein.

Viel wichtiger als die Diskussion über
diePflichtversicherungistdasNachdenken
über ebendiesenKatastrophenfonds. Ist er
hochgenugdotiert?Wieviel kanndadurch
im Katastrophenfall gedeckt werden? Auf
welche Katastrophen muss man in Zeiten
verschärfter Klimaphänomene vorbereitet
sein? Funktioniert die Ausschüttung
schnellundgutgenug?

Und dann gibt es noch die Verantwor-
tung und das Risiko des Einzelnen. Nicht
alles imLebenkannmanabsichern.Leider.
Sandra Baierl, RessortleiterinJOB&IMMO

Bedrohte Demokratien
„Die Ermordung des Präsidentschaftskandi-
daten FernandoVillavicenciomacht das Aus-
maß der Drogenkriminalität in Ecuador
deutlich. Präsident Guillermo Lasso bezeich-
nete das Attentat als einen Versuch des orga-
nisierten Verbrechens, ,den Staat einzu-
schüchtern‘ und die für den 20. August ange-
setztenWahlen zu ,sabotieren‘. (...) Es ist das
dritte Attentat auf einen Politiker seit Beginn
des Wahlkampfs, jedoch das erste auf einen
Präsidentschaftskandidaten. (...)

Dieses Attentat ist nur ein Beispiel dafür,
wie der Drogenhandel die Qualität der De-
mokratien bedroht. Und zwar nicht nur in
Ecuador, sondern in ganz Lateinamerika.
Die Staaten verlieren die Kontrolle über ihre
Territorien, und die Macht des illegalen Gel-
des fördert die Korruption.“

El País
Madrid

Zweifellos Leben in Gefahr
„Denmenschliche Schaden tragen die Beam-
ten und Mitarbeiter – und deren Familien.
Wenn die Tabelle kopiert oder heruntergela-
den wurde – und militante Republikaner be-
haupten, sie bekommen zu haben –, sind
zweifellos Leben in Gefahr. Die Störung am
Arbeitsplatz und zu Hause, die ein Vorfall
solchen Ausmaßes unweigerlich mit sich
bringen muss, wird die Aufgaben der Polizei
mindestens für lange Zeit zurückwerfen. Am
wichtigsten aber sind Leben. Splittergrup-
pen sind bereit zu töten, um das voranzutrei-
ben, was sie den bewaffneten Kampf nen-
nen. Die Polizei, ihre Familien und Mitarbei-
ter werden als wichtige Ziele betrachtet;
mehr als 300 wurden während der Troubles
getötet. Der Mordversuch an Hauptkommis-
sar John Caldwell in Omagh im Februar –
mehrfach angeschossen vor den Augen sei-
nes Sohnes und anderer Kinder – ist der
deutlichste Beweis, dass die Gefahren real
und aktuell sind. Die Datensicherheitsproto-
kolle der Polizei müssen gründlich überprüft
und verschärft werden. Der beste und si-
cherste Weg, die Terroristen zu entmutigen,
ist auf lange Sicht aber, dafür zu sorgen, dass
die nordirische demokratische Politik funk-
tioniert.“

Guardian
London

Wie 1914
„Geschichtsfans werden sich in Gedanken
ins Jahr 1914 zurückversetzt fühlen. Aus
den Medien erfahren wir derzeit, dass die
Wagner-Söldnergruppe in Belarus trainiert
und Polen zehntausend Soldaten an die be-
larussische Grenze beordert. Zudem kündig-
te der russische Verteidigungsminister Ser-
gej Schoigu eine Truppenverstärkung an den
,Westgrenzen‘ an. Doch wo liegt die West-
grenze Russlands? Noch bei Smolensk oder
schon beim belarussischen Brest? Erinnert
diese Situation nicht etwa an den Vorabend
des ErstenWeltkriegs?“

Lidove noviny
Prag
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Ein Freund wurde leider vor
KurzeminFolgeeinesUnfalleszu
einem schweren Pflegefall. Seit-
her mache ich mir Sorgen darü-
ber,wer fürmichVerantwortung
übernimmt,wenn ich keine eige-
nen Entscheidungen mehr tref-
fen kann. Das würde ich eigent-
lichamliebstenjetztfestlegen,wo
ich noch voll bei Sinnen bin. Im
engenUmfeldhabeicheinenBru-
der und einen Sohn. Meinem
Sohnmöchte ichgesundheitliche
Fragen nicht antun, dafür fände
ichesschön,wennersichummei-
nefinanziellenundsonstigenGe-
schäfte kümmert. Gibt es dafür
Möglichkeiten?

GertrudeS.,Graz

LiebeFrauS.,auchwennes
nicht schön ist, ist es tat-
sächlich empfehlenswert,

sich bereits in gesundem Zu-

stand mit dieser wichtigen An-
gelegenheit auseinanderzuset-
zen.WozumanIhnenhierraten
kann, ist eine Vorsorgevoll-
macht. Leider haben in Öster-
reich nur rund vier Prozent der
Bevölkerung eine solche Vor-
sorge getroffen. Dabei ist die
Vorsorgevollmacht die am bes-
ten geeigneteMöglichkeit, sich
für die Zukunft abzusichern
undauchseinemengenUmfeld
viel Ärger und Konfliktpoten-
zial zu ersparen. In geschäfts-
fähigem Zustand können Sie
nämlich jederzeit für den Fall
desVerlusts IhrerGeschäftsfä-
higkeit vorsorgen, der, wie sie
beschreiben, auch leider plötz-
lichdurcheinenUnfall eintreten
kann, aber zum Beispiel auch
schleichend durch Krankheiten.
Die Vorsorgevollmacht sorgt
auch,wiederNamebereits sagt,

nur vor. Sie entfaltet ihre Wir-
kung somit erst, wenn der Vor-
sorgefallaucheintrittundistje-
derzeitwiderrufbar.

Vorsorgevollmachten kön-
nen entweder generell erteilt
werden oder für bestimmte
Bereiche.AucheineAufteilung
der Tätigkeitsbereiche auf
unterschiedlichePersonen ist
problemlos möglich. In Ihrem
Fall würde es Sinn machen,
Ihren Bruder für medizinische
Entscheidungen einzusetzen
und Ihren Sohn für alle sonsti-
genAngelegenheiten.

Eine Vorsorgevollmacht
muss höchstpersönlich und
schriftlicherstelltwerden,und
zwar vor einem Notar oder
Rechtsanwalt, in besonders
einfachen Angelegenheiten ge-
nügt auch ein Erwachsenen-
schutzverein.Wichtig ist, dass

die Vollmacht vor Eintritt des
Vorsorgefalls im ÖZVV (Öster-
reichisches Zentrales Vertre-
tungsverzeichnis) registriert
wird, denn erst dadurch erhält
sie Wirksamkeit. Sie besteht
dannunbefristet.

Bei verminderter Ge-
schäftsfähigkeit, solange aller-
dings noch ausreichende Ein-
sicht indaseigeneHandelnund
dessen Folgen besteht, gibt es
auch die Möglichkeit einer ge-
wählten Erwachsenenvertre-
tung. Als nächste Stufe ist ein
gesetzlicher Vertreter vorge-
sehen, wobei weiterhin nur na-
heAngehörigeinBetrachtkom-
menunddieWirkungsbereiche
klar von Vorhinein festgelegt
sind. Wurde keine Vorsorge
getroffen kommt es bei Verlust
der Geschäftsfähigkeit zur ge-
richtlichen Erwachsenenver-

tretung, bei der das Gericht
einenVertreterbestimmt.

Es ist sicherlichratsam,eine
Vorsorgevollmacht zu erstel-
len. Sie sollten sich gründlich
Gedanken über die richtige
Wahl der Personmachen, wo-
bei tiefes Vertrauen und Zu-
versicht in deren Fähigkeiten
unentbehrlich sind. Natürlich
muss auch immer mit den ein-
gesetztenPersonengesprochen
werden, da hierbei große Ver-
antwortung übertragen wird
und diese auchmit ihrer Unter-
schrift bestätigenmüssen, dass
siedazubereit sind.

* * *
Rechtsanwältin Dr.Maria In der
Maur-Koennebeantwortet juris-
tischeFragenzupraktischenFäl-
lenausdemReichdesRechts.

RUDOLF TASCHNER
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Gastkommentar

Bargeld soll in Österreich per Verfassung geschützt werden. Wozu eigentlich?

Gastkommentar
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Harter Auf-
nahmetest: Heuer
schnitten Öster-
reichs Medizin-
anwärter beson-
ders gut ab
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TREND: Die USA geben 40 Milliarden 
Dollar pro Jahr für den Inflation Reduc-
tion Act (IRA) aus, die EU samt Mit-
gliedsstaaten allein für den Ausbau der 
Erneuerbaren 80 Milliarden Euro. Den-
noch wirkt es so, als ob die Amerikaner 
die Bazooka hätten, die Europäer eine 
Pistole. Gelingt es uns wieder einmal 
nicht, Stärken sichtbar zu machen?
MARTIN SELMAYR: Es ist einfach un-
gewöhnlich, dass ausgerechnet die sonst 
strikt marktwirtschaftlich orientierten 
USA so etwas machen. Ein großes staat-
liches Subventionsprogramm für die 
Wirtschaft mit dem Ziel, gezielt in den 
Markt einzugreifen, um den Klimawan-
del zu bekämpfen – das ist in der Tat ein 
Paukenschlag. Vergessen wir nicht: Noch 
2017 sind die Amerikaner unter Donald 
Trump aus dem Pariser Klimaschutz-
abkommen ausgestiegen. Sechs Jahre 
später sind sie nicht nur wieder beim 
Klimaschutz dabei, sondern tun tatsäch-
lich auch etwas. Wir Europäer sind 
 klimapolitisch schon viel länger und in-
tensiver aktiv. Dass die Amerikaner nun 
nachziehen, ist bemerkenswert und eine 
grundsätzlich positive Neuerung. 

Uns sagen Industrielle: Die Amerikaner 
machen’s besser, unbürokratischer, ver-
ständlicher, weniger über Verbote als 
über Anreize. Das mache den IRA attrak-
tiver. Wir dürfen nicht Äpfel mit Birnen 
vergleichen. In den USA gibt es nun ein 
starkes Gesetz auf Bundesebene, finan-
ziert aus dem mächtigen Bundeshaus-
halt, der rund 30 Prozent der amerikani-
schen Wirtschaftsleistung ausmacht. Der 
EU-Haushalt entspricht gerade einmal 
einem Prozent der Wirtschaftsleistung, 
die „power of the purse“ liegt dagegen 
ganz überwiegend bei Mitgliedsstaaten. 
Allein Deutschland gibt in den nächsten 
drei Jahren mehr als 200 Milliarden 
Euro für die grüne Transition aus. 

Genau diese europäische Architektur 
macht es ja so bürokratisch und verlang-
samt die Prozesse – das ist der Kern der 
Kritik. Unser europäisches Gesell-
schafts- und Wirtschaftsmodell sucht 
 einen Ausgleich zwischen zentral und 
dezentral, zwischen ö�entlich und pri-
vat. Bei uns spielt die soziale Marktwirt-
schaft eine große Rolle. Deshalb haben 
27 Regierungschefs, Wirtschafts- und 
Klimaminister einstimmig beschlossen, 
dass wir in Europa nicht nur ein Klima-
gesetz haben wollen, sondern auch einen 
Emissionshandel, ein Verbot von mit 

Der Leiter der EU-Kommissionsvertretung in
Österreich, MARTIN SELMAYR, über das grüne

Wettrennen mit den USA, das Risiko eines Backlash 
für den Klimaschutz im Superwahljahr 2024 – und 

Österreich als Antreiber der EU-Klimapolitik. 

„Die USA 
haben noch 

so einiges 
aufzuholen“

INTERVIEW: B E R N H A R D  E C K E R

FORUM          ALPBACH

20          23
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Fakten
Virginijus
Sinkevičius
1990 in Vilnius,
Litauen, geboren, ist
der jüngste EU-
Kommissar der
Kommission von
Ursula von der
Leyen. Er war
ursprünglich bei
einer grün-konserva-
tiven Partei

19.000
Wölfe
So viele soll es mitt-
lerweile in Europa
geben. Die Repro-
duktionsrate liegt
bei bis zu 30
Prozent pro Jahr, die
Zahl der Risse von
Nutztieren nimmt
jedes Jahr zu. So
auch in Österreich.
2022 wurden vom
„Österreichzentrum
Bär Wolf Luchs“ 70
bis 80 Wolfsindivi-
duen gezählt. Heuer
gab es seit Jahresan-
fang bis knapp ins
zweite Quartal
hinein etwa 33 gesi-
cherte Nachweise

Virginijus Sinkevičius
EU-Kommissar für Umwelt

„Wölfe haben in Europa
schon vor uns gelebt,
es ist eine natürliche

Spezies und
nicht invasiv“

Der Schutzstatus des Tieres wurde heuer gelockert
wurden schon fünf Tiere
geschossen. In Niederös-
terreich wurde der Ab-
schuss heuer ebenso er-
leichtert, wenn etwa soge-
nannte „Problemwölfe“
sich öfter menschlichen
Siedlungen nähern.

Tierschützer argumen-
tieren wiederum damit,
dass durch den Schutz der
Wölfe die biologische Viel-
falt bewahrt werden kann.
Sie plädieren für eine ko-
existente Lösung, die so-
wohl den Schutz derWölfe
als auch den Schutz der
Nutztiere gewährleistet.
Die Wichtigkeit von Maß-
nahmen wie etwa der Ein-
satz von Herdenschutz-
hunden und Zäunen und
auch dementsprechende
Förderungen werden da-
bei betont. T. STURM
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„Kann den Schmerz von Landwirten verstehen“
EU-Umweltkommissar. Im KURIER-Interview nimmt der Litauer Virginijus Sinkevičius Stellung zur Debatte um
Wölfe und Bären in Österreich. Er will die Frage rational diskutieren und warnt vor dem Schüren von Ängsten

Interview

VON T. STURM UND B. GAUL

Wie sieht die EU-Kommission
die Diskussion um die Wieder-
kehr von Wölfen und Bären in
Europa und inÖsterreich?

* * *
KURIER: In Österreich wird
der Schutzstatus des Wolfs
gerade regionsweise gelo-
ckert. Da sind die Regelun-
gen je nach Gebiet sehr
unterschiedlich. Hier wurde
nun auch wieder der Ruf lau-
ter, dass man strengere EU-
weite Lösungen braucht. Wä-
re das vorstellbar?
Virginijus Sinkevičius: Wir ha-
ben eine EU-weite Richtlinie,
die es seit 30 Jahren gibt und
die bereits Ausnahmerege-
lungen zulässt. Manche Län-
der sind sehr erfolgreich da-
bei, diese Ausnahmeregelun-
gen zu nutzen, andere weni-
ger. Ich bin immer bereit, mit
den Mitgliedsländern zu
arbeiten und die spezifische
Situation anzusehen. Natür-
lichmussman schauen, ob al-
lemöglichenMaßnahmen für
eine Koexistenz und Präven-
tion verwendet worden sind.
Wenn alle Optionen ausge-
schöpft wurden, dann kann
man das letzteMittel nutzen.

Also verstehen Sie, dass die
sogenannten Problemwölfe
als letzte Möglichkeit auch
geschossenwerdenmüssen?

Ich bewerbe das nicht,
aber ich verstehe, worum es
hier geht. Allerdings glaube
ich nicht, dass die Probleme so
gelöst werden können. Wir
waren in den Regionen Euro-
pas sehr viel erfolgreicher, wo
tatsächlich Schutzmaßnah-
men umgesetzt worden sind.
Zäune, Sprays, Hirtenhunde
… es kommt eben auf die Situ-
ation an. Wir haben unser „Li-
fe-Programm“ (Programm der
EU, das auch dazu beiträgt, das
Zusammenleben von Mensch
und Wolf zu verbessern, Anm.),
das sehr großzügig ist und es
werden nicht nurMaßnahmen
finanziert, sondern auch For-
schungen, um in spezifischen
Regionen die richtigen Lö-
sungen zu finden. Wenn Tiere
immer wieder kommen und
Schaden anrichten, dann wird
normalerweise eine Ausnah-
me genehmigt.

In Österreich war der Wolf
lange ausgestorben, bis es
wieder gelang, ihn anzusie-
deln. Viele argumentieren
daher, dass es den Wolf oder
den Braunbären gar nicht
braucht. Warum muss er be-
schütztwerden?

Große Raubtiere sind sehr
wertvoll für die Ökosysteme.
Wenn man eine Spezies kom-
plett ausrotten würde, könnte
es einen großen negativen Ef-
fekt haben. Die Population
einer Spezies, die der Wolf et-
wa jetzt bejagt, könnte dann
extrem zunehmen. Wölfe ha-
ben in Europa schon vor uns
gelebt, es ist eine natürliche
Spezies und nicht invasiv.

Dennoch fürchten sich Men-
schen in den Gebieten, wo
viele Wölfe leben, vor diesen
Tieren. Das Gleiche passiert
dort, wo Bären leben. Gibt es
neue Initiativen, die darauf

abzielen, das öffentliche Be-
wusstsein für die Bedeutung
des Schutzes von Wölfen zu
schärfen und den Menschen
zu erklären, warum sie keine
Angst habenmüssen?

Man muss natürlich zwi-
schen Wolf und Bär unter-
scheiden. Bären sind weit ge-
fährlicher für Menschen, als
Wölfe. Wenn wir vom Wolf
sprechen, müssen wir uns vor
Augen führen, wie viele Fälle
es tatsächlich gibt – etwa in
Österreich – , wo Wölfe Men-
schen anfallen. Das ist wich-
tig, denn es gibt eigentlich
keine Fälle. Es muss eine ra-
tionale Diskussion geben. Ich

den. Ich denke, wir müssen
die Argumente der Landwirte
berücksichtigen, die von
einer erheblichen Verringe-
rung der Erträge sprechen,
und Lösungen finden, wiewir
ihnen vielleicht im Rahmen
der Präzisionslandwirtschaft
und Ähnlichem helfen kön-
nen, auch um ihre Betriebs-
kosten zu senken.

Das Thema wird inzwischen
kontroversiell diskutiert.

Wir können dieser Frage
nicht ausweichen. Ichmöchte
daran erinnern, dass sie Teil
des globalen Rahmenüber-
einkommens zur biologi-
schen Vielfalt ist, das eben
auch die Verringerung des
Einsatzes und der Risiken von
Pestiziden vorsieht. Wir Euro-
päer waren erneut führend in
der Forderung dieser globa-
len Reduktion. Es wäre
schwierig, davon abzurücken.
Wir müssen Verantwortung
übernehmen.

2024 sind die EU-Wahlen . . .
Ja, wir kommen ans Ende

unserer Amtszeit und es
bleibt womöglich nicht genug
Zeit, um alle Themen abzu-
schließen, die wir begonnen
haben. Aber ich bin ziemlich
sicher, dass wir das weiterver-
folgen werden. Die Meinung
Österreichs ist dabei sehr
wichtig, da Österreich das
führende Land in Bezug auf
den ökologischen Landbau
ist. Österreichs Landwirte
übertreffen unsere Ziele in
Bezug auf den ökologischen
Landbau in der EU. Daher be-
grüßen wir immer die öster-
reichische Position und die
Fachkenntnisse in den
Arbeitsgruppen, wie diese
Ziele auf bestmögliche Weise
erreicht werden können.

MITARBEIT: LARA GÜVEN

Artenvielfalt. Der Wolf galt
in Österreich lange als aus-
gerottet. Mittlerweile
konnten die Tiere wieder
angesiedelt werden. Etwa
60 sind per Genetik oder
durch Risse nachgewiesen.
Das freut allerdings nicht
alle.

In Tirol befürchtet die
Tourismusbranche mittler-
weile, dass Wölfe etwa
Wanderer angreifen könn-
ten. Die Jagd auf die Tiere
wurde daher heuer weiter
erleichtert. In der neuen
Almschutz-Verordnung
wurde beschlossen, sämt-
liche Almen als nicht
schützbar einzustufen und
als Alpschutzgebiete aus-
zuweisen. Das hat zur Fol-
ge, dass bei Rissen durch
einen Wolf nicht zunächst
versucht werden muss,

Schützen oder schießen:
Der Wolf polarisiert

diesen zu vergrämen oder
die Herde zu schützen.
Werden auf einer Almwie-
derholt Weidetiere getötet,
erlässt die Landesregie-
rung per Umlaufbeschluss
sofort eine Abschussver-
ordnung für Wölfe inner-
halb eines Radius von
zehn Kilometern.

Landwirtschaft
Neben demTourismus gibt
es auch in der Landwirt-
schaft viele, die den
Schutz des Wolfs wegen
der vermehrt aufgetrete-
nen Nutztierrisse aufwei-
chen wollen. In Kärnten ist
im Vorjahr eine neue
Wolfsverordnung in Kraft
getreten. Diese hat die Tö-
tung der eigentlich streng
geschützten Tiere wesent-
lich erleichtert. Seither

kann den Schmerz von Land-
wirten verstehen, die Nutztie-
re verlieren, hier muss etwas
getan werden. Aber es gibt
teilweise auch künstliche In-
puts in die Debatte, die Ängs-
te schüren und das hat negati-
ve Auswirkungen auf uns alle.

Im Jänner haben Sie die Be-
stäuberinitiative in einer
überarbeiteten Form präsen-
tiert. Das hat viel mit Pesti-
zidreduktion zu tun, der die
EVP wieder ablehnend
gegenübersteht. Wann wird
letztere Initiative umgesetzt?

Das ist schwierig zu sa-
gen. Ich bin nicht federfüh-
rend in diesem Fall. Es gibt
Diskussionen über den nach-
haltigen Einsatz von Pestizi-

Sinkevičius will den Abschuss von Wölfen nicht bewerben, aber: „Wenn alle Optionen ausgeschöpft wurden, dann kann man das letzte Mittel nutzen“

Da es in den
vergangenen
Jahren ver-
mehrt Nutz-
tierrisse gab,
wurden in
mehreren
Bundeslän-
dern die
Wolfsver-
ordnungen
erneuert
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Streitbar

Schlepper raste mit Schrott-Bus
durch Wald: „Habmich verfahren“

M it einem Mercedes Vito
rauschte ein syrischer

Lenker am Mittwoch durch
den Bezirk Oberpullendorf,
zumindest auf der Rückseite
hatte der Wagen eine ukrai-
nische Nummerntafel mon-
tiert. „Der Bus war von oben
bis unten dreckig“, lautete
der erste Eindruck, den
Grenzschützer des Bundes-
heeres hatten. Kurz vor der
Ortstafel in Kroatisch Mini-
hof hielten die Soldaten das
verdächtige Fahrzeug an.
Dass die hinteren Sitze des
Mercedes Vito ausgebaut
und die Fensterscheiben mit
Folie abgedunkelt waren,
machte die Rekruten sofort

misstrauisch. Die Karosserie
war voller feuchter Erde, an
den Stoßstange hing Gras.
„Auf den ersten Blick war
klar, dass der Bus durch un-
wegsames Gelände gefahren
seinmuss“, so die Soldaten.
Eine alarmierte Polizei-
streife war rasch vor Ort.
Der Syrer am Steuer zeigte
als Dokumente eine Aufent-
haltsbewilligung und eine
Gesundheitskarte her, bei-
des in Deutschland ausge-
stellt. „Ich habe mich ver-
fahren. Eigentlich will ich
nach Wien in eine Werk-
statt“, behauptete der mut-
maßliche Schlepper. Wäh-
rend die Papiere überprüft

wurden, traf eine Meldung
ein, wonach 30 Flüchtlinge
nahe dem Lagerhaus in Ni-
kitsch gesichtet worden sei-
en. 20 davon konnten sofort
auf der Hauptstraße aufge-
griffen werden. Der Lenker
Ahmad A. wurde vorläufig
festgenommen.
Schlag auf Schlag ging es
in der Nacht auf Donnerstag
in Deutschkreutz. In der
Akazienallee wurden gegen
1.45 Uhr sechs Migranten
aufgegriffen. Knapp eine
Stunde später kamen weite-
re 18 dazu. Um vier Uhr er-
höhte sich die Zahl der
Grenzgänger erneut um 17.

Karl Grammer/Ch. Schulter

Schlechter Deal
Die Idee von Handelsab-
kommen ist wie eine Sand-
kiste am Spielplatz: Lukas
ist geschickt mit der
Schaufel, und Anna hat
einen Kübel, um Wasser zu
holen. Und wenn sie zu-
sammenarbeiten, kommen
am Ende schöne Sandbur-
gen heraus. Wenn Anna
aber ohne Ende Wasser
holt, dann fällt die Burg
zusammen, und es bleibt
nur eine Schlammpfütze
übrig. Zu viel ist zu viel –
das gilt auch für den Welt-
handel und seine Auswir-
kungen auf unser Klima.
Die EU verhandelt der-

zeit mit den südamerikani-
schen Mercosur-Ländern
über ein neues Handelsab-
kommen. Dahinter steckt
ein schlechter Deal: Wir
tauschen klimaschädliche
Autos, Maschinen und so-
gar Pestizide, die bei uns
nicht mehr verkauft werden
dürfen, gegen Rohstoffe
und Produkte der Agrar-
Großindustrie, für die der
Regenwald abgeholzt wird.
Dabei ist der Schutz des
Amazonas-Regenwaldes
eines der wichtigsten Mittel
gegen die Klimakrise.
Dieses Abkommen trifft

alle. In Südamerika verlie-
ren Indigene ihren Lebens-
raum, Landarbeiter leiden
unter schlechten Arbeits-
bedingungen – und hier in
Österreich landen mehr
Giftstoffe durch importier-
te Lebensmittel auf unse-
ren Tellern, und kleine
Landwirte geraten unter die
Räder.
Wenn Kinder in der

Sandkiste im Schlamm sit-
zen, macht das nichts,
wenn Landstriche durch
den steigenden Meeres-
spiegel versinken, dann
schon. Handelsabkommen
wie dieses nützen vielleicht
großen Konzernen, aber
schaden uns allen.

Karosserie durchgerostet, schlammige Erde an den Kotflügeln, ein
Kennzeichen fehlte – der illegaleTransport fiel Soldaten sofort auf

ŷ Bei derOrtstafel von
Kroatisch Minihof hielten
Soldaten denMercedes
Vito eines Schleppers an.
Der desolate Zustand des
Busses war auffallend.
Gruppen von bis zu 18
Flüchtlingenwurden in
Deutschkreutz
entdeckt. ý

„Ein neues Zeitalter der Energieversorgung startet jetzt“
Burgenland will mit der ersten organischen SolidFlow-Batterie derWelt
Klimaschutz-Maßstäbe setzen. Der zukunftsweisendeGroßspeicher für
Strom aus Sonne undWindkraft ging in Schattendorf in denTestbetrieb.

D ie gestrige Pressekon-
ferenz hatte Landes-
hauptmann Hans Pe-

ter Doskozil „richtig her-
beigesehnt“, bedingt durch
die Energiekrise und den
Krieg in der Ukraine. „Der
Weg zur Klimaneutralität
2030 ist eine enorme He-
rausforderung.“ Vor einem
Jahr war der Grundstein
für die Kooperationmit der
Burgenland Energie und
dem Unternehmen CMBlu
Energy gelegt worden, nun
gab es grünes Licht für den
Schritt ins „neue Zeitalter
der Stromversorgung“. Die
erste betriebsbereite orga-
nische SolidFlow-Batterie
der Welt ist geliefert wor-
den. Sicher, nachhaltig,

kostengünstig – der Groß-
speicher ging am Donners-
tag im hybriden Solar- und
Windpark in Schattendorf
in den Testbetrieb. „Dieser
Tag könnte ein historischer
für ganz Europa werden“,
sagte Martin Selmayr, Lei-
ter der Vertretung der EU-
Kommission in Österreich.
Er sprach damit die verhei-
ßungsvolle Batterie-Techno-
logie an, die ohne den kriti-
schen Rohstoffen wie Li-
thium oder Kobalt aus-
kommt. Eine große Chance
für den europäischen Ener-
giemarkt, um unabhängig
von weitverzweigten Liefer-
ketten und Staaten zu wer-
den. So wie das Burgenland
seit 1997 bei der Windener-

gie eine Vorreiterrolle ein-
genommen hat, soll nun
der nächsteMeilenstein ge-
setzt werden. „Im Labor
hat unser organischer
Wind-PV-Speicher ausge-
zeichnete Ergebnisse er-
zielt“, schickte CMBlu-
Energy-Gründer Peter Ge-
igle voraus. Der Testbe-
trieb wird zeigen, wie sich
die Technologie in der
freien „Stromwildbahn“
nutzen lässt. „Unser Fokus
liegt in den kommenden
Wochen darauf, die Leis-
tung zu evaluieren und
dann weitere Speicher mit
einer Gesamtkapazität von
300 Megawattstunden ins
Burgenland zu liefern“, so
Geigle. Die an den Solar- Reinhard Czerny, Selmayr, Sharma, Geigle und Doskozil beim Energiespeicher der Zukunft

park angeschlossene Orga-
nic-SolidFlow-Batterie be-
findet sich vorerst als „Lab“
in einem klimatisierten orts-
unabhängigen Container.
Die in Deutschland gefertig-
ten Großspeicher sind mo-
dular aufgebaut, sie können
einfach in Hochregalsyste-
men kombiniert werden. So
entstehen „Lagerhäuser für
Strom“, erweiterbar in Giga-
wattstunden-Dimensionen.
Stephan Sharma, Vor-
standsvorsitzender der Bur-
genland Energie: „Wind und
Sonne sind das Gold des
Burgenlandes. Dieses Gold
ist nicht zu jeder Stunde ver-
fügbar. Daher brauchen wir
einen Speicher, um 8760
goldene Stunden im Jahr zu
haben.“ Für Doskozil eine
Grundvoraussetzung, um
ein weiteres wichtiges Ziel
zu erreichen: „Strom muss
für die Bevölkerung leistbar
sein.“ Karl Grammer
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Ansprechperson für Medienanfragen  
in Österreich ist Sabine Berger 

Sabine.Berger@ec.europa.eu

POLITIKDonnerstag, 29. Juni 2023 3

in Gipfeltreffen der Wiener
Spitzendiplomatie zum Ab-
schied: US-Botschafterin

Victoria Reggie Kennedy, Großbri-
tanniens Botschafterin Lindsay
Skoll sowie der frühere General-
sekretär der EU-Kommission und
heutige Leiter der Vertretung der
EU-Kommission in Österreich,
Martin Selmayr, haben die „Wie-
ner Zeitung“ zu einem gemeinsa-
men Interview geladen. Um dem
altehrwürdigen Blatt die Reverenz
zu erweisen und um über die
jüngsten Turbulenzen in Moskau,
den Krieg in der Ukraine, Öster-
reichs Neutralität und das Ende
der „Wiener Zeitung“ in ihrer bis-
herigen Form zu sprechen.

■ ■ ■

„Wiener Zeitung“: Welche Schlüs-
se ziehen Sie aus den jüngsten Ge-
schehnissen in Moskau? Betrach-
ten Sie nun nach diesem Söldner-
aufstand – oder war es ein Putsch-
versuch? – Russland als „failed
state“?

Victoria Reggie Kennedy: Die-
se Geschichte von Jewgeni Prigo-
schin und Wladimir Putin ist
noch nicht zu Ende geschrieben.
Eines ist aber klar: Unser Fokus
liegt ganz klar auf der Ukraine.
Wir stellen uns die Frage, was das
nun alles für die Ukraine bedeu-
tet.

Martin Selmayr: Ich glaube
nicht, dass Russland ein „failed
state“ ist. Das wäre übrigens auch
in niemandes Interesse – ein in-
stabiles Russland, in dem Chaos
herrscht, ist ein noch gefährliche-
res Russland. Aber: Die Risse im
Machtgefüge in Moskau sind
deutlich zutage getreten. Wir wer-
den also unsere Unterstützung
für die Ukraine verdoppeln oder
verdreifachen. Was an diesem Wo-
chenende passiert ist: Russland
dämmert langsam, dass dieser
Krieg nicht nur ein Verbrechen
an der Ukraine, sondern auch ein
Desaster für Russland ist.

Lindsay Skoll: Gerade eben ist
in London die „Ukraine Recovery
Conference“ über die Bühne ge-
gangen, wo weitere 60 Milliarden
Dollar an Hilfen für die Ukraine
beschlossen wurden. Wir werden
uns von unserem Kurs nicht ab-
bringen lassen – es ist ganz klar,
dass die Ukraine nach diesem
Krieg ein friedliches, wohlhaben-
des Land sein soll, mit einer le-
bendigen Demokratie und einer
stabilen Gesellschaft. Was die Er-
eignisse vom Wochenende be-
trifft: Was bei vielen Bürgerinnen
und Bürgern in Russland Ein-
druck gemacht hat, war, als sie
das erste Mal direkt aus dem
Mund des Söldnerkommandanten
Prigoschin gehört haben, dass der
die Ukraine betreffende Master-
plan des Kreml nicht so läuft, wie
es ihnen bisher aufgetischt wor-
den ist.

Der Umgang des Westens mit Putin
war nicht gerade klug. Welche Leh-
ren ziehen Sie daraus?

Kennedy: Im Moment müssen
wir vor allem nach vorne blicken.
Wir haben es bei Wladimir Putin
mit jemandem zu tun, der be-
schlossen hat, ein Nachbarland
anzugreifen. Wir haben es mit je-
mandem zu tun, der internationa-
le Verträge als gegenstandslos be-
trachtet, international anerkannte

E

Grenzen missachtet und die UN-
Charta mit Füßen tritt.

Selmayr: Worin wir alle einer
Meinung sind: Es ist nie eine gute
Idee, mit Putin zu tanzen. Und
zwar zu keinem Zeitpunkt, egal in
welcher Konstellation. Und was
unseren Umgang mit Putin be-
trifft: In der Rückschau sind wir
alle klüger. Eine Lehre, die man
jedenfalls ziehen kann, ist, dass
man einem Verhandlungspartner,
der ein demokratisches Land ver-

tritt, vertrauen kann. Freilich,
auch in Demokratien passieren
Fehler. Aber in Demokratien gibt
es eine Opposition, es gibt kriti-
sche Medien – die Fehler kom-
men ans Licht, und die Regierung
nimmt eine Kurskorrektur vor –
wenn nicht, dann gibt es bei den
nächsten Wahlen für die Wähle-
rinnen und Wähler die Gelegen-
heit, fehlerhafte Politik zu korri-
gieren. In einer Diktatur ist das
anders. Russland erlebt gerade,
was es bedeutet, wenn die Macht-
haber keiner Kontrolle unterwor-
fen sind. Man sieht daran, welche
schrecklichen Konsequenzen das
für ein Nachbarland – nämlich die
Ukraine – hat, aber man sieht
auch, welches Desaster Putin für
das russische Volk kreiert hat.

Skoll: Der Krieg in der Ukraine
ist eine existenzielle Frage. Und
zwar nicht nur für die Ukraine,
sondern auch für den Rest der
Welt. Putin kann diesen Krieg
morgen beenden, indem er seine
Truppen auf russisches Territori-
um zurückzieht. So einfach ist es.
Es geht aber nicht nur um die Uk-

raine, sondern es geht um das
Ringen zwischen Demokratie und
Autokratie.

Selmayr: In jeder Krise steckt
auch eine Chance. Und es ist be-
merkenswert, wie eng die westli-
chen Mächte seit dem Beginn des
Krieges zusammenarbeiten. Wir
mögen in manchen Fragen unter-
schiedlicher Meinung sein, aber
wenn es um die Rechtsstaatlich-
keit geht und wenn es um die Ver-
teidigung der Demokratie geht,
dann stehen wir so eng zusam-
men, wie lange nicht.

Kennedy: Freiheitsliebenden
Nationen stehen unisono zusam-
men, ihre Botschaft ist: Mit dieser
Invasion wird Putin nicht durch-
kommen. Das hat sich auch bei
der UN-Generalversammlung ge-
zeigt, als sich eine überwältigen-
de Mehrheit der Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen gegen
Russland gestellt hat. Es ist allen
bewusst geworden, dass ohne in-
ternationale Ordnung Chaos
droht. Ich glaube nicht, dass Putin
diese Einigkeit erwartet hat. We-
der die Einigkeit in Bezug auf die
Sanktionen noch, als es darum
ging, einen gemeinsamen Kurs in
der Abwehr von Putins Aggressi-
on zu finden, und auch nicht, als
es um die Unterstützung für die
Ukraine – sowohl in humanitärer
als auch in militärischer Hinsicht
– ging.

Kennedy: Ich möchte einen
wichtigen Punkt, das Problem
der russischen Desinformation,
ansprechen. Eine der wichtigsten
Zeitungen der USA, die „Wa-
shington Post“, druckt den Slo-
gan „Democracy Dies in Dar-
kness“ gleich neben dem Zei-
tungstitel ab – und diesen Slogan
finden Sie natürlich auch im In-
ternet. Mir ist ganz wichtig zu
betonen: Wir brauchen Qualitäts-
journalismus. Journalisten spie-
len eine zentrale Rolle im Kampf
gegen Desinformation.

Skoll: So ist es. Regierungen
oder Diplomaten können sich Tag
und Nacht über das Problem der
Desinformation aus russischen
Trollfabriken den Mund fusselig
reden, aber unabhängiger Journa-

lismus ist das wirksamste Antise-
rum dagegen.

Die Ironie ist, dass ich hier bei Ih-
nen sitze und wir über Desinforma-
tion und die Bedeutung von Quali-
tätsjournalismus reden, während
die meisten meiner Kolleginnen
und Kollegen – und auch ich selbst
– schon übermorgen keinen Job
mehr haben werden.

Selmayr: Genau das ist auch
der Grund, warum wir hier und
heute miteinander sprechen und
wir der „Wiener Zeitung“ dieses
Interview geben. Ich bedaure es
außerordentlich, dass es die „Wie-
ner Zeitung“, die wahrscheinlich
älteste noch existierende Tageszei-
tung der Welt, nicht mehr in ihrer
bisherigen Form geben wird. Wir
alle bedauern, dass das unser letz-

tes Interview mit der gedruckten
Ausgabe der ältesten Zeitung sein
wird. Aber ich will optimistisch
sein: Jedes demokratische Land
braucht Qualitätsjournalismus.

Ich danke Ihnen aufrichtig für die-
se Geste. Bleiben wir in Österreich:
Welche Erwartungen haben Sie an
die Bevölkerung und an die Regie-
rung, wenn es um den Krieg in der
Ukraine geht?

Kennedy: Ich glaube, es war
wirklich wichtig, dass die offiziel-
len Stimmen Österreichs klar for-
muliert haben, dass Neutralität
nicht gleichbedeutend ist mit
Gleichgültigkeit. Dass Neutralität
nicht Äquidistanz bedeutet. Dass
es im Falle des Kriegs in der Uk-
raine ein klares Gut versus Böse

gibt. Und dass die Neutralität Ös-
terreichs keine moralische oder
politische Neutralität, sondern ei-
ne militärische Neutralität ist.

Selmayr: Österreich hat seine
militärische Neutralität erklärt,
ist aber moralisch nicht neutral.
Österreich ist ein wichtiger Ak-
teur auf dem Feld der humanitä-
ren Hilfe für die Ukraine. Es dau-
erte eine Weile, bis Österreich zur
humanitären Entminung dabei
war – doch nun ist das so, und
das ist bedeutsam, weil Österreich
auf diesem Feld wertvolle Experti-
se besitzt. Ein weiterer wichtiger
Punkt: Wie wird sich Österreich
aus der Abhängigkeit vom russi-
schen Gas befreien? Denn eines
ist klar: Wann immer Österreich
Gas aus Russland bezieht, wan-
dert österreichisches Geld auf
russische Konten, und mit diesem
Geld finanziert Russland seinen
mörderischen Krieg gegen die Uk-
raine. Gerade ein friedliebendes
Land wie das neutrale Österreich
muss alles unternehmen, um sol-
che Geldflüsse zu stoppen. Die EU
steht Österreich beim gemeinsa-
men Bezug von Gas zur Seite.
Und sie steht Österreich beim
Ausbau der erneuerbaren Ener-
giequellen zur Seite – einem Sek-
tor, in dem Österreich beträchtli-
che Stärken hat.

Skoll: Österreich hat sich jahr-
zehntelang der Brückenfunktion
zwischen Ost und West gerühmt,
dafür brauchte man gute Bezie-
hungen zu Moskau. Aber: Wir le-
ben im Jahr 2023. Nun gibt es
Krieg in Europa, und wir können
nicht mehr zurück zum Status
quo ante. Das erfordert ein
schmerzhaftes intellektuelles,
emotionales und auch ökonomi-
sches Umdenken. Und da erlaube
ich mir noch einmal, einen Appell
für Qualitätsjournalismus in die
Runde zu werfen. Darüber muss
debattiert werden. Und dafür
müssen die Bürgerinnen und Bür-
ger Zugang zu guten Information
haben, was vor sich geht und wie
die Welt sich ändert. Ohne erst-
klassige Informationsquellen, oh-
ne Qualitätsjournalismus ist das
nicht möglich. ■

„Es ist keine gute Idee, mit Putin zu tanzen“
Gipfeltreffen der Spitzendiplomatie in Wien: Die Vertreter von EU, Großbritannien und USA demonstrieren Einigkeit.

Von Thomas Seifert

Interview in der US-Botschaft in Wien-Alsergrund: Kennedy (l.), Selmayr (M.) und Skoll (r.). Foto: Roland Schlager

„Es geht nicht nur um
die Ukraine, sondern

es geht um das
Ringen zwischen
Demokratie und

Autokratie.“
Lindsay Skoll

„Ich bedaure
es außerordentlich,
dass es die ‚Wiener
Zeitung‘ nicht mehr
in ihrer bisherigen
Form geben wird.“

Martin Selmayr
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„Sanktionenschaden
Russland viel mehr“
INTERVIEW.Warum EU-Budgetkommissar Johannes Hahn
mehr Geld von den Ländern haben will, was er für einen

„absoluten Schwachsinn“ hält undwelche Pläne er für die Zeit
nach dem Ende seines Mandats in der Kommission hat.

Von Andreas Lieb aus Brüssel

Haben Sie ein Umschichten ver-
sucht?
Ja, etwa beim Wissenschafts-
programm Horizon. Da ist so-
fort dieAblehnung ausdenLän-
dern gekommen. 99Prozent des
Budgets sind vorab verplant.
Das nimmt uns die Flexibilität.

Wie ist das mit nicht abgehol-
ten Geldern?
Das sagt sich so salopp. Wenn
ich ein siebenjähriges Budget
habe, wo etwa bei der Kohäsion
noch drei Jahre bis zur Projekt-
fertigstellung dazukommen,
kann man nicht nach drei Jah-
ren sagen, da istGeldnochnicht
abgeholt. Wir versuchen ohne-
dies in einem überschaubaren
Rahmen umzuschichten. Das
sind aber Beträge, mit denen
wir die großen aktuellen He-
rausforderungen wie Ukraine,
Migration, Sicherheit, eine stär-
kere Rolle der EU als globaler
Akteur, nicht bedienen können.
Noch etwas: Als wir budgetiert
hatten, waren die Zinsen unge-
fähr bei 0 Prozent, jetzt sind sie
bei etwa 3,5 Prozent.

Wie hoch wäre denn der Anteil
Österreichs bei den 66Milliarden?
Nicht ganz 250 Millionen Euro
pro Jahr.

Viele glauben, die Sanktionen
gegen Russland fallen Europa auf
den Kopf.
Es steht außer Frage, dass die
Sanktionen auch die europäi-
sche Wirtschaft treffen, aber

Ukraine, Migration, Wettbe-
werb in Krisenzeiten – die
EU-Länder stellen viele

neue Anforderungen ans Budget,
die ursprünglich nicht vorgese-
hen waren. Die Kommission ver-
langt deshalb eine Aufstockung
des mehrjährigen Finanzrah-
mens (MFR) um 66 Milliarden
Euro. Österreich hat das vorerst
einmal abgelehnt. Haben Sie das
inzwischen mit Bundeskanzler
Nehammer ausdiskutiert?

JOHANNES HAHN: Ich habe kürz-
lichmit demFinanzminister ge-
sprochen, aber es gibt keine
neuenSignale.UmdieKommis-
sionsposition in einen Kontext
zu bringen: Das EU-Budget
macht nur ein Prozent des Brut-
tonationalprodukts der Länder
aus, davon gehen zwei Drittel
über die Agrar- und Kohäsions-
politikwieder an die Länder zu-
rück. Mit sieben Prozent Ver-
waltungskosten bleiben nur
etwa 25 Prozent des ohnehin
kleinen Budgets über für Ent-
wicklung, Forschung, Migrati-
on, Erweiterung und neuer-
dings auch Verteidigung. Dort
brauchen wir Verstärkung, wir
haben bewusst die Agrar- und
Kohäsionspolitik ausgelassen.
In den Mitgliedsstaaten zeigt
sich eine kognitive Dissonanz:
Man anerkennt die Notwendig-
keiten, abermeint, das Geld las-
se sich schon irgendwo auftrei-
ben. Da gehört Österreich lei-
der zu den offensivsten.

len wir aus Brüssel oder welche
Regeln kommen von dort? Dass
das Ganze die beste Rückversi-
cherung für Wohlstand und Si-
cherheit ist, darüber wird auch
von der nationalen österrei-
chischen Politik zuwenig infor-
miert.

Ist Ungarn auf einem guten
Weg oder ist es eine zähe Partie?
Eine zähe Partie. Aber bleiben
wir beim Beispiel. Sollte Un-
garn, was nicht auszuschließen
ist, eines Tages Nettozahler
werden, dann greifen alleHebel
nicht mehr. Das ist aus meiner
Sicht die größte Lektion aus der
2004-Erweiterung und mein
Appell an die politischen Füh-
rungseliten indenMitgliedstaa-
ten: zu begreifen und zu kom-
munizieren, dass die EU nicht
irgendein Gegner und Außen-
stehender ist, sondern dass sie
ein gemeinsamer Schutzschirm
ist, den man auch pflegenmuss,
damit er funktioniert.

Russland schaden sie viel mehr,
das belegen alle Studien. Und
viele dieser Sanktionen haben
auch eine verzögerte Wirkung.
Manmuss sich immerwieder in
Erinnerung rufen: Hier geht es
um einen durch nichts zu recht-
fertigenden Angriffskrieg.
WenndieAggression uns heute
nicht betrifft, kann sie uns mor-
gen doch betreffen. Der Angriff
hat Europa unter Druck ge-
bracht, seine Energieversor-
gung zu diversifizieren. Wir
machen da riesige Fortschritte.

Österreich steht in der Kritik,
weilwirheutenochsehrviel Ener-
gie aus Russland beziehen.
DieseKritik ist berechtigt. Aber
man muss anerkennen, dass
Binnenländer hier in einer
schwierigen Situation sind.

Inwichtigen Fragen braucht die
EU aber immer noch Einstimmig-
keit. Nun scheint es bald so weit
zu sein, dass die eingefrorenen
EU-Gelder für Ungarn freigegeben
werden. Hat Orbán seine Aufga-
ben schon erfüllt?
Was mir Sorgen bereitet, ist,
dass wir auf nationaler Ebene
einen zunehmenden, ich nenne
es einmal Nationalpopulismus
sehen. Nach dem Motto: Wenn
wir uns abschotten, geht es uns
besser. Und das ist absoluter
Schwachsinn. Anders kannman
das nicht bezeichnen. In der
EU-Kommunikation der Mit-
gliedstaaten steht oft nur im
Vordergrund:Wie viel Geld ho-
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„Die Ukraine hat
ein gigantisches
Potenzial“: EU-
Budgetkommis-
sar Hahn. Unten:
beimInterviewin
der EU-Kommis-
sion in Brüssel

Der Wiederaufbau kann nur
eine internationale Gemein-
schaftsaktion sein. Die Ukraine
hat ein gigantisches Potenzial.
Wenn die territoriale Souverä-
nität wieder hergestellt ist, bin
ich sehr hoffnungsvoll. Aber sie
haben natürlich auch ihre eige-
nen Hausaufgaben zu machen.
Von den Ressourcen und von
der Ausgangslage ist die Ukrai-
ne ein Asset für die Union.

Nächstes Jahr um diese Zeit
werden Sie das Berlaymont, den
Sitz der Kommission, verlassen...
...in einem Jahr und einem Mo-
nat...

Und was kommt dann?
Ich mache sicher nichts Exeku-
tives, 40 Jahre haben jetzt ge-
reicht. Das Einzige, was ich mir
vorstellen kann, ist, dass ich all
jene Kommentatoren kommen-
tiere, die selber nie Verantwor-
tung hatten und trotzdem zu
wissen glauben, wie es geht.

Ein großes Thema ist noch die
EU-Erweiterung: Ukraine, Moldau,
vielleicht Georgienwürden starke
Auswirkungen auf die EU haben.
Und dann ist da noch derWestbal-
kan. Wenn man schaut, was im
Kosovo passiert, bekommt man
doch das Gefühl, dass die Region
immer noch sehr instabil ist.
In meiner Zeit als Erweite-
rungskommissar habe ich mich
da ziemlich einsamgefühlt,weil
ich auf EU-Ebene der Einzige
war, der das gepusht hat. Alle
waren froh, dass ich das in der
Balance gehalten habe. Jetzt
durch die Ukraine hat das eine
neue Dynamik gewonnen und
das ist gut so! Es ändert aber
nichts daran, dass dieselben
Rahmenbedingungen immer
noch da sind.Manmuss amBal-
kanwesentlichmehrGeld indie
Hand nehmen, um dort ein
Game Changer zu sein.

Be der Ukraine kommt auch der
Wiederaufbau dazu.

da die FPÖ, um die Dinge beim
Namen zu nennen, mit hoher
Wahrscheinlichkeit nicht dabei
seinwird, steht außer Frage. Ich
erwartemir, dass es endlich ein-
mal einen Grundkonsens unter
den konstruktiven politischen
Kräften – nicht nur in Öster-
reich – gibt: Wo sind die staats-
politischen Konstanten, wo De-
mokratie, Freiheit, Wohlstand
im Zentrum stehen? Die Ant-
wort ist klar: indem ich ein
mehrstufiges System habe, von
der kleinen Gemeinde bis auf
die europäische Ebene.

Der frühere Kommissionspräsi-
dent Jean-Claude Juncker hat die-
se Woche in einem „profil“-Inter-
view gesagt, die Parteien der Mit-
te sollen den Rechten nicht nach-
laufen, sie sollen sich ihnen inden
Weg stellen. Damit meint er gera-
de auch die Parteienfamilie, aus
der Sie kommen, die EVP. Teilen
Sie die Ansicht?
Juncker hat recht. Es gibt so et-
was wie eine staatspolitische
Verantwortung und staatspoli-
tische Prinzipien, die sollten
aus dem tagespolitischen Streit
herausgehalten werden. Dass

Johannes Hahn
(EVP) ist seit
1. Dezember 2019
EU-Kommissar
für Haushalt und
Verwaltung. Zu-
vor EU-Kommis-
sar für Europäi-
sche Nachbar-
schaftspolitik
und Erweite-
rungsverhand-
lungenunddavor
Kommissar für
Regionalpolitik.
Von 2007 bis 2010
war Hahn öster-
reichischer Wis-
senschaftsminis-
ter. OLIVER WOLF, KK
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EU-GIPFELTOUR

Europäische Gipfelstürmer
auf dem Grazer Hausberg

Letztes Jahr waren es Radtouren in ganz Österreich,
diesmal lud die Vertretung der EU-Kommission zu

einem „Gipfelgespräch“ auf den Schöckl. Heißes Thema:
Migrationspolitik. BeimWandern und bei zünftiger

Jause diskutierten unter anderem EU-Botschafter Martin
Selmayr, ÖGfE-Chef Paul Schmidt, Tina Obermoser
(Europe Direct) undMenschenrechtsexperte
Wolfgang Benedekmit Interessierten. PRONTOLUX

Beim Pflücken
der Narzissen
gibt es Regeln
einzuhalten.
Dadurch sollen
sowohl die zar-
ten Blüten als
auch die Wie-
sen geschont
werden
APA/BARBARA GINDL /
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BUCHEN SIE HIER

Passeggiare a

CAORLE
Führung durch die LAGUNE

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer eukomm-berger - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Kleine Zeitung

Salzburger Nachrichten

8 SALZBURG AKTUELL DONNERSTAG, 27. APRIL 2023

Um die EU-Klimapolitik ging es
Dienstag bei einer Wanderung

zu den Krimmler Wasserfällen.
Dazu eingeladen hat die Euro-
päischen Kommission und die

Österreichische Gesellschaft für
Europapolitik. EU-Botschafter
Martin Selmayr und ÖGfE-Ge-

neralsekretär Paul Schmidt dis-
kutierten mit dem Krimmler Bür-

germeister Erich Czerny, Ex-LH
Franz Schausberger und der

Science-for-Future-Beauftragten
Lara Leik, wie der europäische
Grüne Deal gemeistert werden

könne. BILD: SN/EU-KOMMISSION/APA-FOTOSERVICE

Wanderung auf den
Spuren des Klimas

14- und 17-Jähriger machtenmit unversperrten Autos riskante nächtliche
Spritztouren und beschädigten teils die Pkw. Ein Strafausspruch blieb aus.

SALZBURG. Die Worte von Ju-
gendrichterin Christina Bayr-
hammer Mittwoch am Landesge-
richt im Prozess gegen den erst
14-jährigen Stadt-Salzburger und
den 17-jährigen Flachgauer wa-
ren unmissverständlich: „Das mit
dem verbotenen Autofahren
muss aufhören! Was ist, wenn ihr
jemanden totfahrt? Oder selbst
bei einem Unfall getötet werdet
oder dann im Rollstuhl sitzt? Zu-
dem seid ihr irgendwann für den
Führerschein ewig gesperrt!“

Gleich vier Mal hatten beide
oder zumindest einer der bisher
unbescholtenen Burschen im
Jänner im Flachgau und angren-
zenden Oberösterreich fremde
Autos gestartet. Teilweise waren
bei den anschließenden illegalen
nächtlichen Spritztouren auch
noch zwei andere, gesondert ver-
folgte Jugendliche dabei. Aus ei-
nem Auto wurden zudem etliche
Wertsachen gestohlen. Laut Er-
mittlungen suchten die Burschen
gezielt auf Parkplätzen oder in

Burschenentwendeten
Autos inSerie: Prozess

Wohnstraßen nach unversperr-
ten Pkw. Zumindest in drei Fällen
fanden sie die Zündschlüssel im
Auto, in einem Fall soll der
Schlüssel gesteckt sein. Bei ihren
hoch riskanten Fahrten, ohne
Führerschein und Fahrkenntnis-
se, wurden die entwendeten Au-
tos teils erheblich beschädigt. Bei

einer illegalen Spritztour etwa
hatte der 14-Jährige mit einem
entwendeten Audi den Opel ge-
rammt, den der 17-Jährige unbe-
fugt gestartet hatte.

Kurz nach Prozessbeginn ge-
schah sehr Ungewöhnliches: Der
14-Jährige (Verteidigerin: RA Da-
niela Kriechbaum) verließ ein-
fach den Verhandlungssaal. Erst
nach einiger Zeit konnten ihn
Richterin, Bewährungshelferin,
Verteidigerin und Angehörige da-
zu bringen, wieder in den Saal zu

kommen. Er habe ihr gegenüber
gesagt, „dass es ihm schlecht
geht, dass er in der Nacht kaum
geschlafen hat und dass er heim
will“, hielt Bayrhammer im Pro-
tokoll fest. In der Folge beruhigte
sich der 14-Jährige aber. Er ging
zuletzt kaum noch in die Schule
und lebt eigenen Angaben nach
„derzeit bei der Mutter“. Der 17-
jährige, ein Lehrling (Verteidiger:
RA Michael Hofer), wirkte vor
Gericht gefestigter: „Das Ganze
war dumm. Mir ist klar, was da
passieren hätte können.“

Die Richterin sprach das Duo
wegen „unbefugten Gebrauchs
von Fahrzeugen“ und den 17-Jäh-
rigen auch wegen Diebstahls
schuldig. Sie beließ es aber bei ei-
nem Schuldspruch unter Vorbe-
halt einer Strafe (nicht rechts-
kräftig). Dem 14-Jährigen erteilte
sie Weisungen: So muss er sich
einer Psychotherapie unterzie-
hen, den Schulbesuch regelmä-
ßig nachweisen und Wohnsitz in
einer betreuten WG nehmen. wid

Cyberbetrug:
Mitangeklagter
schonverurteilt

SALZBURG. Im Megaprozess
um Online-Anlagebetrug ge-
gen vier Angeklagte, die als
teils gewichtige Mitglieder
eines internationalen Täter-
netzes allein in Österreich
4500 Anleger um insgesamt
zehn Mill. Euro geprellt haben
sollen, erging Dienstagabend
das erste Urteil. Der als Viert-
angeklagter geführte Bulgare
(52), der sich in dem im Febru-
ar eröffneten Schöffenprozess
schuldig bekannte, erhielt drei
Jahre teilbedingte Haft, davon
ein Jahr unbedingt (nicht
rechtskräftig).

Gegen die weiteren, nicht
geständigen Angeklagten –
zwei Israeli (43, 46), und eine
Bulgarin (39) – wird am Don-
nerstag weiterverhandelt.
Kern der Vorwürfe: Anleger
seien auf Handelsplattformen
gelockt worden, die in Wahr-
heit nur Fassade waren. Ihre
vorgeblich in Finanzprodukte
investierten Gelder seien tat-
sächlich in den Taschen der
Täter gelandet. wid

Bulgare war geständig;
Hauptangeklagte
bestreiten Vorwürfe.

Junge Täter suchten
nach unversperrten Pkw
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schiedener Größen. Jede Woh-
nung zeichnet sich durch einen
Balkon, eine Küche und min-
destens einen Autostellplatz
aus. „Vorige Woche wurde die
Planung beendet und in drei
Monaten sind die Wohnungen
bezugsbereit“, so Hohenschlä-

ger. Fünf Vorreservierungen
gebe es schon jetzt. Das Herz-
stück des Hotels sei das Erdge-
schoss, in welchem eine 113
Quadratmeter große Luxus-
wohnung mit Garten entstehen
soll. Insgesamt umfasst der Bau
700 Quadratmeter Fläche.

PROJEKT 

Umbau: Aus
Hotel werden
Wohnungen
Unternehmer Armin Hohenschläger
haucht „Nostalgietreff“ neues Leben ein.
VON TERESA ULRICH

PAYERBACH Dass sich die Ge-
meinde Payerbach mit ihrer be-
sonderen Lage am Fuße der
Raxalpe auszeichnet, ist allge-
mein wohl bekannt. So sah Ar-
min Hohenschläger von der
Firma „Wirtschaftsservice Im-
mobilien“ aus Neunkirchen das

Potenzial der Gegend und ent-
schloss sich vor sieben Jahren,
das Hotel „Nostalgietreff“ zu
kaufen.

Gut situiert in der Nähe des
Bahnhofs, jedoch trotzdem in
Ruhelage, entstehen hier zwölf
Eigentumswohnungen ver-

Auf 700 Quadratmetern entstehen in dem ehemaligen
„Nostalgietreff“ insgesamt zwölf Wohnungen.
Foto: Tanja Barta

~

~
Auftakt zur EU-Gipfeltour
REICHENAU/RAX Vertreter der Europäischen Kommission und der Ös-
terreichischen Gesellschaft für Europapolitik (ÖGfE) sind auf Öster-
reichs Gipfeln unterwegs, um mit Gemeinderäten, Bürgern, Studierenden
und auch Journalisten über die verschiedensten EU-Themen zu spre-
chen. Auftakt war dabei auf der Rax. Am Foto: Die beiden EU-Gemeinde-
räte Michael Stellwag (Natschbach) und Friederike Przibil (Reichenau)
mit Martin Selmayr (Kommission) und Paul Schmid (ÖGfE).
Foto: APA/Michael Ferlin-Fiedler

„JUNGER KULTURFRÜHLING“

Premiere am
Zauberberg
Neue Initiative soll junge Künstler aus
der Region vor den Vorhang holen.
VON TERESA ULRICH

SEMMERING Jeden Sommer tref-
fen sich Stars der österreichi-
schen Kulturszene beim „Kul-
tur.Sommer.Semmering“. In
Kooperation mit diesem wurde
heuer der „Junge Kulturfrühling
Semmering“ ins Leben gerufen.
Heidelinde Prüger, Kunst-und-
Kulturlehrende an den Touris-
musschulen, gestaltete ein ab-
wechslungsreiches Programm,

welches Ende März die Bühnen
des Kulturpavillons am Sem-
mering erobern wird. Dank der
Zusammenarbeit mit Kultur-
schaffenden aus der Region, Ju-
gendlichen der Tourismus-
schulen sowie dem Bundes-
oberstufenrealgymnasium Ter-
nitz, Lehrenden und Semme-
ring-Begeisterten, werden sie-
ben Darbietungen gezeigt.

Klassiker wie Humper-
dincks „Hänsel und Gretel“
werden aufgearbeitet und vor
den Spiegel der Gegenwart ge-
stellt. Begleitet durch Sopranis-
tin Ekaterina Doss schafft das
Stück ein hautnahes Operner-
lebnis. „Ein großes Dankeschön
geht an die Unterstützer des
Projekts“, so Prüger, auch Grü-
nen-Mandatarin in Payerbach.

Programm

l 22. 3., 14-15 Uhr
Colin Hadler: EXILIUM.
Kulturpavillon Semmering.
l 31. 3., 10-11.30 Uhr
Aufs Korn genommen: Ein
Huhn packt aus.
Kulturpavillon.
l 13. 4., 10.30-14 Uhr
Orient Express: Next Stop
Semmering. Im Südbahn-
hotel.
l 11. 5., 17-20 Uhr
Vor einem großen Walde...
Hänsel und Gretel am Zau-
berberg. Kulturpavillon.
l 2. 6., 13.30-14.30 Uhr
Das mystische Mürztal.
Kulturpavillon.
l 13. 6., 14-16 Uhr
BRENNpunktBuch,
FAHRENHEIT 451.
Kulturpavillon.
Eintritt ist überall frei.

Experten für Baukultur und
Handwerk auch Interessierte
aus den Bereichen Volkskultur,
Regionalentwicklung und For-
schung. Im Rahmen der Veran-
staltung wurden die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer auf-
gefordert, gemeinsam mit Ex-
perten aktiv am Ideenfindungs-
prozess teilzunehmen, um da-
bei neue Strategien und Szena-
rien zu erarbeiten.

Das Ziel des Projekts be-
steht darin, die Aktivierung von
Dorf- und Stadtzentren zu för-
dern sowie klimafit zu machen.
Des Weiteren beschäftigt man
sich mit der Schaffung von Ar-
beits- und Ausbildungsplätzen,
um im Zuge dessen ein Netz-
werk zu entwickeln. Der zweite
Teil des Workshops wird am 27.
April im Schloss Wartholz in
Reichenau stattfinden.

AUFBRUCH

Chancen für
ganze Region
Pilotprojekt „Handwerk und
Baukultur“ gut angenommen.
VON TERESA ULRICH

SEMMERING Mit Begriffen wie
„Abwanderung“ und „Leer-
stand“ müssen sich die Regio-
nen Weltkulturerbe Semme-
ring-Rax (NÖ) und Welterbe
Semmering-Schneealpe (Stmk.)
schon längere Zeit auseinan-
dersetzen. Und das, obwohl es
viele wertvolle Ressourcen wie
die Baukultur oder die Semme-
ringbahn gibt. Um neue Chan-
cen nutzen und kommende He-

rausforderungen meistern zu
können, rief Johanna Digruber
das Pilotprojekt „Handwerk
und Baukultur“ ins Leben.

Die Auftaktveranstaltung
zu dem Vorhaben fand im Sem-
meringer Südbahnhotel statt.
Gloggnitz‘ Bürgermeisterin und
Obfrau des Vereins Weltkultur-
erbe-Region Semmering-Rax,
Irene Gölles (Liste „Wir für
Gloggnitz“), begrüßte neben

Lukas Fürst, Elsa Brunner, Belinda Rukschcio, Johanna Digruber,
Alexandra Farnleitner-Ötsch, Gloggnitz’ Bürgermeisterin Irene Gölles
(Liste „Wir für Gloggnitz“) und Maria Hell.
Foto: Teresa Ulrich

~
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Branche unter Druck Foto: Weihbold

Wie die heimische
Bauwirtschaft
grüner werden will

LINZ. Rund 40 Pro-
zent des EU-weiten
Energieverbrauchs
werden dem Bau
zugeordnet. Und
etwa 36 Prozent al-
ler CO2-Emissionen
werden direkt oder
indirekt bei Bau-
tätigkeiten verur-
sacht. Die Ziele der
EUundÖsterreichs,
bis 2050 bzw. 2040
Neutralität bei den
Treibhausgasen zu
erreichen, erhöhten

den Druck auf die Branche, sagte
gestern Wirtschaftskammerpräsi-
dentin Doris Hummer bei einem
Pressegespräch mit Norbert Hartl
(oberes Bild), Landesinnungsmeis-
ter für das Baugewerbe, und Man-
fred Asamer, Vorsitzender der
Stein- und keramischen Industrie.

Die Interessenvertretung hat in
einerStudiemitderFachhochschu-
le Oberösterreich analysiert, wel-
che Einsparpotenziale es gibt. Es
gehe um die Herkunft der Materia-
lien, Recycling, kürzere Transport-
wege und ein Umdenken bei der
Planung. „In der jüngeren Vergan-
genheit hat ein Bauwerk 30 Jahre
gehalten. Künftig soll ein Bauwerk
wieder so errichtetwerden, dass es
100oder200Jahre langhält“, sagte
Asamer. Prinzipiell seien heimi-
scheBetriebe schonVorreiter beim
Recycling. „Leider stehen Gesetz-
geber und Verwaltung oft auf der
Bremse und nicht auf dem Gas.“

„Oft hat das Design Vorrang“
Hartl sagte, man müsse bei Gebäu-
den den Lebenszyklus betrachten.
Bisher sei es so, dass sich nach
Schlüsselübergabe kaum wer Ge-
danken mache, wie lange ein Haus
Bestand habe. Verbundbaustoffe
wieBetonodermancheDämmstof-
fe seien zwar leicht einzubauen,
aber schwierig oder nur unter gro-
ßem Energieaufwand zu recyceln.
Hartl nahm auch Bauherren und
Architekten in die Pflicht: „Man hat
das Gefühl, dass oft Design Vor-
rang vor Funktion hat.“ (rom)

Foto: Bauinnung OÖ

Foto: WKOÖ

Macht, kleine Schritte zu setzen,
diedasKlimaschützenundhelfen,
unserer Energieabhängigkeit von
Russland ein für alle Mal ein Ende
zu setzen. Und in Summe können
wir es in Europamit kleinen Schrit-
ten sehrweit bringen.Aucheineer-
folgreiche Besteigung des Mont
Blanc ist am Ende nichts anderes
als das Ergebnis vieler kleiner
Schritte. Also, machen wir uns ge-
meinsam auf den Weg in Richtung
Klimaneutralität – und sparen wir
dabei Emissionen und Geld!

Martin Selmayr (52) ist deutscher
Jurist und Leiter der Vertretung
der EU-Kommission in Österreich.

Und es gibt unzählige weitere
Maßnahmen, mit denen wir den
Energieverbrauch in unseren eige-
nen vier Wänden und in unseren
Volkswirtschaften senken können
– Stichwort: Energieeffizienz. Auch
reparieren statt deponieren hilft.
Dank des Reparaturbonus, der
ebenfalls aus dem EU-Aufbauplan
finanziert wird, erhalten Elektro-
geräte in Österreich eine zweite
Chance.

Viele Menschen verspüren ob
der Berichte über den russischen
Angriffskrieg und die dramati-
schen Folgen des Klimawandels
eine Form von Ohnmacht. Aber
Faktum ist: Wir alle haben Macht.

Haushalt bringt, davon habe ich
mir vergangenen Freitag gemein-
sammitEU-AbgeordnetemHannes
Heide bei Familie Ehrnstorfer in
Bad Ischl ein Bild gemacht.

Derzeit sind in Österreich noch
rundeineMillionGas- und600.000
Ölheizungen im Einsatz – es gibt
also noch viel zu tauschen, auch in
Oberösterreich. Neben dem Um-
stieg auf Erneuerbare ist Energie-
sparen das Gebot der Stunde. Und
hier bietet sich ein Griff zum Ther-
mostat an. Wenn wir EU-weit die
Temperatur um ein Grad runter-
drehen, bringt das Einsparungen
im Ausmaß des jährlichen Gas-
bedarfs von Österreich.

le beschlossen werden, sondern
auch inprivatenHeizräumen. Jetzt
ist der ideale Zeitpunkt, Öl- und
Gasheizungen auszumustern und
für umweltfreundliche Alternati-
venwieWärmepumpen, Biomasse-
kessel oder Fernwärme Platz zu
schaffen – die obendrein die Ener-
gierechnung reduzieren.

Und: FürdenUmstieggibt’s jetzt
Geld von der EU. Im Rahmen des
Aufbauplans NextGenerationEU
stellt die EU 159Millionen Euro für
Heizkesseltäusche zur Verfügung.
In mehr als 6300 Fällen hat die EU
in Österreich bereits den Genera-
tionenwechsel imHeizraumunter-
stützt. Was das für den einzelnen

W as klimapolitisch schon
seit Jahren angezeigt ist,
hat ob des brutalen russi-

schen Angriffskriegs gegen die
Ukraine eine neueDringlichkeit er-
fahren: der Ausstieg aus den fossi-
len Brennstoffen wie Öl und Gas,
sprich die Beschleunigung der
Energiewende. Die Zeiten der billi-
gen Energieimporte aus Russland
sinddefinitiv vorbei. Dasmussuns
klar sein.

DieWeichen für die Energiewen-
de werden nicht nur in Chefetagen
von Energiekonzernen gestellt
oder in Konferenzräumen in Brüs-
sel oder Wien, in denen regulatori-
sche Vorgaben und ehrgeizige Zie-

Gemeinsam schaffen wir die EnergiewendeDIE SICHT DER ANDEREN
VON MARTIN SELMAYR

Europas Antwort auf „America first“
Der grüne Wettlauf in die Zukunft hat begonnen. Die Europäische Union will ihn mit
einem beispiellosen Ausbau der Staatshilfen gewinnen. Doch es gibt Hürden
VON SYLVIAWÖRGETTER, BRÜSSEL

„In den nächsten Jahrzehnten
werden wir den größten indus-
triellen Wandel unserer Zeit erle-
ben, vielleicht sogar aller Zeiten.“
Davon ist Ursula von der Leyen
überzeugt. So hat es die Kommis-
sionspräsidentin erst unlängst
wieder beim Weltwirtschaftsfo-
rum in Davos prophezeit.

Die großen Umbrüche werden
bedingt durch den Kampf gegen
den Klimawandel und das Ende
der Abhängigkeit von fossilen
Energien, beschleunigt durch den
Krieg inderUkraine. Schonbei der
Vorstellung des Green Deal im
Jahr 2020 warb die Kommissions-
präsidentin mit dem Argument,
dass der grüne Umbau der Wirt-
schaft die größte Job- und Ge-
schäftschance des Jahrhunderts
sei. Damals noch vielerorts belä-
chelt, ist mittlerweile ein globaler
grüner Wettlauf in Gang gekom-
men, auf den die Europäische Uni-
on dringend reagieren muss.

In der Theorie hat Brüssel die
Nase vorn: Bis 2050 muss Europa
klimaneutral wirtschaften. Dazu
haben sich alle 27 Staaten ver-
pflichtet. In großer Eile und gegen
viele Widerstände wurden die ge-
setzlichen Rahmenbedingungen
verabschiedet, alles unter den Re-
geln des subventionsfreien Bin-
nenmarkts.

Der Genuss des Dollarregens
Doch seit JahresbeginnpumptUS-
Präsident JoeBiden insgesamt369
MilliardenDollar (341,3Milliarden
Euro) in Form von Subventionen
und Steuererleichterungen in grü-
ne Schlüsseltechnologien. Das im
Grunde überfällige Aufholen der
US-Klimapolitik hat aus europäi-
scher Sicht eine unschöne Neben-
wirkung. Bidens Inflation Reducti-
on Act folgt einem Motto aus Do-
nald Trumps Zeiten: „America
first“. Nur wer in den USA Batte-
rien, Windräder, Solarmodule
oder Halbleiter produziert,
kommt in den Genuss des Dollar-
regens. In Europa geht daher die
Angst um, Betriebe könnten ihre
Produktion in die USA verlegen.

Die EU-Kommission will mit ei-
nem groß angelegten Industrie-
plan im Wettlauf um grüne Tech-
nologieführerschaft kontern. Er
stellt den Staat ins Zentrum – an-
gelehnt an die USA und China. Die
immer rasantere Wiederkehr der

Beihilfenmarkiert einenAbschied
von allem, was Brüssel bisher hei-
lig war.

Ursula vonder Leyen soll heute,
Mittwoch, Steuererleichterungen
undweitere Lockerungender Sub-
ventionsregeln bekannt geben.
Staatliche Förderungen sollen ra-
scherundgroßzügiger fließen.Da-
her auch Steuernachlässe – sie
werden erst gewährt und dann
überprüft. Subventionen dagegen
müssenbeiderKommissionbean-
tragt und von ihr genehmigt wer-
den. Das kann dauern, auch wenn
Regeln für Zukunftsbranchen und
Technologien von Windrädern bis
Batterien, von Wärmepumpen bis
Wasserstoff, von Halbleitern bis
Mikroelektronikeinfacherwerden.

Als Flankenschutz soll ein In-
dustriegesetz vorgeben, wie viel
Produktionskapazität bis 2030

in den ärmeren EU-Staaten ange-
schoben wird. Darüber herrscht
Einigkeit unter den 27 Mitglieds-
staaten. Gegensätzliche Positio-
nen gibt es zur Dotierung dieses
Fonds.

Eine Gruppe von Ländern unter
Führung von Frankreich, Italien
undSpanienwollendenTopfnach
Vorbild des Corona-Wiederauf-
baufonds füllen: durch eine Schul-
denaufnahme, für die alle gemein-
sam haften. Industriekommissar
Thierry Breton, ein Franzose, und
Wirtschaftskommissar PaoloGen-
tiloni, ein Italiener, sind mit im
Boot. Skeptisch sind die fiskali-
schen Falken unter Führung
Deutschlands, der Niederlande
und Dänemarks. Österreich zählt
auch dazu. Sie wollen lieber Mittel
umschichten,vorallemnochnicht
abgerufeneKredite ausdemCoro-
nafonds inHöhevonrund200Mil-
liarden Euro.

Schritt-um-Schritt-Methode
DieKommissionwillnachbewähr-
ter Schritt-um-Schritt-Methode
erst später darüberdiskutieren. In
von der Leyens Strategieplan ist
nach einem Bericht des „Handels-
blatts“ nur von einer „angemesse-
nen Finanzierung auf EU-Ebene“
die Rede. Eines aber ist gewiss: Eu-
ropasStart indenglobalengrünen
WettlaufwirdHauptthemadesEU-
Gipfels in der kommendenWoche
in Brüssel.

benötigt wird. Einfacher ablaufen
sollenauchGenehmigungsverfah-
ren zum Bau von Fabriken. Auf
rund170MilliardenEuroschätzen
die Experten in Brüssel den Inves-
titionsbedarf der grünen Branche.

Wer steuert wie viel Geld bei?
Was aber mit den unerwünschten
Nebenwirkungen der Staatsbeihil-
fen? Länder mit großer Wirt-
schaftskraft wie Deutschland,
Frankreich oder auch Österreich
können ihre Industrienmassivun-
terstützen und sich einen Vorteil
gegenüberderwenigergutbestall-
ten Konkurrenz wie Italien oder
Spanien verschaffen. Das wäre
eine Verzerrung des freien Wett-
bewerbs und eine Missachtung ei-
ner Grundregel der liberalen
Marktwirtschaft. „Wir werden den
Binnenmarkt nicht einem Rennen
um grüne Subventionen opfern“,
betonte Kommissarin Margrethe
Vestager vor wenigen Tagen.

Europa hat seine strengen Sub-
ventionsrichtlinien bereits wäh-
rend der Pandemie und der Ener-
giekrise gelockert, und Vestager
verweist immerwieder aufdie Fol-
gen: 672Milliarden Euro an Beihil-
fenwurdengenehmigt, davonent-
fielen53ProzentaufDeutschland,
knapp 25 Prozent auf Frankreich
undnursiebenProzentauf Italien.

Abhilfe soll ein „Souveränitäts-
fonds“bringen,mitdessenMitteln
der grüneWirtschaftsumbauauch

„Wir werden den
Binnenmarkt nicht einem

Rennen um grüne
Subventionen opfern.“

❚ Margrethe Vestager,
EU-Wettbewerbskommissarin

Die EU will die Wirtschaft schneller umbauen, im Blick sind auch Batteriehersteller wie VW. (Apa/Afp/Macdougall, Apa/Afp/Tribouillard)
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Ursula von der Leyen
erinnert sich am Rande
der Salzburger
Festspiele an einen Tanz
mit dem Jedermann
und sucht Antworten
auf eine aus den Fugen
geratene Zeit.

SYLVIAWÖRGETTER

Im SN-Interview nimmt die Präsi-
dentin der EU-Kommission Stel-
lung zur Kritik am Green Deal, dem
Migrations-Abkommen mit Tune-
sien und den erneuerten Annähe-
rungsversuchen der Türkei gegen-
über Europa.

SN: Sie kommen seit vielen
Jahren zu den Salzburger
Festspielen. Gibt es eine Er-
innerung, die Sie ganz besonders
mit Salzburg verbinden?
Ursula von der Leyen: Meine Eltern
besuchten schon regelmäßig die
Salzburger Festspiele, wir waren oft
als Familie hier. Besonders in Erin-
nerung geblieben ist mir aus dieser
Zeit eine grandiose „Jedermann“-
Aufführung mit Helmuth Lohner
und Klaus Maria Brandauer. Es
muss Mitte der 1980er-Jahre gewe-
sen sein. Ich weiß nicht mehr, wie es
sich ergeben hat, wir waren jeden-
falls danach bei der Premierenfeier.
Und ich erinnere mich, dass Klaus
Maria Brandauer meine Mutter zum
Tanzen aufforderte und mit ihr
durch die ganze Gastwirtschaft wir-
belte. Das ist nur eine von vielen
schönen Festspielerinnerungen.

SN: Die Salzburger Festspiele
stehen heuer unter demMotto
„Die Zeit ist aus den Fugen“.
Teilen Sie die düstereWeltsicht?
Die Zeit ist aus den Fugen – das
trifft es im Moment sicherlich. Es
kommt auf uns an, dass wir das
Richtige aus diesem Veränderungs-
druck machen. Der russische Krieg
in Europa stellt unsere internatio-
nale Friedensordnung infrage. Es
kommt auf uns an, sie zu verteidi-
gen. Der Klimawandel bedroht Mil-
lionen Existenzen. Und wieder
kommt es auf uns an, dass wir die
Natur schützen und unseren Kin-
dern eine intakte Welt übergeben.
Die Zeit ist aus den Fugen, ja. Aber
das ist eine Aufforderung an uns al-
le, verantwortlich zu handeln. Jeder
und jede kann einen Beitrag leisten,
unsere Welt besser zu machen.

SN: Der Green Deal soll Europas
Wirtschaft bis 2050 klimaneutral
machen. In 7 Jahren soll der
CO2-Ausstoßmehr als halbiert
sein, in 12 Jahren kein Auto
mit Verbrennungsmotormehr
zugelassenwerden. Klingt
utopisch. Schaffenwir das?
Das sind die Ziele, auf die wir uns
als Europäische Union mit den Mit-
gliedsstaaten geeinigt und die wir in
ein bindendes Gesetz gegossen ha-
ben. Deswegen bin ich optimistisch,
dass wir das schaffen. Die Wirt-
schaft hat ja längst den Hebel umge-
legt. Wir sehen etwa im Bereich er-
neuerbarer Energien, dass wir die
Ausbauziele Jahr für Jahr übertref-
fen. Wir müssen dringend handeln,
weil der Klimawandel immer spür-
barer und massiver fortschreitet.

SN: In vielen EU-Staaten er-
starken rechte und rechts-
extreme Parteien. Sie führen
einen Kulturkampf gegen
den Klimaschutz. Kann das
denGreen Deal gefährden?

Viele Menschen machen sich Sor-
gen, weil wir so viele Krisen auf ein-
mal haben: Covid, Russlands bruta-
ler Überfall auf die Ukraine, die ra-
sante Digitalisierung mit all ihren
neuen Chancen und Risiken und
dann noch die Pflicht gegenüber
kommenden Generationen, die
Erderwärmung zu bremsen. Ande-
rerseits sehen wir alle jeden Tag in
den Nachrichten die katastropha-
len Folgen der Klimaveränderung.
Nehmen Sie die Hitzerekorde und
die verheerenden Waldbrände.
Denken Sie an die jüngsten Berg-
stürze oder die zunehmenden
Überschwemmungen und Dürren.
Das Ringen um das beste Konzept
ist Demokratie. Ich glaube, dass
sich am Ende die Verantwortung
durchsetzt.

SN:Große Teile der Europäischen
Volkspartei machten zuletzt
mobil gegen Teile des Green
Deals, etwa gegen Pestizidabbau
und Renaturierung. Sie werfen
der Kommission Überregu-
lierung, einen Angriff auf den
Bauernstand und die Ernäh-
rungssicherheit vor.
Die EVP hat die Gesetze des Euro-
päischen Green Deals stets unter-
stützt und zum Teil sogar verbes-
sert, weil sie die Notwendigkeit
sieht und die Schöpfung bewahren
will. Sie will auch in Zukunft eine
wichtige gestaltende Kraft im
Kampf gegen den Klimawandel
sein. Aber die EVP verweist zu
Recht darauf, dies gemeinsam mit
unseren Bürgern anzugehen – was
ich ganz ausdrücklich unterstütze.
Denn die Landwirtschaft leidet am
meisten unter den Klimaverände-

rungen. Wir müssen Klima und
Natur schützen und zugleich der
Landwirtschaft helfen. Ihre wichti-
ge Arbeit ist für uns alle von hohem
Wert. Deswegen fördern wir massiv
die Umstellung auf moderne, natur-
schonende Methoden in der Land-
wirtschaft, die die notwendigen Er-
träge sicherstellen. Über den besten
Weg dorthin können wir immer ger-
ne diskutieren.

SN: Der türkische Präsident
Recep Tayyip Erdoğanmöchte
die Beitrittsgesprächemit
der EUwiederbeleben, die
seit 2018 de facto eingefroren
sind. Ist das realistisch?
Auch ich begrüße zunächst, dass
Präsident Erdoğan ein enges Ver-
hältnis zur Europäischen Union an-
strebt. Wir haben ein gemeinsames
strategisches Interesse, die Bezie-
hungen zwischen der EU und der
Türkei zu vertiefen. Ich denke hier
beispielsweise an eine Modernisie-
rung der Zollunion. Das geht nicht
von heute auf morgen und erfordert
Schritte auf beiden Seiten. Aber es
wäre ein wichtiger Fortschritt.

Auf einem anderen Blatt steht
das Thema Beitrittsprozess. Hier
gibt es klare Regeln, die vor allem an
die Erfüllung von Voraussetzungen
geknüpft sind, die für alle Kandida-
ten gleichermaßen gelten. Wenn es
auf der türkischen Seite eine neue
Dynamik in Richtung einer Annä-
herung an europäische Standards
gibt, ist das positiv zu bewerten,
denn das war nicht immer so. Wir
berichten regelmäßig allen 27 Mit-
gliedsstaaten über die ganz konkre-
ten Schritte der jeweiligen Beitritts-
kandidaten – so auch die der Tür-

kei. Dann liegt es bei den Mitglieds-
staaten, die richtigen Schlüsse da-
raus zu ziehen.

SN: Putins Krieg gegen die
Ukraine kann noch lange dauern.
Wie lange hält die EU ihre
Unterstützung für die Ukraine
durch – politisch wie finanziell?
Wir werden so lange an der Seite
der Ukrainerinnen und Ukrainer
stehen, wie das nötig ist. Die Ukrai-
ne kämpft auch für unsere Freiheit
und unsere demokratischen Werte.
Russland hat klargemacht, dass es
Grenzen in Europa nicht mehr re-
spektiert. Der Kreml schüchtert ein
und erpresst. Sowohl uns durch das
Einstellen von Energielieferungen
als auch viele von Hunger bedrohte
Menschen im globalen Süden durch
die Blockade der Getreideschiffe im
Schwarzen Meer. Die Kriegsverbre-
chen an Alten, Frauen und Kindern
zeigen, dass Putin auf nichts Rück-
sicht nimmt. Wenn Russland damit
davonkommt, ist unsere Friedens-
ordnung zerstört. Ich glaube, dass
viele Europäerinnen und Europäer
gut verstanden haben, was in der
Ukraine auch für sie auf dem Spiel
steht. Für unsere Demokratie und
Freiheit kann es kein Preisschild
geben.

SN:Wannmuss Russland für
die Schäden bezahlen und
Putin für die Kriegsverbrechen?
Russland zahlt jetzt schon einen
bitteren Preis, weil Milliardenein-
nahmen aus dem Verkauf fossiler
Brennstoffe weggebrochen sind.
Auch die Sanktionen nagen lang-
sam, aber unerbittlich am Funda-
ment der russischen Wirtschaft.

Ohne westliche Technik wird die
Wirtschaft immer weiter den An-
schluss verlieren. Der Internationa-
le Strafgerichtshof hat einen Haft-
befehl gegen Russlands Präsidenten
Wladimir Putin erlassen. Er kann
sich praktisch nicht mehr aus dem
Land bewegen. Die EU und viele
Verbündete weltweit prüfen, wie
die eingefrorenen russischen Ver-
mögenswerte für den Wiederauf-
bau der Ukraine genutzt werden
können. Das ist angesichts der mut-
willigen Zerstörung ziviler Infra-
struktur gerecht.

SN:Österreich hat 2022 rund
100.000 illegale Grenzübertritte
verzeichnet. Kanzler Nehammer
sagt, das europäische Asylsystem
sei gescheitert. Hat er recht?
Europa fehlt seit Jahren ein funktio-
nierender Gesetzesrahmen, um das
Thema Migration effektiv anzuge-
hen. Jetzt sind wir – auch dank der
Unterstützung von Österreich –
kurz davor, den europäischen Asyl-
und Migrationspakt gemeinsam zu
verabschieden.

Gleichzeitig arbeiten wir konse-
quent daran, die irreguläre Migra-
tion anzugehen und die Hebel zu
nutzen, die wir haben. Beispiel Bal-
kanroute – da ist die irreguläre Zu-
wanderung gegenüber dem Vorjahr
um 25 Prozent zurückgegangen,
weil wir das Visa-Problem mit Ser-
bien angegangen sind, auf mehr Zu-
sammenarbeit mit unseren Front-
ex-Grenzschützern gedrungen ha-
ben und als EU in besseren Schutz
der Außengrenzen in Rumänien
und Bulgarien investieren.

Oder nehmen Sie das jüngste Ab-
kommen mit Tunesien. Europa hilft
bei der wirtschaftlichen Entwick-
lung, beim Handel, bei der Ausbil-
dung der vielen jungen Leute und
bietet Zusammenarbeit beim Auf-
bau von Strom- und Windenergie,
die wir in Europa brauchen. Im Ge-
genzug verstärkt Tunesien den
Kampf gegen Schmuggler und
Schleuser und kooperiert bei der
Rückführung derer, die kein Bleibe-
recht in der EU haben. Diese neue
Art der Zusammenarbeit ist für
mich eine Blaupause für andere
Staaten in der Region.

SN: Es gab auch Kritik am
Abkommenmit Tunesien.
Besteht die Gefahr, dass die
EUmit Staaten zusammen-
arbeitet, die dieMenschenrechte
vonMigranten nicht achten?
Wir wollen mit Tunesien eine län-
gerfristige Partnerschaft auf Au-
genhöhe. Natürlich gehört zu einer
vertrauensvollen Zusammenarbeit,
dass man nicht nur über Zukunfts-
chancen und wirtschaftliche Inte-
ressen spricht, sondern auch über
andere Themen, die beiden Seiten
wichtig sind. Die EU wird in ihren
Beziehungen mit allen Partnern
weltweit immer auf den Schutz von
Menschenrechten achten.

SN: In knapp einem Jahr finden
dieWahlen zum EU-Parlament
statt, danachwird auch die
Kommission neu bestellt. Stehen
Sie für eine zweite Amtszeit
zur Verfügung?
Ich habe noch keine Entscheidung
gefällt. Die Europawahl ist erst im
Juni 2024. Und es ist ja auch so, dass
die Menschen zu Recht von uns er-
warten, dass wir angesichts der Fül-
le an Krisen Antworten geben – je-
den Tag neu. Hier sehe ich meine
wichtigste Pflicht.

„Das Ringen um das beste Konzept ist Demokratie. Ich glaube, dass sich am Ende die Verantwortung durchsetzt“,
sagt Ursula von der Leyen zu Angriffen auf den Klimaschutz.
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„Für Freiheit kann es
kein Preisschild geben“
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Wenn Sie mehr über unsere Arbeit erfahren und über EU-Initiativen  
auf dem Laufenden bleiben wollen, freuen wir uns,  

wenn Sie uns in den sozialen Medien folgen  
und / oder unseren Newsletter unter  

comm-rep-vie-presse@ec.europa.eu abonnieren.

www.ec.europa.eu/austria

/ekoesterreich

/EUKommWien

/eukommission_at


